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Berichtigungen. 



S. 10. Z. 9. V. o. ist nach dem Worte »Betrage« ein »von« einzuschalten. 

S. 10, Z. 25. »»»»» » » » 

S. 10. Z, 37. * soll »Massengebühren« anstatt »Grubenmass — « heissen. 

S. 11. Z. 3. » » »Tatsachen« » »Thatsachen« » 

S. 13. Z. 21. » haben die Worte »von ihm« wegzufallen. 

S. 13. Z. 22. * soll »angemessene« statt »verhältnismässige« stehen. 

S, 13, Z. 27, » » »toter« » »todter« heissen, 

S, 14. Z, 16- V. u. » »vorgeschriebenen« statt »vorgeschrieben« heissen, 

S. 14. Z. 24. « ist nach dem Worte »Verhältnis« ein »von« einzuschalten.« 

S. 17. Z. 12. V. o. ist nach dem Worte »Gesamtkapital« ein »von« einzuschalten 

S. 17. Z, 3. V. u. soll »deutschen« statt »Deutschen« stehen. 

S. 21. Z. 7. V. o. soll »des Landesausschusses« statt »der Landesausschusses« stehen. 

S. 22. Z. 23. » » »Sphäre« » »Sfare » 

S. 23. Z. 11. v. u. » »Landesausschusse« » »Landessauschusse« » 

S. 25. Z. 15. V. u. » »Landesausgaben« » »Landesausgeben« * 

S. 28. Anm. 5. Z. 12. soll >eines« » »ein« » 

S. 29. Z. 15. V. o. soll »Deutschen« » »Deutsche« » 

S. 29- Z. 4. V. u. ist das Wort »nicht« zu streichen. 

S. 30. Anm. 6. Z. 9- soll »Autors« statt »Autoren« heissen. 

S. 30. Z. 22. V. o. soll nach dem Worte »Fassung« »fest« Statt »an« stehen. 

S. 31. Z. 4. » ist nach dem Worte »Verhältnisse« ein »von« einzuschalten. 

S. 31. Z. 12. » » » » » »Umgangssprachen« ein »von« einzuschalten. 

S. 31. Z. 4. V. u. » » » » »Verhältnisse« » » 

S. 32. Z. 1. » soll »bedeutenden« statt »bedeutende« heissen. 

S. 61. Z. 15. V. o. » »Entwicklungsgeschichte« statt »Entwicklungsgesichte« heissen. 



S- 82. Z. 2. * » »Professors« 

S. 82. Z. 7. » » »für das Jahr« 

S. 86. Z. 2. » » »Bevölkerungsquote« 

S. 93. Z. 29. > » »ihnen« 

S. 94. Anm. 27. 2.. 13. soll »bedurften« 

S. 113. Z. 20. V. o. soll »nach« 



»Professoren« » 

»ür das Jahr« 

»Bevölkerungsquotes« 

»ihren« 

»bedürften« 

»noch« 
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Als die deutsche Öffentlichkeit aus der Arbeit des Prof. Dr. 
Freih. von Wieser »Die deutsche Steuerleistung und der öffent- 
liche Haushalt in Böhmen« nach Intention und über unmittel- 
baren Anlass seitens des Autors ernste und kühne politische 
Schlussfolgerungen zog, machte sich das Bedürfnis fühlbar die 
Methode und die Ergebnisse der Erhebungen des Prof. Wieser 
einer sachlichen und genauen Kritik zu unterziehen und durch 
eine Kette von Daten, insofern dieselben im Bereiche der natio- 
nal gesonderten Steuerleistung überhaupt erreichbar sind, zu einem 
der nüchternen Wahrheit Rechnung tragenden Resultate zu gelangen. 

Der Centralausschuss des böhmischen Volksrates ^»Närodn{ 
Rada« ist bald darauf, als die Wiesersche Arbeit in einem Se- 
paratabdrucke erschien, an einen Kreis von Fachmännern mit 
dem Ersuchen herangetreten, die^e wahrlich schwierige Aufgabe 
auf sich zu nehmen ) die Initiative, auf das Buch Wiesers in 
einer recht kurzen Zeit mit einer selbständigen Arbeit zu ant- 
worten, hat ihre Verwirklichung nur der Opferwilligkeit der Herren 
Autoren zu danken. An Arbeiten des Redaktionskomitees be- 
teiligten sich ausser den letzteren auch die Herren Dr. Herold, 
Prof. Dr. Fiedler und der Gefertigte. 

Die Antwort auf die Wiesersche Arbeit befasst sich absicht- 
lich nicht mit deren politischen Auslassungen, sie war im Gegen- 
teil bestrebt, sich an die präcise Sprache von Ziffern und Fakten 
zu halten. Politische Deduktionen wird sich der Leser selbst ab- 
leiten. 

Die Antwort hat auch das System der Schrift des Freiherrn 
Wieser eingehalten. Es erschien bloss an der Zeit, an die Spitze der- 
selben eine Erwägung zu stellen, welche vom allgemeinen Stand- 
punkte die Frage löst, ob eine Berechnung von Lasten nach 
den Nationalitäten überhaupt möglich und durchführbar ist. 

Prag, im November 1904. 



Für die Redaktion: 

Dr. Ladislav Dvofäk. 



I. 

Allgemeine Erwägung. 

Wie erwähnt, sind zum Gegenstande der ziemlich umfang- 
reichen Arbeit des Freiherrn Wieser Erhebungen gemacht worden, 
durch welche die von beiden Volksstämmen in Böhmen entrich- 
teten Steuerquoten festgestellt werden sollten ; aus den ermittelten 
Quoten wurden dann nicht nur in der erwähnten Arbeit, sondern 
auch insbesondere in der deutschen Journalistik politische De- 
duktionen von grösster Tragweite abgeleitet. 

Es unterliegt allerdings keinem Zweifel, dass es in der 
jetzigen Zeit, wo als Ideal allgemeines und gleiches Wahlrecht 
und gleichmässige Geltendmachung des Einzelnen ohne Rücksicht 
auf Geschlecht oder Vermögen aufgestellt wird, zum geringsten 
als ein Anachronismus bezeichnet werden muss, wenn man mit 
dem plutokratischen Gedanken der politischen Vertretung nach 
Verhältnis der wirtschaftlichen Kraft kommt — denn der Sinn 
der bereits erwähnten Steuerquoten lässt keine andere Auslegung 
zu, als dass dieselben eben nur als Zeichen und Verhältniszahl 
der wirtschaftlichen Kraft zu gelten haben. Das Postulat der Tei- 
lung der politischen Rechte nach Massgabe der gezahlten Steuern 
und Abgaben wäre ja heutzutage noch mehr absurd, wenn man 
nicht voraussetzen sollte, dass die letzteren im Verhältnisse 
zu der wirtschaftlichen Kraft des Einzelnen vorgeschrieben werden. 
Denn das Resultat dessen wäre — sit venia verbo — -. der Kauf 
der politischen Rechte und mithin eventuell auch einer ungerecht- 
fertigten Vorherrschaft über Volksschichten, die aus was immer 
für Grüöden ausserstande sind, sich diese Vorherrschaft zu kaufen, 
obzwar sie für die Existenz des Staates (schon z. B. wegen der 
Wehrpflicht) ebenso wie die herrschenden Schichten wichtig und 
mit Rücksicht auf den Bestand des Staates schutzbedürftig sind. 

Nichtsdestoweniger ist es doch von Bedeutung auch vom 
allgemeinen Standpunkte festzustellen: I. ob diese Tei- 
lung der wirtschaftlichen Kraft nach Verhältnis der gezahlten 
Steuern möglich und richtig ist ; II. ob und wie eine richtige 
Teilung von Steuerprästationen zweier nebeneinander lebenden 
Nationalitäten möglich ist und III. wie in dieser Beziehung auf 
das österreichische, namentlich Staatsfinanzsystem Rücksicht zu 
nehmen ist. 
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1. Da lediglich bei einem bestimmten Individuum von Natio- 
nalität die Rede sein kann, gelangt man natürlich zur Frage, 
ob vom allgemeinen Standpunkte aus der Höhe der gezahlten 
Steuern und Abgaben auf die wirtschaftliche Kraft des Getrof- 
fenen geschlossen werden kann und wie es möglich ist, aus der 
Gesamtzahl der einzelnen Individuen die Quote der betreffenden 
Natiortalität zu konstruieren. 

Man sieht nun in der modernen Finanzlehre und Finanzpraxis, 
dass die Oberhand die Idee gewonnen hat, dass Jeder zu den 
öffentlichen Bedürfnissen vor allem (oder ausschliesslich) nach 
Massgabe seiner Fähigkeit öffentliche Lasten zu tragen hat. Sollte 
dieses Ideal durch eine einzige direkte Einkommensteuer ver- 
wirklicht werden, (was allerdings die moderne Theorie und 
Praxis mit Recht als eine Utopie verworfen hat), so könnten wir 
gewiss — rein theoretisch genommen — den zugedachten Steuer- 
satz für einen im Grossen und Ganzen richtigen Massstab der 
wirtschaftlichen Kraft des getroffenen Individuums halten und 
der Inbegriff der von allen zu der fraglichen Nationalität gehö- 
rigen Personen entrichteten Steuern möchte dann die auf diese 
Nationalität entfallende Quote ausmachen, die als Verhältniszahl 
zur Vergleichung der wirtschaftlichen Kraft derselben mit der 
wirtschaftlichen auf gleiche Art und Weise ermittelten Kraft der 
anderen Nationalität zu dienen geeignet wäre. In diesem Falle 
gäbe es sohin keine allzugrosse Schwierigkeiten; leider ist ein 
solcher Fall nach den heutigen Erfahrungen unmöglich. 

Was mit einer Steuer nicht zu erreichen war, das bemühten 
sich die modernen Staaten durch ein ganzes Finanzsystem zu er- 
zielen, nämlich durch den Inbegriff mehrerer Steuern und Ab- 
gaben, die behufs Erreichung des erwähnten Ideals einander zu 
ergänzen haben. 

Es ist daher aufliegend, dass auch dann, wenn das Ideal der 
Belastung durch öffentliche Lasten entsprechend der Fähigkeit 
sie zu tragen durch das Finanzsystem verwirklicht erscheint, 
bei der Ermittlung der Verhältniszahl für die wirtschaftliche Kraft 
des Einzelnen alle Quoten in der Steuerbelastung berücksichtigt 
werden müssten, die auf ihn direkt oder indirekt aus allen 
Gliedern des Finanzsystemes entfallen und dass man fehlgehen 
würde, sollte man die eine oder die andere Steuer zu B. direkte 
Steuern herausgreifen. Insbesondere ist hervorzuheben, dass es sich 
durchaus nicht empfehlen würde, die sog. indirekten Steuern bei- 
seite zu lassen, die wohl in den Praeliminarien der modernen 
Staaten durchaus nicht eine quantit^ n6gligeable sind, indem sie 
bald fast die Hälfte, bald auch mehr als die Hälfte der gesamten 
Staatseinnahmen ausmachen. Dies müsste auch derjenige im Auge 
behalten, der nur die wirkliche Steuerleistung von zwei Personen- 
gruppen in Vergleich ziehen wollte. 

Allein, wie lassen sich nun diese Steuerquoten aufteilen? Der 
Gesetzgeber ist bei dem Aufbaue eines jeden Finanzsystemes in 



der Regel von der Vorstellung ausgegangen, dass einige Abgaben 
von denjenigen, welche sie entrichten, auch tatsächlich getragen 
werden, d. h. dass sie denselben nicht von Dritten durch privat- 
wirtschaftliche Rechtsakte ersetzt werden — das sind die sögen, 
direkten Steuern ; andere Abgaben wollte er schon wegen der 
Bequemlichkeit der Einhebung bestimmten Personen auferlegen, 
die nicht deren Träger sein sollten, sondern bezüglich deren er 
voraussetzte, dass sie diese Abgaben eben durch privatrechtliche 
Verkehrsakte auf andere Personen, wirkliche Träger dieser Steuern, 
überwälzen werden — das sind die sogen, indirekten Steuern. 
Schliesslich kommen Abgaben nach dem Gebührenprinzipe in 
Betracht, als Entgelt für besondere Dienstleistungen des Staates, 
über die man hinweggehen kann, weil sie im grossen Ganzen 
nicht so nach der wirtschaftlichen Kraft des Zahlers, als nach 
dessen Bedarf derartiger Akte auferlegt zu werden pflegen.*) 

Die Richtigkeit dieser Voraussetzung angenommen, könnte 
man die Teilung nach den individuell gezahlten Quoten an den 
direkten Steuern in Angriff nehmen, bei den undirekten Steuern 
würde es aber an jedem absoluten Massstabe überhaupt mangeln. 
Supponiert man, dass die indirekten Steuern in ihrem ausschlag- 
gebenden Teile Gegenstände notwendiger oder wenigstens häu- 
figer Konsumption der Massen erfassen, so wird man die Auf- 
teilung dieser Steuern nach der Kopfzahl für annehmbar halten 
können (cf. z. B. eine Zuckerraffinerie zahlt für ' den in den in- 
ländischen Konsum gesetzten Zucker 1,000.000 K ; dieser Betrag 
kann wohl nicht zu der von dem Raffinerieunternehmer gezahlten 
Steuerquote zugerechnet werden, denn ihm wird diese Steuer 
durch den Preis des Zuckers von den Konsumenten rückvergütet. 
Weil der Konsum des Zuckers bei Personen aller Schichten im 
Grossen und Ganzen gleich sein dürfte — wenn Reichere mehr 
Zucker verbrauchen, um Eingekochtes zuzubereiten, sind Ärmere 
wiederum insbesondere auf Kaffee und ähnliche Getränke ange- 
wiesen, die versüsst werden müssen — wird man die von 30.000 
Menschen der Nationalität A und 70.000 Menschen der Nationalität 
B gemeinschaftlich gezahlte Steuer mit den Beträgen 300.000 K : 
700.000 K teilen). 

Würde man so dividirt haben, so würde man Ziffern be- 
kommeUj welche das Verhältnis der wirtschaftlichen Kraft nach 
der Vorstellung ausdrückten, die dem Staate diesbezüglich vor- 
schwebte — wiederum freilich unter der Voraussetzung, dass 
der Staat tatsächlich und tatkräftig das Ziel der Belastung der 
Einzelnen durch öffentliche Lasten entsprechend ihrer Fähig- 
keit verfolgt hat. 

Allein auch dann, wenn das Finanzsystem nach Tunlichkeit 
fortschrittlich und bestrebt wäre, seinem Zwecke sogut als möglich 



*) Wer auch diese Abgaben teilen wollte, dem würde nichts anderes als 
die individuelle Teilung übrig bknben. 



zu entsprechen, würden nachstehende Umstände doch immer 
einer richtigen Teilung der Abgaben in erheblichem Masse hin- 
derlich sein: 

1. Das Fortdauern von älteren aus finanztechnischen resp. 
aus Gründen des Gleichg^ichtes in dem öffentlichen Haushalte 
beibehaltenen und den modernen Einrichtungen nicht mehr Rech- 
nung tragenden Steuern. 

2. Steuerexemptionen, die aus verschiedenen die Fähigkeit 
des Steuerträgers mitunter nicht berührenden Gründen in jedem 
Staate, wenn auch nicht in Form einer völligen Befreiung, so doch 
in Form eines niedrigeren Steuersatzes zulässig sind. 

3. Mängel in dem Verfahren, Möglichkeit der Verkürzung 
(Defraudation) und Hinterziehung von Steuern. 

4 Progressivität und Degressivität einer bestimmten Abgabe, 
insoferne man in höherem Einkommen nicht eine unverhältnis- 
mässige Steigerung der wirtschaftlichen Kraft erblicken wollte. 

Man wird einsehen, mit welchen Schwierigkeiten und mit 
welchem Apparat von Voraussetzungen man zu irgend einem End- 
urteile über die wirtschaftliche Kraft des Einzelnen gelangen 
könnte ; noch schwieriger ist es jedoch, wenn man ermitteln sollte, 
wieviel der Einzelne von den öffentlichen Abgaben wirklich zu 
tragen hat. Schuld daran ist die Überwälzung, eine der kompli- 
ziertesten Erscheinungen des Einflusses öffentlicher Massregeln auf 
die Privatwirtschaft, und es ist. allbekannt, dass man bisher nicht 
über eine statistische Grundlage verfügt, um bezüglich der wirkli- 
chen Tragung der öffentlichen Lasten zu wenn auch noch so 
wenig zufriedenstellenden Schlussfolgerungen zu gelangen. Bloss 
das steht fest, dass bei dem Getroffenen die Tendenz mit der 
Steuerentrichtung wach gerufen wird, einen Anderen wenigstens 
einen Teil der Last mittragen zu lassen; weitere Erhebungen 
sind überaus verwickelt und knüpfen sich an einzelne konkrete 
Fälle. 

Nach dem heutigen Stande der Wissenschaft 
lässt es sich überhaupt nicht mit Bestimmtheit sa- 
gen, wieviel und welche ö f f e ntlichen Steuern und 
Abgaben der Einzelne trägt. Es ist daher schwer bezüghch 
der Tragung der öffentlichen Lasten Schlussfolgerungen zu ziehen. 
Denn selbst wenn man im besten Falle die gezahlte Quote feststellt 
kann man doch die Antwort geben, ohne dass sich dies wegdispu- 
tieren Hesse, dass es nicht angeht, die wirkliche auf dem Einzelnen 
lastende Steuerpflicht zu berechnen (schon daraus ergibt sich 
die Labilität der Behafidlung der politischen Rechte nach dem 
Massstabe der gezahlten — nicht der getragenen — Steuern). 
Und dies sollte nicht ausser Acht gelassen werden und dies ist 
gewiss jedem modernen Nationalökonomen bekannt. 

IL Sollte man trotzdem — allerdings mit der grössten ob- 
besagten Vorsicht — irgendwelche Verhältniszahlen gewinnen, 
die für den Einzelnen nur bis zu gewissem Grade und unter 
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zahlreichen Kautelen ihre Berechtigung hätten, wie hätte man in 
Ansehung der nationalen Aufteilung dieser Quoten vorzugehen ? 
Dass man hiebei von dem Einzelnen ausgehen müsste, steht 
ausser Frage, denn nur bei ihm kann man von Nationalität 
sprechen. Es steht fest, dass nur bei einem bedeutend kleinen 
Teile der vereinsähnlichen Handelsgesellschaften (z. B. Aktien- 
gesellschaften) von dem nationalen Momente die Rede sein kann, 
da sich nicht einmal die faktischen Besitzverhältnisse bezüglich 
der in Betracht kommenden Aktien feststellen lassen. Überdies 
ist gerade dieser Besitz etwas Unstetes, Fluktuierendes, namentlich 
was die Börsenpapiere betrifft. Hier erscheint auch viel auslän- 
disches Kapital engagiert, das für die inländische Nationalitäten- 
frage durchaus ohne Belang ist (die notorische Teilnahme des 
englischen und französischen Kapitales an verschiedenen öster- 
reichischen Unternehmungen). Auch diese Gesellschaften verfolgen 
in der Regel die einzige, d. i. wirtschaftliche Politik — ohne sich 
um die nationalen Kämpfe zu kümmern, aber auch, wenn dies 
von ihren Beamten und Bediensteten geschieht, geschieht dies per 
nefas, nachdem die Letzteren als Vertreter eines Kapitals auf- 
treten, das im Sinne der Programmziele einer inländischen Politik 
nicht ausgenützt werden soll und dessen Inhabern an dem natio- 
nalen Kampfe keine Teilnahme zukommt und die kein rechtliches 
und moralisches Interesse an demselben haben. Ein derartiges 
Vermögen, resp. Einkommen, das unmöglich einer bestimmten 
Nationalität zugutegeschrieben werden kann, findet man auch in 
dem Vermögen einiger Vereine, juristischer Personen, überhaupt 
im öffentlichen Gute und Vermögen, in dem Vermögen von zu 
keiner hiesigen Nationalität angehörigen Ausländern und Israeliten 
^wiefern einzelne davon durch ihre Gesamtlebensweise und 
event Familienverbände nicht für Mitglieder einer bestimmten 
Nationalität gehalten werden müssen). 

Dass für die Nationalität einesjeden das widersinnige Be- 
kenntnis der Umgangssprache nicht den Ausschlag geben kann, 
bedarf wohl kaum einer besonderen Erörterung. 

Man sieht folgerichtig ein, dass die Steuer und somit auch 
die wirtschaftliche Kraft in einem Lande, wo zwei Volksstämme 
neben einander leben, in drei Gruppen einzuteilen wäre: 

1. und 2. die Quoten der beiden Nationalitäten, 

3. den Anteil, bei dem man von Nationalität .nicht sprechen 
kann und der event. faktisch oder anscheinend die Kraft der vor- 
herrschenden Nationahtät vergrössert, aber der an deren Bestände, 
Erhaltung und Änderung kein Interesse hat und mit der Richtung 
der Regierung alle Änderungen unbeanstandet mit durchmacht. 
Dieser Anteil muss mit Recht bei der Feststellung der Quote der 
einen oder der anderen Nationalität ausser Anschlag bleiben. 

in. Anlangend die speciell österreichischen Verhältnisse, so 
werden in den Voranschlägen der in dem Reichsrate vertre- 
tenen Königreiche und Länder die öffentlichen Abgaben grund- 
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sätzlich als direkte Steuern, indirekte Abgaben und Zolle klassi- 
fiziert. Zu den direkten Steuern zählt die Grund-, Haussteuer 
(Hauszins-, Hausklassen- und 57o Hausertragssteuer) und die 
durch das Gesetz vom 25. Oktober 1896 Z. 220 R. G. Bl. einge- 
führten Personalsteuern : die allgemeine Erwerbsteuer, die Erwerb- 
steuer der Unternehmungen mit öffentlicher Rechnungslegung, die 
Rentensteuer, die Steuer von höheren Dienstbezügen und die Per- 
sonaleinkommensteuer. Das Erträgnis dieser Abgaben wurde in 
dem Voranschlage für das Jahr 1904 mit dem Betrage 293,315.562 K 
veranschlagt. 

Unter dem Titel »indirekte Abgaben« führen die Voranschläge 
die Verbrauchssteuern an: die Spiritussteuer, die Steuer von dejr 
Erzeugung von gepresster Hefe, die Zucker-, Wein- und Most- 
steuer, Fleisch- und Schlachtviehsteuer, Mineralölsteuer, Akzise 
in den sog. geschlossenen Städten (resp. Pachtzins, da die Ein- 
hebung der Steuer selbst vorwiegend verpachtet wird), ferner die 
monopolartig eingehobene Tabak- und Salzsteuer, Taxen und 
Gebühren, die Fahrtkartensteuer, die besondere auf Handel, Aus- 
schank und Kleinverschleiss von geistigen gebrannten Getränken 
gelegte Abgabe. Ausserdem kommen als > indirekte Abgaben« 
Lotto und Puncirung vor, von denen das erstere als Verkehrs- 
steuer von Glückswetteverträgen, die letztere als Gebühr für be- 
sondere Amtsverrichtungen aufzufassen ißt. Das Erträgnis der 
indirekten Abgaben wurde für das Jahr 1904 im Ganzen mit dem 
Betrage 794,991.350 K veranschlagt, wovon auf die Verbrauchs- 
steuern, Salz und Tabak mitin begriffen, der Betrag über 597 
Millionen K, auf die übrigen »indirekten Abgaben« der Betrag 
über 197 Mill. K (auf Stempel, Gebühren und Taxen insbesondere 
der Betrag von 148,893 000 K) entfiel. Aus den vorausgeschickten 
Budgetsdaten erhellt, dass in der österreichischen Finanzwirt- 
schaft mehr als irgendanderswo die indirekten Abgaben, nament- 
lich die Verbrauchssteuern, eine durchaus wichtige Rolle spielen. 
Ausser diesen in den Einnahmen des Finanzministeriums ange- 
führten Abgaben zählen zu den öffentlichen Abgaben auch einige 
anderen in den Voranschlägen anderer Ministerien vorkommen- 
den Abgaben mit Gebührencharakter (im Sinne der Finanzwissen- 
schaft — z. B. Schulgeld, Prüfungstaxen), Grubenmass- und 
Freischurftaxen, Militärtaxe u. m. a. 

Wenn man die in dem obigen Absätze aufgeworfene Frage 
einer eingehenderen Erörterung unterwirft: ob es möglich ist, die 
wirtschaftliche Kraft nach Massgabe der gezahlten Steuerquoten 
zu teilen — unter Berücksichtigung der einzelnen wenigstens haupt- 
sächlichen^) in dem Steuersysteme der Länder Cisleithaniens vertre- 
tenen Abgaben — , so gelangt man zu nachfolgenden Resultaten: 

') Die Ausserachtlassung von einigen finanziell untergeordneten oder 
einem besonderen Zwecke (Militärtaxe) dienenden Abgaben dürfte das End- 
urteil wohl kaum beeinflussen. 
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Bei den direkten Steuern — mit Ausschluss der Personal- 
einkommensteuer — werden bloss objektive, den Gegenstand der 
Steuer bestimmende Thatsachen ermittelt, — nicht auch dieje- 
nigen, welche auf das Subjekt Bezug haben — es wird daher auf 
die besonderen individuellen Verhältnisse des Subjektes selbst, 
so insbesondere auf dessen Verschuldung keine Rücksicht ge- 
nommen. Dass die auf solchen Grundlagen festgestellten Steuer- 
quoten unmöglich zur Richtschnur für die Beurteilung der wirt- 
schaftlichen Macht des Einzelnen genommen werden können, 
liegt wohl auf der Hand. (Stellen wir uns z. B. zwei Ansiedlungen 
mit demselben Katastralertrage vor, von denen jedoch die eine 
bedeutend verschuldet, die andere schuldenfrei ist, so sehen wir 
die Richtigkeit des besprochenen Grundsatzes auf ersten Blick 
ein. Beide Güter werden zwar dieselbe Steuer entrichten, dass 
jedoch »die wirtschaftliche Kraft« des Besitzers des schulden- 
if reien Gutes eine grössere ist, wird kaum Jemand bezweifeln 1) — 
Ausserdem sind die Objekte mitunter, ja in der Rfegel, auch nicht 
genau bestimmt, nicht selten sind die Bemessungsgrundlagen 
schwankend und unbestimmt, lauter Umstände, die jedes noch so 
ungenauere Urleil über den Zusammenhang der Steuerquote mit 
der wirtschaftlichen Kraft des Steuerzahlers unmöglich erscheinen 
lassen. (Den besten Beweis hiefür liefert z. B. die monströse Vor- 
schrift des § 32 des Ges. vom 25. Oktober 1896 Z. 220 R. G. Bl., 
dergemäss die Kommission den Steuersatz nach ihrem freien Er- 
messen, auf Grund einer imaginären Grösse zu bestimmen hat: 
der durchschnittlichen Ertragsfähigkeit, die durch Vergleichung 
mit einer anderen geradeso imaginären Grösse : durchschnittlicher 
Ertragsfähigkeit anderer Erwerbsunterrnehmungen derselben Steuer- 
gesellschaft festgestellt wird.) Allein selbst in der gezahlten Steuer- 
quote der Personaleinkommensteuer, unserer einzigen subjektiven 
Steuer, lässt sich ein verlässlicher Wegweiser bei der Beurteilung 
der wirtschaftlichen Kraft des Einzelnen nicht finden, höchstens 
den einzigen Fall ausgenommen, wo den Steuergegenstand aus- 
schliesslich die genau ermittelbaren und nicht verschweigbaren 
Dienstbezüge ausmachen. Wenn man erwägt, wie kraft der Durch- 
führungsvorschriften der steuerpflichtige Ertrag festgestellt wird, 
wenn man in*s Auge fasst, dass der Staat selbst an dem wo- 
möglich grossen Erträgnisse der Steuer interessirt ist, weil sich 
nach dem Gesamterträgnisse auch das erhöhte Einkommen zu 
seinen Gunsten richtet und dass diesen Standpunkt — wie die 
Erfahrung lehrt — das Finanzorgan vollständig zur Geltung zu 
bringen bemüht ist, [wobei wenig präcise Gesetzesbestimmungen 
(vergl. insbesondere den Missbrauch des § 214 G. bezüglich der 
Bestimmung der Steuer nach Verhältnis der Ausgabenwirtschaft) 
und der Umstand, dass die nicht besoldeten Kommissionen nach 
tunlichst kurzen Sitzungen sich sehnen, in bedeutendem Masse 
behilflich sind,] so kann man nicht umhin zu dem oberwähnten 
Resultate zu gelangen. 
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Noch weniger als bei den direkten Steuern ergibt sich die 
Möglichkeit die wirtschaftliche Kraft des Einzelnen nach Verhältnis 
der von ihm gezahlten Steuer zu beurteilen bei den in den 
Voranschlägen als »Verbrauchssteuern« bezeichneten Steuern. Als 
Subjekte dieser Steuern — abgesehen von Fällen, in denen die 
Steuerobligation ihren Rechtsgrund in einem Delikte Dritter fin- 
det, — treten die Unternehmer auf, welche wohl von den 
eigentlichen Destinataren und definitiven Steuerzahlern verschieden 
sind und von denen auch nicht die Behauptung am Platze wäre, 
dass sie den ganzen Betrag der von in ihren Betriebsstätten er- 
zeugten Produkten zu entrichtenden Steuer zu Staatszwecken aus 
Eigenem bezahlen und deren wirtschaftliche Kraft folgerichtig 
nach der von denselben einstweilen zu tragenden Steuer nicht 
abgeschätzt werden kann. 

Was die Zölle betrifft, tragen selbe in der Regel den Cha- 
rakter von Konsumsteuern und es findet auf sie das von den 
Verbrauchssteuern obengesagte Anwendung. 

Die in den Präliminarien unter »Stempel und Gebühren« 
zusammengefassten Abgaben, deren gesetzliche Grundlage derzeit 
das geltende Gebührengesetz und dessen Ergänzungen bildet, 
begreifen — wenn man ihren Charakter vom Standpunkte der 
Finanzwissenschaft beobachtet — zwei wesentlich auseinander- 
gehende Kategorien in sich : die eigentlichen Gebühren, d. i. 
Gegenleistungen für specielle Akte der öffentlichen Organe (Gre- 
bühren für Eingaben, Beilagen, amtliche Ausfertigungen usw.) und 
die Verkehrsteuern, d. i. Abgaben, welche bei Gelegen- 
heit verschiedener Akte des privatwirtschaftlichen Verkehres ein- 
gehoben werden. Dass Abgaben mit Gebührencharakter nicht 
nach der wirtschaftlichen Kraft des Getroffenen Zustandekommen, 
wurde bereits oben angedeutet. Allein auch bei denjenigen, die 
den Charakter der Verkehrssteuern aufweisen, ist aus deren Ent- 
richtung ein Schluss auf die wirtschaftliche Kraft des Zahlers 
unzulässig. Der grösste Teil derhieher rangierenden Abgaben — 
und zwar solche, die den grössten Ertrag abwerfen — lässt die 
Überwälzung zu, die namentlich dort vollzogen wird, wo eine 
wirtschaftlich schwächere Person einen Rechtsakt (z. B. einen Ver- 
kaufs-, Darlehensvertrag) mit einer wirtschaftlich stärkeren Person 
eingeht. Dieser Prozess ist umso leichter und wird den Erfah- 
rungen gemäss umso öfter vollzogen, je schwächer die wirt- 
schaftliche Position des einen Kontrahenten ist. (So versteht es 
gewiss der neue Erwerber bei Übertragungen von Immobilien, 
die der Eigenthümer mit Rücksicht auf ihre Überschuldung um 
jeden Preis losschlagen muss, die Steuer auf den Veräusserer zu 
überwälzen entweder dadurch, dass er ihm um den Betrag der 
Steuer weniger gibt und die Steuer selbst entrichtet oder dass 
er sich die Abfuhr der Steuer von Seite des Übergebers vertrags- 
mässig ausbedingt. Ein ähnliches Verhältnis besteht zwischen 
dem Gläubiger und dem Schuldner.) Überdies bildet die regel- 
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massige Grundlage für die Steuerbemessung der Rohwert, wo- 
durch die bemessene Abgabe der Fähigkeit entbehrt als Richt- 
schnur bei der Berechnung der wirklichen wirtschaftlichen Kraft 
des Zahlers zu dienen. Nur ausnahmsweise findet man bei unentgelt- 
lichen Übertragungen, wo auch die Überwälzung durch die Natur der 
Dinge selbst ausgeschlossen ist, dass die Grundlage der sog. Bereiche- 
rungsgebühr der reine Wert bildet und dass die daraufhin zu zahlende 
Steuer als Massstab für die Beurteilung der wirtschaftlichen Kraft 
des Erwerbers zu dienen geeignet wäre — aber ein solches Urteil 
wäre nur insofeme möglich, in wiefern die gleichzeitige Über- 
tragung von Immobilien, die den Gegenstand der unentgeÜUchen 
Übertragung bilden, nicht eine nach dem Rohwerte zu bemes- 
sende Immobilargebühr mit entstehen lässt, deren Konkurrenz 
sodann die Möglichkeit eines genauen Urteiles über die wirt- 
schaftliche Kraft des Zahlers auf Grund der gezahlten Steuer wenn 
nicht ausschliesst, so doch gewiss bedeutend schwächt. 

Aus dieser gedrängten, auf die hauptsächlichsten und finanziell 
ertragfähigsten Abgaben sich beziehenden Erörterung ist es einleuch- 
tend, dass der Charakter und die Normierung der in dem giltigen 
österreichischen Steuersysteme vertretenen Abgaben die Möglich- 
keit eines genauen Urteiles über die den von ihm ge- 
zahlten Steuerquoten wenigstens verhältnismässige 
wirtschaftliche Kraft des Zahlers ausschliesst. Dass 
eine Teilung nach den Nationalitäten umso weniger möglich ist, 
liegt auf der Hand. Eine solche Teilung ist schon deshalb nicht 
möglich, dass ein grosser Teil des Realbesitzstandes und indu- 
strieller Unternehmungen sich bei uns in todter Hand (insbe- 
sondere in Händen der geistlichen Orden), in Händen der Gesell- 
schaften und juristischen Personen,^) der Israeliten und der Aus- 
länder, bezüglich deren die österreichische Steuergesetzgebung 
grundsätzlich auf dem Prinzipe des § 33 a. b. G. B. fusst, 
dem zufolge den Ausländern dieselben Pflichten wie den Inlän- 
dern obliegen, befindet, welches Vermögen, bezw. die von dem- 
selben gezahlten Steuern somit angesichts des Vorausgeschickten 
ausser Anschlag zu setzen wären. 

Mit Rücksicht darauf, dass der eigentliche Steuerträger in den 
meisten Fällen unbestimmt und unbestimmtbar ist, was insbeson- 
dere in dem österreichischen Finanzsysteme wahrzunehmen ist, 
muss man zu dem Resultate gelangen, dass eine Abschätzung 
der Lasten nach den Nationalitäten nicht gut möglich und 
durchführbar ist. 



^) Insbesondere wären specifische Abgaben juristischer Personen, wie 
das Gebührenäquivalent und die Steuer nach dem II. Kap. des Ges. vom 
25. Okt. 1896 Z. 220 R. G. Bl. von der Rechnung auszuscheiden. 



II. 

Der Inhalt der Wieserschen Abhandlung. 

« 

„Die deutsche Steuerleistung und der öffentliche Haushalt 

in Böhmen.^ 

(Erschienen in der »Deutschen Arbeit«, 3. Jahrg., Heft 1—3 1903, dann selb- 
ständig in Buchform, Verlag Duncker und Humblot in Leipzig, 1904.) 

Bei der Berechnung der deutschen Steuerleistung geht Wieser 
von Daten über die Steuerleistung der Schulbezirke in Böhmen 
aus, indem er vorderhand Prag, Reichenberg und Königgrätz, 
welche von der allgemeinen Schulorganisation ausgenommen sind, 
beiseite lässt. Auf dieser Grundlage berechnet er das Verhältnis 
der deutschen Quote zur böhmischen für das Jahr 1898 mit 
42*05:57*98; wenn man Reichenberg hinzuzählt, ergibt sich ein 
Verhältnis 42*91 : 57*09. Behufs Vergleichung führt er auch Daten 
des statistischen Landesbureaus über die Umlagebasis der ein- 
zelnen Vertretungsbezirke an. Nachdem er die gemischten Bezirke 
immer jener Nationalität zugerechnet hat, die in dem Vertretungs- 
bezirke die Majorität besitzt, gelangt er zum Resultate (ohne Prag 
und Reichenberg) 41-07: 58*93 und mit Reichenberg 4196:5804. 
Schliesslich zitiert er Daten eines nicht veröffentlichten Ausweises 
über die bei den einzelnen Steuerämtern für das Jahr 1898 vor- 
geschrieben direkten Staatssteuern, die ihm ein gewisser deutscher 
Abgeordneter auf privatem Wege mitteilte; laut dieses Aus- 
weises beträgt der deutsche Anteil (mit Reichenberg) 43*27o» 
der böhmische (freilich wiederum ohne Prag) 56*8**/o, Vergleicht 
man dieses Ergebnis mit verschiedenen Daten früherer Jahre, so 
insbesondere mit der Publikation >Österr. Statistik« Teil IX, Heft 
4 für das Jahr 1882 und mit Daten über die Umlagegrundlagen 
aus den früheren Jahren von 1882, resp. 1883 angefangen, so ist die 
deutsche Quote binnen 16 Jahren (1882—1898) um 4% gestiegen, 
wogegen die böhmische um dasselbe gefallen ist. Sollte die Ent- 
wcklung so weiter' andauern, so möchte die deutsche Quote die 
böhmische schon in diesen Daten erreichen. 

Die Ursachen dieser Entwicklung hängen mit der verschie- 
denen städtisch-industriellen Entwicklung des deutschen und des 
böhmischen Teiles Böhmens zusammen, infolge deren die ein- 
zelnen Zweige der direkten Besteuerung hier und dort eine durch- 
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greifende Verschiebung erfahren haben. Dies resultiert schon aus 
der allgemeinen Entwicklung des österreichischen Steüerwesens, in 
der wohl auch die gesetzgeberischen Akte eine gewisse Rolle 
mitspielen, der grösste Teil jedoch durch die Ausgiebigkeit 
der einzelnen Einnahmsquellen bedingt ist. Das landwirtschaftliche 
Einkommen stockt und geht zurück, die Städte * wachsen, die 
Industrie und das Kapitalseinkommen treten mehr in den Vor- 
dergrund. 

Wieser berechnet im Einzelnen, dass im Jahre 1882 (wieder- 
um von Prag abgesehen) 
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Kealsteuern 


Real- 


Steuern 


der deutsche Anteil 


34-4 


47-5 


46-4 


der böhmische > 


65-6 


52-5 


53-6 



betragen hat, wogegen nach anderen Quellen und auch anderer 

Methode der 

im Jahre im J. ^1898 

deutsche Anteil 35*27 49*59, resp. 50*48 

böhmische » 64*73 50 41 » 49*52 

beträgt. 

In diesen (durchaus heterogenen) Daten spiegelt sich die 
schnellere städtische und industrielle Entwicklung des deutsches 
Gebietes ab. Wieser hält es hiebei für wahrscheinlich, dass sich 
der Steueranteil des deutschen Landesteiles noch in den sech- 
ziger Jahren ständig unter dessen Populationsquote gehalten hat. 
Wenn man schliesslich den jetzigen Steueranteil mit den 
Populationsquoten beider Nationalitäten (richtig wohl der Um- 
gangssprachen) in Vergleich zieht, so verhält sich die direkte 
Steuerleistung des deutschen Landesgebietes zur böhmischen wie 
135:1, anders gesagt, — der Deutsche bringt an direkten 
V Steuern um ein volles Drittel mehr auf als der Böhme. 

Wieser schliesst dieses Summarkapitel mit der Behauptung, 
dass die Verschiebung der nationalen wirtschaftlichen 
Kräfte, die zu Gunsten der Deutschen in dem letzten Menschen- 
alter (in den letzten 40 Jahren) eingeleitet wurde, sich als eine 
Tatsache von geschichtlicher Bedeutung für Böhmen und 
somit für Österreich darstellt, die für die Deutschen den Aus- 
gangspunkt bilden könnte, um ihnen über die Brücke der 
wirtschaftlichen Kraft den Zugang zu erhöhter poli- 
tischer Macht zu eröffnen. 

Im Kapitel 3 (»die Steuerkraft der deutschen Gemeinde- 
minoritäten«) beziffert Wieser die Steuerkraft der Deutschen in 
den böhmischen Landesteilen überhaupt und behauptet, dass 
das Endergebnis aufgrund der Bezirksschulumlagen (nämlich für 
das Jahr 1902 44^0 der deutschen Quote) nicht vollständig ist. 
Hingegen lässt er die böhmischen Gemeindeminoritäten in dem 
deutschen Landesteile überhaupt ausser Acht. 
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Vor allem berechnet er auf Grund privater Informationen »eines 
der Führer des verfassungstreuen Grossgrundbesitzes« und ver- 
alterter Steuerdaten des Prochazka'schen topographisch-statisti- 
schen Schematismus des Grossgrundbesitzes (aus dem Jahre 1891) 
die Steuerleistung des Grossgrundbesitzes in betreff 
der Grundsteuer. Den Katastralreinertrag bestimmt er für 
die Feudalen und die böhmischen Städte mit . . . 6.164 Mill. fl. 
die Verfassungstreuen und die deutschen Städte . 4.435 » » 

als schwankend und unbestimmt • . • 1.718 > » 

als neutral (kaiserliches Haus, Ausländer u. dergi. . 2.138 » » 

Zusammen . . . 14.455 Mill. fl. 

Durch eine sehr komplizierte Rechnung gelangt er dann zum 
Schlüsse, dass nach dem Landesvoranschlage für das Jahr 1902 
von dem deutschen Conto 0'07®/o, von dem böhmischen aber 
6'3ö% in Abzug zu bringen sind (die Feudalen können ja un- 
möglich zu den Böhmen gerechnet werden), das Conto der Feu- 
dalen soll 3*97oi dasjenige der Indifferenten und Neutralen 2 527o 
des Landespräliminares ausmachen. 

A. Hierauf berechnet er die Anteile der Nationalitäten an 
der allgemeinen Erwerbsteuer überhaupt. Für die 3. und 
4. Steuerklasse liegen Daten nach den einzelnen politischen Be- 
zirken vor. Wieser rechnet wiederum die gemischten Bezirke 
jener Nationalität zu, welche in der Bezirksvertretung die Majo- 
rität hat, und von den Daten für Prag zieht er »unbedfeutende 
Quoten« zugunsten der Deutschen ab. Bezüglich der 1. und 
2. Klasse, für die der Veranlagungsbezirk immer das ganze Gebiet 
der betreffenden Handels- und Gewerbekammer umfasst, stellt 
er ganz Budweis auf das böhmische, ganz Eger und ganz Reichen- 
berg auf das deutsche Conto; aus dem Prager Kammergebiete 
hält er für deutsch volle 757o der I. Klasse und die Hälfte der 
II. Klasse (allerdings nach ausschliesslich privaten Informationen 
ohne Angabe jeder Methode oder Quellen), ähnlich sollen in dem 
Pilsner Kammerbezirke die Deutschen in der I. Klasse wenigstens 
230.000 K, in der IL Klasse 50.000 K zahlen. W. gelangt hierauf 
zu nachstehendem Gesamtbilde: in dem Königreiche Böhmen 
haben an der allgemeinen Erwerbsteuer im Jahre 1902 in Kronen: 

die Deutschen die Böhmen 

. 2,593.000 536.000 



in der I. Klasse 
II. » 

III. » 

IV. ^ 



. 1,044.000 355.« 00 
. 971000 925.000 
. 1,165.000 1,281000 



Zusammen . . . 5,773.000 3,01)7.000 
aufgebracht. 

Er gelangt daher zum Resultate, dass die Deutschen an der 
allgemeinen Erwerbsteuer beinahe um das Zweifache mehr auf 
gebracht haben als die Böhmen. 
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Was insbesondere die von den Deutschen in böhmischen 
Schulbezirken' gezahte allgemeine Erwerbsteuer betrifft, so be- 
stimmt er sie auf Grund derselben privaten Informationen ohne 
Angabe näherer Motivierung im Ganzen mit 1,270.000 K. 

B. Anlangend die von den Unternehmungen mit öf- 
fentlichen Rechnungslegung gezahlte Erwerbsteuer, 
so liegen die Dinge weitaus noch schlimmer. Wieser berücksichtigt 
zwar genauer nur die Aktiengesellschaften, denen im Jahre 1901 
an der Erwerbsteuer 7,336.000 K, wogegen allen Unternehmungen 
mit öffentlicher Rechnungslegung an derselben Steuer 9,081.000 K 
vorgeschrieben worden sind. Die böhmischen Aktiengesellschaften 
treten vor allem. als Banken mit einem Gesamtkapital 33'5 Mill. K 
auf; ferner übertreffen sie die deutschen lediglich in der Brau- 
und Zuckerindustrie, eine bedeutende Vertretung haben sie über- 
dies noch nur in^ der Maschinenindustrie, im Ganzen mit einem 
Aktienkapital von 75*5 Mill. K, was einschliesslich der Banken 
110 Mill. K ausmacht. Hingegen besitzen die deutschen Aktien- 
gesellschaften in Böhmen nach Wieser ein Nominalkapital von 
380 Mill. (einschliesslich 3 grosser Privatbahnen) und gemeinsam 
mit dem Prioritätenkapitale der genannten Bahnen 630 Mill. K. Nach 
Abzug der Bahnen beziffert sich das deutsche Aktienkapital auf 
260 Mill. K (Banken 43-5 Mill. K, Berg- und Hüttenwerke 100, 
Fabriken u. a. mit dem Sitze in Wien 30, Fabriken u. a. mit dem 
Sitze in Böhmen 80 Mill. K), wovon 110 Mill. K in dem deutschen, 
über 150 Mil. K in dem böhmischen Landesteile angelegt sind. 

Bezüglich der Steuerleistung pro 1901 stellt sich die Steuer 
der deutschen Gesellschaften und Gewerkschaften auf 5'6 Mill. K 
und mit Zurechnung des von anderwärts nach Böhmen über- 
wiesenen Vorschreibungskontingentes per 483 Mill. K im Ganzen 
auf 10*4 Mill. K, hingegen sollen die böhmischen Aktienunter- 
nehmungen nur 1*6 Mill. K (hievon die Banken 04 Mill. K) ent- 
richtet haben. - 

Was die Steuerleistung der deutschen Aktiengesellschaften 
in den böhmischen Schulbezirken bis auf Prag anbelangt, so be- 
rechnet Wieser — auf Grund der Daten für das J. 1901 und 1902 — 
die Steuer der deutschen Bahnen mit 0*85 Mill. K, die der Berg- 
und Hüttenwerke mit 0*92, die der Fabriken mit 0*75 Mill. K, 
alles in allem mit 2*5 Mill. K. Hiebei rechnet er die Staatsunter- 
nehmungen jener Nationalität zu, in deren Bezirke die betreffende 
Steuer vorgeschrieben ist, die verstaatlichte böhmische Westbahn 
(Bez. Smfchov) hält er aber zur Hälfte für deutsch. Es ist selbst- 
verständlich, dass in den deutschen Bezirken die böhmischen 
Aktienunternehmungen für Wieser überhaupt nicht existieren. 

C. An der Hauszinssteuer haben die Deutschen Minori- 
täten (nach den von Wiesers Freunden gepflogenen Erhebungen, 
ohne Angabe des Jahres) aufgebracht: 

Die nationale Steuerleistung und der Landeshaushalt im Kön. Böhmen. g 





Staatssteuern 


die Umlagen 
basis 


in Smfchov . . 


. 78.000 K 


98.000 K 


» Weinberge 


. 130.000 . 


177.000 . 


» Karolinenthal 


. 86.000 . 


110.000 . 


» liikov . . . 


. 59.000 . 


90.000 . 


' Pilsen . . . 


. 213.000 . 


254.000 . 


Zusammen . . 


. 566.000 K 


729.000 K 



es in Allem berechnet Wieser die Steuerleistung der 
sn Minoritäten in den böhmischen Schul bezirken, Prag 
mnien, wenigstens mit 4'5 Mil. K. Infolgedessen resultiert 
ind der (nicht aller) Hauptdaten für das Jahr 1902 die 
lende Umlagebasis : 

deutsche: die deutschen Schulbezirke 23,608.580 K 

Sudt Reichenberg . . . 892.700 - 

die deutsch. Minorit. in den 

böhmischen Schulbezirken 4,500.000 » 

Zusammen 29,001.if80 K 

böhmische : die böhm. Schulbezirke 

(ohne Königgrätz) . . 31,298.630 K 
wovon die deutschen Mi- 
noritäten in Abzug zu 
bringen sind .... 4,500.000 ■ 
so dass 26,798.630 K 

jiben; also die böhmische von 26'8 Mil. K gegen die 
e von 29 Mil. K, anders gesagt ; die Deutschen zahlen (ohne 
l-977o und die Böhmen nur 4803%. 
5 4. Kapitel ist einer genauen Ermittlung der deutschen 
rleistung in der Stadt Prag gewidmet. Wir beschränken 
! immer, hauptsächlich auf die Mitteilung der Methode 
■ Ziffern, sehen von der Reproduktion rein politischer Par- 
und lassen grobe historische Irrtümer, mit denen eben 
Capitel reich durchsetzt ist, ausser acht. Genauer beobachtet 
bloss solche Steuern, deren Ziffern vor allem in's Gewicht 
I. i. die Erwerb- und Zinssteuern. 

der allgemeinen Erwerbsteuer schätzt Wieser aufgrund 
ereits bekannten Methode den Anteil der Prager Deutschen 
[. Klasse auf 807o, in der II. Klasse auf 657(„ in der III. 
3ns auf 107o t^nd in der IV. auf 5% ab, was alles in allem 

K ausmacht. 

deutschen Besitze in Prag stehen nach Wieser nichts 

als 1000 Häuser (200 in der Altstadt, 450 in der Neu- 
biglich 20%. Dem Hauszinsertrage nach stellt sich der 
e Anteil bei weitem noch höher ; es beträgt nämlich das 
ägnis von deutschen Häusern 
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Altstadt . ... 2,848.524 

Neustadt 5,890.986 

Kleinseite 733.888 

Hradschin 39.762 

Josefstadt 123.674 

Vysehrad 30.430 

Bubna-HoleSovitz . . 305 611 

Lieben 174.456 



T^ oder 7o ^®s Gesamt- 

zinserträgnisses 

. 33-74 

. 33-73 

. 25-92 

. 11-97 

. 25-40 ^ 

. 092 

. 1318 

. 16-48 



in ganz Prag 10,146.981 . . . 30507o- 

An der Hauszinssteuer zahlen daher die Deutschen 30-5%, das 
ist gegen End« 1903 2*3 Mil. K. 

Die Erwerbsteuer der Unternehmungen mit öffentlicher Rech- 
nungslegung ermittelte Wieser teilweise nach gedruckten Jahres- 
berichten (die Erwerbsteuer wird da doch nicht specialisirt !) nach 
dem Compass, vor allem aber durch persönliche Nachfragen. Die 
Staats-, Landes- und Gemeindeunternehmungen (vide S. 126!) 
hat er zur Hälfte auf das deutsche Conto gestellt. Die Daten 
betreffen einmal das Jahr 1901, dasanderemal das J. 1902. Nach 
diesem Vorgange zahlen in Prag: 

die deutschen Privatbahnen .... 2*40 Mil. K 
die Prager Banken mit der Wiener 

Filiale und der böhm. Sparkasse . 1*00 » » 
die übrigen deut. Unternehmungen . 33 » » 

'. Zusammen 373 Mil. K. 

An der Umlagebasis dieser 3 Steuertypen entrichten daher 
die Deutschen in Prag 6*3 Mil. K, d. i. beinahe 507o der ge- 
samten Umlagebasis in Prag. An den Landesumlagen bringen 
die Deutschen folgerichtig 3*465 Mil. K auf. 

Indem er über die Einzelziffern seiner Berechnungen hin- 
weggeht, stellt er den Anteil der Deutschen in Prag an den 
sämtlichen Staatssteuern auf 53*77o» folglich zahlen sie mehr als 
die Hälfte der gesamten Steuern in Prag. 

In dem 5. Kapitel gelangt dann Wieser zu nachstehender 
Gesamtsteuerleistung im Königreiche : 

in den deutschen Schulbezirken . . 23-61 Mil. K 

die Stadt Reichenberg 090 » » 

die deutschen Minoritäten ausser Prag 450 » > 
die deutsche Minorität in Prag . . 6*30 > » 

alles in allem 35*31 Mil. K. 

Nimmt man die Steuerkraft der Schulbezirke sammt Reichen- 
berg und Prag (allerdings wiederum ohne Königgrätz), zur Grund- 
lage, so bedeutet die obige absolute Ziffer 5l-57o der gesamten 
Steuerleistung in Böhmen, wird die Ziffer des Landesvoran- 
schlages zugrunde gelegt, so bekommt man 50-857o- Davon schlägt 
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Wieser die Steuerleistung des böhmischen in dem deutschen 
Landesteile liegenden Grossgrundbesitzes per 0007% und höch- 
stens 0'787o auf Rechnung des französischen, oben den Deutschen 
zugute geschriebenen Kapitales ab. Folgerichtig beträgt die 
deutsche Steuerleistung gerade wenigstens 50%. Die Böhmen 
zahlen aber keineswegs die übrigbleibende Hälfte, weil man dies- 
bezüglich die Steuerleistung des feudalen und neutralen Gross- 
grundbesitzes ausser Anschlag setzen muss, so dass auf rein böh- 
mische Rechnung höchstens eine Quote von 42*87o verbleibt, 
welche steh überdies bei genauerer Kenntnis der Thatsachen noch 
mehr vermindern müsste. Es kann nach Wieser daher keinem 
Zweifel unterliegen, dass der böhmischen Nation für den 
Landeshaushalt nur dieStellung einer Minorität zu- 
kommt. Noch günstiger rechnet sich die deutsche Steuerkraft 
bezüglich der Staatssteuern und insbesondere der Personalein- 
kommensteuer. 

Auf die nationale Aufteilung der indirekten Steuern will 
Wieser nicht eingehen, weil sie kaum möglich ist, weil die in- 
direkten Steuern bisher für den Landeshaushalt nicht von Be- 
deutung waren und weil schliesslich nationale Ansprüche bisher 
in Österreich immer nur mit den direkten Steuern in Verbindung 
gebracht wurden, nur der Tabaksteuer macht er kurze Erwähnung 
mit der Behauptung (ohne ziffermässige Behelfe anzuführen), 
dass die deutschen und die böhmischen Verschleisserträgnisse ein- 
ander fast genau gleich sein dürften (allerdings wiederum ohne 
Prag). 

Auch aus den Verlassenschaftsgebühren soll ein entschie- 
denes Übergewicht der Deutschen resultieren (verglichen wurden 
willkürliche 3 böhmische und 3 deutsche Finanzdirektionen). Hier- 
auf polemisiert Wieser noch mit den Ausführungen des Abgeord- 
neten Kaftan^ die der letztere bei der Generalversammlung der 
österreichisch-ungarischen Bank 1903 vorgebracht hat, und dessen 
Daten über die böhmischen und deutschen Geldinstitute und re- 
kapituliert von neuem den Schlussatz, dass die durchschnittliche 
direkte Steuerleistung eines Deutschen in Böhmen fast genau 
doppelt so gross ist als die eines Böhmen. 

Der Vorsprung, den die Deutschen in der wirtschaftlichen 
Beziehung gewonnen haben und der sich unter unseren Augen 
von Jahr zu Jahr vergrössert, sichert den Deutschen für lange 
hinaus das wirtschaftliche Übergewicht. 

Unter dem Kapitel: »6. die Landesausgaben« stellt sich 
Wieser die Frage: Wie werden die Deutschen, die zu den öflfent- 
iichen Einnahmen so ausgiebig beisteuern, bei den öffent- 
lichen Ausgaben berücksichtigt? Und antwortet darauf im 
wesentlichen wie folgt: Die Antwort kann verschieden ausfallen 
je nachdem, ob die Ausgabe zwecke oder die Ausgabe mittel 
in Betracht kommen. Z. B. die Schulausgaben kommen ihrem 
Zwecke nach — Kinder zu unterrichten — derjenigen Nation zu- 
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gute, welcher die Schulkinder angehören, während sie nach den 
dazu erforderlichen Mitteln — Lehrern, Schulgebäuden und Be- 
darfsgegenständen — derjenigen Nation zugute kommen, der die 
Lehrer, die Schulbaumeister, Lieferanten von Schulbedarfsgegen- 
ständen u. a. m. angehören. Bei dem Schulwesen wird es in der 
Regel dieselbe Nation sein, bei den meisten der übrigen Landes- 
ausgaben trifft dies nicht zu. Die Beamten der Landesausschusses, 
die Angestellten der Landesanstalten, auch wenn sie den Zwecken 
der Deutschen dienen, sind ganz überwiegend böhmischer Nationa- 
lität, die geschäftlichen Aufträge und Bestellungen vonseite des 
Landes gehen vorwiegend an böhmische Unternehmer. Das deutsche 
Geld, das für deutsche Zwecke ausgegeben wird, gibt zumeist den 
Böhmen Lebensstellung und Geschäftsverdienst. 

Gegen diese Verkürzung der Deutschen nach den Ausgabe- 
mi tt ein wird oft von deutscher Seite Klage geführt, aber mehr 
aus nationalpolitischen (Abwehr des Zuzuges der böhmischen Be- 
amtenschaft in die deutschen Gegenden u. ä.) als materiellwirt- 
schaftlichen Gründen. In der Reichenberger »Deutschen Volks- 
zeitung« werden statistische Ausweise beigebracht, in denen 
berechnet erscheint, dass den Deutschen in Böhmen 421 Landes- 
beamtenstellen mit jährlich 1,200000 K Gehaltsgeldern und 
4817 Staatsbeamtenposten mit jährlich 12 Y2 Mill. K Einkommen 
entzogen sind. 

Es ist zwar wahr, dass die Anzahl der deutschen Bewerber 
um Beamtenstellen um vieles geringer ist als die der böhmischen 
Bewerber, weil einerseits den Deutschen der Eintritt in geschäft- 
liche Stellungeii in viel grösserem Umfang eröffnet ist, andererseits 
meiden viele von ihnen die Beamtenstellen zufolge der beste- 
henden Sprachvorschriften ; es darfauch nicht verschwiegen werden, 
dass, wie heute gegen die böhmischen Beamtenernennungen ge- 
eifert wird, bis vor kurzem noch von nationalen (deutschen) 
Führern, die auf unsere akademische Jugend den grössten Ein- 
fluss besassen, gegen den Eintritt in den öffentlichen Dienst agitiert 
wurde. »Ich kann aus meiner Erfahrung von der Universität her 
bezeugen, dass hiedurch nicht wenige gerade von den begabteren 
jungen Leuten abgehalten wurden, sich dem Staatsdienste zu 
widmen. Trotz alledem unterliegt es, was die autonome Landes- 
verwaltung betrifft, keinem Zweifel, dass die Deutschen wider 
Gebühr verkürzt sind.«(l) 

Der heutige Zustand ist eine Folge des bisherigen politischen 
Systemes — solange die Deutschen die Landesverwaltung in ihren 
Händen hatten, war die Zahl der deutschen Landesbeamten eine 
»angemessene« — und infolgedessen haben die Deutschen ein 
volles Recht sich tatsächlich beschwert zu fühlen auch dort, .wo 
ihnen im einzelnen Falle ein Unrecht im juristischen Sinne des 
Wortes nicht zugefügt wird (11). 

Die Summen, um die es sich hiebei handelt, sind wahrlich 
nicht gering. Die Landesausgaben betragen ohne die Ausgaben 
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für das Volksschulwesen und die Schuldenzinsen nach dem Vor- 
anschlage für 1902 rund 227, Mill. K. Nach ihrer Volkszahl 
hätten die Deutschen also darauf Anspruch, dass ihnen hievon 
ein Betrag von etwa 8V2 Mill. K, nach ihrer Steuerleistung sogar 
mehr als 11 Mill. K zur Verfügung gehalten werden. »Der 
Betrag, der ihnen thatsächlich zukommt, ist ,ohne Zweifel' (sie!) 
ganz erheblich geringer, der Ausfall für sie beläuft sich ,ohne 
Zweifel* auf Millionen.« (Einen anderen Beleg als das Wort »ohne 
Zweifel« führt Wieser nicht an.) 

Es ist einzusehen, dass es nicht blosse übermütige Lust am 
Streite ist, was die Deutschen in Bewegung gesetzt hat. 

Bis in die jüngste Zeit haben sich die Deutschen kaum damit 
beschäftigt, wie sich ihre Rechnung in Rücksicht auf die Aus- 
gabezwecke stellt. Das Interesse für derartige finanzielle Fragen 
scheint bei dem Publikum durch nationalpolitische Fragen ver- 
drängt zu sein. Die Parteiprogramme berührten zwar dieselben, 
jedoch ohne besonderen Nachdruck. 

Erst der jüngste deutsche Vorschlag einer Kreisverfassung 
befasst sich damit genauer. Die Kreisbezirke sollen selbständige, 
mit eigenem Umlagenrechte ausgestattete Verwaltungs- und Finanz- 
körper vorstellen. Dieser Entwurf begegnet zwar nicht einmütiger 
Zustimmung der deutschen Parteien, aber die Argumente für und 
gegen werden in der Sfäre der nationalen Antriebe gesammelt, 
ohne dass man sich über die finanziellen Nachwirkungen klare 
Rechenschaft geben würde. Ich will daher in gemeinschaftlichem 
Interesse aller Deutschen nüchtern die Ziffern durchrechnen, die 
zu den nationalen Wünschen den finanziellen Kommentar geben. 
Ich beschränke mich hiebei auf die autonome Landes wirtschafte 
Denn die Frage, wie die S t a a t s steuern in Böhmen sich nach 
ihren Zwecken unter die beiden nationalen Landesparteien ver- 
teilen, lässt sich kaum beantworten, sie darf in dieser Fassung 
überhaupt nicht gestellt werden. Der Staat widmet nur einen 
Teil seiner Gesamteinnahmen den unmittelbaren Verwaltungs- 
interessen des Landes zu; einen sehr grossen Teil derselben 
bestimmt er zur Deckung von Ausgaben, die im allgemeinen 
Reichsinteresse gemacht werden und die sich auf die einzelnen 
Länder, geschweige denn auf Landesparteien, nicht umrechnen lassen. 
Böhmen als aktives Land muss überdies mit dazu beitragen, den 
Ausfall der Beiträge der passiven Länder decken zu helfen. Was 
die autonome G e m e i n d e Wirtschaft anbelangt, so gilt bisher 
bei uns in den gemischten Orten geradezu eigentliches Faustrecht, 
rücksichtslose Ausbeutung der Macht, welche der Besitz der 
Majorität gibt. Die Erörterung dieser Verhältnisse würde aus dem 
Rahmen dieses Artikels herausfallen. 

Der Landeshaushalt lässt sich fast durchaus ohne Schwierig- 
keiten national aufteilen. Für eine grosse Anzahl von Ausgabeposten 
ist die nationale Zuweisung durch den Landesvoranschlag selbst ver- 
fügt, in fast allen (!) anderen Fällen ergibt sie sich aus der Anwendung 
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der bestehenden Gesetze und der Natur der Sache, nur weniges 
hat die Beschafifenheit einer gemeinsamen Ausgabe und selbst 
für dieses Wenige bietet sich ein rechnungsmässiger Aufteilungs- 
schlüssel von selbst dar. Gedruckte Berichte des Landesausschusses 
und von Landtagskommissionen bieten hiefür Material. Wo die- 
selben nicht vorhanden sind, musste ich mich mit blossen Wahr- 
scheinlichkeitsziffern begnügen, deren Beurteilung ich dem Leser 
überlassen muss. (vgl. damit den ersten und zweiten Satz dieses 
Absatzes 1) 

Ich will nun den Versuch machen, das Ausgabebedürfnis des 
Landes nach dem Voranschlage 1902 »national zu lesenc. Hiebei 
fasse ich immer diejenigen Ausgaben zusammen, für die gleich- 
artige Unterlagen der Verrechnung vorliegen 

Die grösste Ausgabepost ist die des öffentlichen Landesschul- 
wesens, 26*18 Mill. K, etwas über die Hälfte des Gesamtbedürf- 
nisses. Gedruckte Berichte des Landesausschusses über den 
Zustand des besagten Schulwesens enthalten die Verrechnung 
nach den beiden nationalen Gruppen gesondert, den Beitrag für 
den Lehrerpensionsfond ausgenommen. Lässt man den letzteren 
beiseite, so verbleiben als Hauptausgabeposten : c »'deutliches Erfor- 
dernis der Bezirksschulfond e und ausserodentliche Schulbau- 
subventionen. Das erstere beläuft sich laut des definitiven Summa- 
riums der Voranschläge der Bezirksschulfonde für 1902 im ganzen 
auf 23-54 Mill. K, wovon auf die böhmischen Bezirke 13*37 
(recte 14*37) Mill. K oder 61-03Vo, auf die deutschen aber 
917 Mill. K oder 38-967o entfallen; die letzteren sind auf 300.000 K 
veranschlagt, wovon nach dem Masstabe aus dem Jahre 1901 — 1903 
auf die böhmischen Schulgemeinden 64 37o> die deutschen 35 77o 
berechnet sind. Im grossen und ganzen nehmen hiebei die deutschen 
Bezirke das Land mit einer Quote in Anspruch, die zwar etwas 
über die deutsche Bevölkerungsquote hinausgeht, aber freilich die 
Quote der Steuerleistung des geschlossenen deutschen Gebietes 
und vollends der gesamten deutschen Steuerkraft noch lange 
nicht erreicht. Zu Beginn der 80er Jahre war der Verteilungs- 
schlüssel für die Deutschen viel günstiger (48*97o)j seither hat 
ihr Anteil fortwährend abgenommen, während ihre Steuerleistung 
fortwährend zugenommen hat. Übrigens steht dem Landtage 
oder dem Landessauschusse auf die Aufteilung dieser Ausgaben 
keine Ingerenz zu. — 

Die zweite Gruppe bilden schon die Ausgaben, für die der 
Landesvoranschlag selbst die nationale Zuteilung verfügt oder 
die dem Landtage direkt national verrechnet werden. Hier ent- 
scheidet der Landtag nach freiem Ermessen. Hieher zählen die 
Subventionen für Lokaleisenbahnen, zahlreiche Ausgabien zu Landes- 
kulturzwecken sowie für Unterstützung von Kunst und Wissenschaft; 
im ganzen betragen diese Ausgaben 5*96 Mill. K, wovon bloss 
1*7 Mill. K oder 28*6% für deutsche Interessen bestimmt sind. 
Insbesodere bei den Lokalbahnen ist die deutsche Quote stark 
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unter die Bevölkerungsquote herabgedrückt, indem sie kaum 
Ya sämmtlicher Bewilligungen beträgt. 

Die Ausgaben für die Landesspitäler, Gebär- und Findelhäuser, 
Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten und ;^ ähnliche Zwecke« 
zusammen mit 96 Mill. K verrechne ich nach den Bevölkerungs- 
quoten; die böhmische als ärmere Bevölkerung dürfte diese An- 
stalten mehr in Anspruch nehmen, aber die gedruckten Berichte 
geben über die nationale Aufteilung keinen Aufschluss. 

Nach der Bevölkerungsquote teile ich auch einen Betrag 
von 1*75 Mill. K auf, dei; sich grösstenteils aus Krediten zu- 
sammensetzt, die dem Landesausschusse für Einzelverteilung 
eröffnet sind, über die es jedoch an gedruckten Berichten fehlt; 
es sind dies Kredite für Entschädigungen bei Elementarkatastrophen 
oder für kleinere Strassen- und Wasserbauten »und dgl.« 

Schliesslich teile ich auf dieselbe Art die Ausgaben auf, 
welche man bis auf eine unten näher zu besprechende Gruppe 
als gemeinsame Landesausgaben bezeichnem kann: nämlich Lei- 
stungen an den Staat für Militärzwecke und Gendarmerie, Auf- 
wendungen für gemeinsame Kunstzwecke, wie den Prager Dom 
und die Landeskunstinstitute, für das böhmische Museum und 
»ähnliche Ausgaben«, zusammen mit 2*1 Mill. K. 

Summirt man alle diese Gruppen, so rechnet sich der 
deutsche Anteil an den Landesausgaben mit nicht 
vollen 37 7o (36'857o)» also etwas unter und der böhmische ipit 
fast 63%, also etwas über der Bevölkerungsquote heraus. Nach 
diesem Schlüssel sind auch »die noch übrigen Ausgaben aufzu- 
teilen«, nämlich der Aufwand für die Landesverwaltung, den 
Landtag, die Beamten und Diener, den Pensionsetat und die 
Landesschuldzinsen, zusammen mit 5'59 Mill. K. Es scheint mir 
das Natürlichste, jedem Teil diese Verwaltungskosten mit der Quote 
zuzurechnen, mit der er die Aufwendungen des Landes geniesst» 

Was bedeuten die gefundenen Ziffern? 

»Der erste Eindruck, den die gefundenen Ziffern hervor- 
bringen, ist ein günstiger. Das Landesbudget ist weit davon entfernt 
von blanker nationaler Rücksichtslosigkeit diktiert zu sein, es 
ist im grossen und ganzen auf das beiderseitige Bedürfnis auf- 
gebaut und, wer nicht selber leidenschaftlich befangen ist, muss 
wohltuend davon berührt sein, dass nach so vielen Jahren des 
erregtesten Kampfes und der Parteiherrschaft ein Verhältnis der 
Billigkeit sich erhalten hat, wie es kaum erwartet werden konnte« 
(dieses interessante Geständnis belegt Wieser ferner durch Details 
formalen Charakters ; Gleichberechtigung der deutschen Sprache, 
Vertretuög. der Deutschen im Landtag und im Landesausschusse, 
Ausschliessung der unmittelbaren Majorisierung der Deutschen 
dank dem Einflüsse der Kurie des Grossgrundbesitzes). 

Bei genauerer Prüfung gelangt man aber zu einem anderen 
Resultate. Dass die Ausgaben sich den Volksziffern anpassen, 
stellt sich für den grössten Teil des Budgets ohne Zutun der 
Landtagsmehrheit sozusagen automatisch her, einerseits infolge 
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der bestehenden, Gesetze, namentlich der Schulgesetze, anderer- 
seits deshalb, dass Krankenhäuser und ähnliche Landesanstalten 
jedem Bedürftigen offen stehen müssen. Über die nicht bedeu- 
tenden Summen, welche dem Landesausschusse behufs Einzel- 
verteilung überlassen werden, gibt es keinen völligen Überblick, 
aber es unterliegt keinem Zweifel, dass sie den Parteien nach 
Mass ihrer Anmeldungen und ihrer Ansprüche zukommen. Es 
erübrigt kaum ein Zehntel des gesamten Voranschlages, das 
der Landtag zwischen die beiden Volksstämme nach freiem Er- 
messen aufzuteilen hat — die Ausgaben für Eisenbahnen, 
Landeskultur, Kunst und Wissenschaft, aber gerade hier ist die 
deutsche Quote am geringsten bemessen, sie fallt stark unter der 
Bevölkerungsquote aus. Die Aufteilung dieser Summen ist denn 
auch von deutscher Seite immer als unbillig in Beschwerde 
gezogen worden. Auch die Summen, die der Landtag für solche 
künstlerischen und wissenschaftlichen Zwecke »auswirft«, die* ich 
früher als gemeinsam bezeichnet habe, — das böhmische Museum, 
die Landeskunstanstalten (!) usw. — kommen doch eigentlich der 
böhmischen Nationalität zugute. Man muss »daher« zum Schlüsse 
gelangen, dass die Deutschen auch in Rücksicht auf die 
Ausgabezwecke nicht ganz nach Verhältnis ihrer 
Bedürfnisse bedacht sind; sie sind ja um viele Hundert- 
tausend Kronen verkürzt, die überdies zum Teile Bedürfnisse 
berühren, in betreff welcher das nationale Gefühl besonders emp- 
findlich ist. Ist es für die Deutschen nicht vei letzend, dass sie 
von dem Belieben der böhmisch-feudalen Mehrheit darin abhängig 
sind, wie viel sie von ihren eigenen Steuergeldern für ihre natio- 
nalen Kunstinstitute verwenden dürfen? 

Ganz anders fällt die Rechnung aus, wenn man neben dem 
Faktor der Bedürftigkeit auch den der Steuerlei- 
stung in Betracht zieht. Da kommen überaus hohe Ziffern 
deutscher Einbusse heraus. Die Rechnung lässt sich in aller Kürze 
machen. Wir haben gefunden, dass die Deutschen zu den direkten 
Landessteuern in Böhmen die volle Hälfte beitragen, dagegen 
kommen ihnen von den Landesausgeben nur etwa 377o zugute; 
sie zahlen mithin um etwa 137o oder ein gutes Drittel mehr ein 
als sie wieder empfangen. Der aus direkten Landessteuern be- 
deckte Landeskostenaufwand beträgt 39 67 Mill. K, der aus 
deutscher Steuerleistung zugunsten böhmischer 
Verwaltungs-Zwecke gezahlte Aufschlag von 137o 
berechnet sich daher nach dem Masstabe des Vor- 
anschlages von 1902 auf jährlich rund 5 Mill. K. 

Das ist ein gutes Viertel der direkten von den Deutschen 
gezahlten und schwer genug getragenen Landessteuern. Dafür 
wären sie imstande sich ihre Bedürfnisse selbst zu besorgen. 

X (Folgt eine Reihe von rein politischen Erwägungen ; weil wir 
uns nur mit der angeblich wissenschaftlichen, finanzstati- 
stischen Seite der Wieserschen Arbeit zu befassen beabsichtigen, 
lassen wir seine politischen Äusserungen unerörtert.) 



III. 

Zur Frage der nationalen Steuerleistung in Böhmen. 

Von Dr. Theodor iivansk^}') 

In den vorigen Aufsätzen wurde nachgewiesen, wie reaktionär 
und unhaltbar die Grundidee der Wieserschen Arbeit selbst ist: 
auf Grund der Steuerleistung (nota bene nur bezüglich der direkten 
Steuern) durchaus verhältnissmässig und rücksichtslos auch das 
betreffende Mass der politischen Rechte zu bestimmen. Infolge 
dessen ist auch der Schlusssatz, zu dem W. gelangt, nicht füglich 
akzeptabel, auch wenn die beiden Prämissen, auf die dieser 
Schlussatz aufgebaut ist, richtig und wissenschafdich nachgewie- 
sen wären. Es wird sich nun aus der weiteren Darstellung ergeben, 
dass es dem Prof. Wieser nicht gelungen ist, die eine der beiden 
Prämissen nachzuweisen: die Verkürzung der Deutschen in 
Böhmen in politischer Beziehung,^ resp. dass er überaus unwissen- 
schaftlich und parteilich den konkreten Anteil der Deutschen 
an dem Landeshaushalte im Königreiche beziffert hat. 

In diesen zwei Richtungen ist das Urteil fast der ganzen 
böhmischen Öffentlichkeit — wenigstens mit Rücksicht darauf, 
was bei uns über die Wiesersche Arbeit geschrieben worden 
ist — durchaus ein einmütiges, Wiesers Argumente a limine 
abweisendes. Dies aber trifft nicht — und das muss hier loyal 
konstatiert werden — bezüglich der zweiten Prämisse zu, nämlich 
jener, die ungefähr % ^^^ ganzen Wieserschen Arbeit umfasst 
und in der der Verfasser bemüht ist das ziffermässige Verhältnis 
der nationalen Landes- (teilweise auch Staats-) Steuerleistung 
in Böhmen festzustellen. Dieser Teil der Wieserschen Ausführun- 
gen soll durch den nachfolgenden Artikel einer objektiven Erör- 
terung unterworfen werden. Es würde zu weit führen, wenn man 
in diesem Aufsatze den Ursachen dieser divergierenden Anschau- 
ung im einzelnen nachgehen wollte. Die entscheidende Rolle spielt 
hiebei die auf den ersten Blick übertriebene Tatsache des grösse- 
ren deutschen Anteiles an den grosskapitalistischen, grossindu- 
striellen und geschäftlichen Unternehmungen bei uns, sowie die 
Tatsache, dass man die Bedeutung beider Gruppen der Erwerb- 



"*) Teilweise vorgetragen in der »Ceskä spoleönost närodohospodäfski« 
am M. April 1904 
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Steuer für die Landesfinanzen überschätzt. Übrigens dürfte im 
folgenden ein verlässlicheres Urteil darüber ermöglicht werden, 
welche Ansicht der Wahrheit näher steht. 

Dem Leser bleibt nichts anderes übrig, als mit mir eine ganze 
Reihe von trockenen Ziffern durchzugehen, womit an seine Auf- 
merksamkeit zweifellos nicht unbeträchtliche Anforderungen ge- 
stellt werden, aber es geht nicht anders; richtig sagt Prof. Rauch- 
berg, dass für Untersuchungen, bei denen das Gefühl so stark 
mitspricht wie hier, ein verlässlicher Grund gelegt werden muss. 
>Das aber darf nicht mit Worten geschehen: wie viel oder wenig, 
beträchtlich oder gering, bei denen jeder sich was anders denken 
kann. Nur klare, scharfe Ziffern taugen dazu.« — 

Bevor wir auf die Kritik der Wieserschen Berechnungen 
eingehen, ist es unerlässlich zu untersuchen, ob bei dem heutigen 
Stande der amtlichen Statistik das ausserordentlich interessante 
Problem, dessen genaue Klärung W. versucht, überhaupt und wie 
einer Lösung zugeführt werden kann. Dazu muss man bemerken, 
dass Wieser in seiner Arbeit nicht auf halbem Wege stehen 
bleiben und sich bloss mit: beiläufigen Ziffern begnügen wollte, 
er legt vielmehr ein besonderes Gewicht auf die Wissenschaftlich- 
keit seiner Arbeit, die derselben bei deren Zitation seitens der 
deutschen Parteigenossen mit besonderem Nachdrucke zuerkannt 
wird. Zu einer derartigen Aufgabe sind fachmännische Vorkennt- 
nisse sowie nicht geringe Mühe erforderlich. Es ist somit klar, 
dass Prof. Wieser seine Arbeit als Universitätsprofessor, als ein 
Gelehrter von Weltruf und nicht als ein einflussreiches Mitglied 
einer bestimrnten politischen Partei geschrieben hat, über dessen 
tendenziöse Übertreibungen ein ruhiger Beobachter hinweggehen 
kann. 

Gleich zu Anfang sei hier konstatiert, dass eine durchaus oder 
wenigstens bis zu einem gewissen Grade genaue Lösung des Pro- 
blems der nationalen Steuerleistung bei dem heutigen Stande der 
amtlichen Statistik überhaupt nicht möglich ist, denn noch nie 
sind bei uns genau statistische Erhebungen über die Nationalität 
der Steuerträger gepflogen worden, geschweige denn dass man 
von genauen, objektiven und erfolgreichen Erhebungen sprechen 
könnte. Das letzterwähnte Moment ist durchwegs nicht neben- 
sächlich, wenn man die zahlreichen und weitgehenden Schwierig- 
keiten, die derartigen präzisen Erhebungen im Wege stünden, sowie 
die nationale Voreingenommenheit der Organe bedenkt, die mit 
solchen Ermittlungen betraut wären. Es genügt hier die Analogie 
der an und für sich ganz einfachen Volkszählung zu erwähnen. 

Eine der grössten Schwierigkeiten bei der Lösung unseres 
Problems wäre es zu B., dass gewisse Gruppen von Steuerträgern 
unmöglich ausschliesslich auf das Conto der einen oder der an- 
deren Nationalität gestellt werden können. Ich denke hiebei nicht 
schlechthin an juristische, namentlich öffentlichrechtliche Korpo- 
rationen — Staat, Land, Bezirk, Gemeinde usw. — oder schlecht- 
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hin an geschäftliche Unternehmerassoziationen, vorzugsweise Han- 
delsgesellschaften, Genossenschaften usf., sondern auch an fy- 
sische Einzelpersonen, bei denen hie und da die Feststellung der 
Nationalität fast untunlich wäre. 

Es ist zur Genüge bekannt, dass auch der Begriff der Natio- 
nalität bisher nicht klargelegt worden ist ; bei den in Betracht 
kommenden Personen wäre es angezeigt bei verschiedenen An- 
lässen auch eine andere Nationalität zu bekennen, dies würden 
schon die verschiedenen Zwecke und Endziele dieser Erhebungen 
erheischen. Zu einer anderen Nationalität dürften sich die ge- 
nannten Personen bekennen, wenn die Erhebungen politische 
Zwecke z. B. Wahlangelegenheiten beträfen, wiederum zu einer 
anderen, wenn eine Schul- oder schlechtweg kulturelle Aktion im 
Spiele wäre, zu einer anderen, wenn sie wüssten, dass das Be- 
kenntnis der Nationalität zur Kenntnis ihrer Kundschaften gelangt, 
zu einer anderen, wenn sie vom Gegenteil überzeugt wären etc. 
Der Kreis solcher Personen ist kein geringer, namentlich wenn 
die Erwerbsteuer in Frage steht ; man müsste die Entscheidung 
in Betreff der Nationalität der Partei selbst anheim stellen.^) 

Dieser Fall soll als Beleg dafür dienen, dass man nicht ein- 
mal die Ergebnisse amtlicher, behufs Feststellung des wahren Zu- 
standes mit Zwansgewalt ausgestatteter statistischer Erhebungen 
ohne weiteres für ein verlässliches wissenschaftliches Beweismittel 
halten kann. 

Indes — wenn es immerhin an genauen direkten amtlichen 
Feststellungen mangelt — fragt es sich weiter, ob das Wiesersche 
Problem wenigstens eine annäherungsweise und wahrscheinliche 
Lösung auf Grund streng wissenschaftlich objektiver Gegenüber- 
stellung der nationalen Statistik einerseits und der Steuerstatistik 
anderseits zulassen würde. Auch diese Frage muss entschieden 
verneint werden, weil wir bisher weder über eine genaue nationale 



^) In erster Linie zählen hieher die Juden, deren innere Stimmung 
grossenteils deutsch ist, deren Haushalt deutsch geführt wird, deren Kinder 
aber böhmische Schulen besuchen und die mit den Böhmen wählen. Ich ver- 
wahre mich entschieden gegen die Einwendung, dass ich mit dem vorlie- 
genden Probleme die konfessionelle Frage verquicke. Diese Sache ist durch- 
aus nicht belanglos und die Deutschen selbst haben sie gebührend respektiert 
und respektieren sie noch heutzutage, ich möchte nur den Prof. Rauchberg 
anführen, welcher die jüdische Quote separat ausweist, wenn es gilt die älte- 
ren Daten über die Bevölkerungsverhältnisse in Böhmen zu zitieren. Schon die 
amtliche Statistik hat die Juden früher gesondert gerechnet. Aus jüngerer 
Zeit berufe ich mich auf Zemmrich, welcher die Juden ausdrücklich als 
ein der hauptsächlichsten Hindernisse richtiger nationaler Erhebungen be- 
zeichnet usw. Es ist übrigens von Interesse, dass die letzte Volkszählung 
mehr luden mit böhmischer als deutscher Umgangssprache ausgewiesen hat 
(50.080 gegen 40.521). Dies dürfte seine Erklärung in der in der jüngsten Zeit 
vollzogenen Verschiebung der politischen Machtverhältnisse finden. Anders 
liegt die Sache in Mähren, wo 34.26 L Juden mit deutscher und blos 6.792 
mit böhmischer Umgangssprache ausgewiesen sind. Die Statistik lässt freilich 
getaufte Juden oder Personen ursprünglich iüdischer Abstammung ausser 
Acht. 
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Statistik noch über eine örtlich detaillierte, sachlich und zeitlich 
einheitliche Steuerstatistik verfügen, die ja, wechselseitig in Vergleich 
gezogen, für unsere Zwecke unerlässlich wäre. 

So liegen z. B. für die letzten Jahre keine einheitlich zu- 
sammengesetzten Vorschreibungen und Erträgnisse der einzelnen 
Steuergattungen wenigstens nach politischen Bezirken vor (der 
letzte und vielleicht der einzige diesbezügliche Ausweis datiert 
vom Jahre 1882). 

Es ist für die Deutschen bezeichnend, wenn sie vermeinen, 
man verdanke den Mangel an derartigen Publikationen nur der 
bekannten ängstlichen Fürsorge der k. k. amtlichen Statistik um das 
ungestörte Aufblühen der Grossmäuligkeit, Frasendrescherei und 
der vermeintlichen Grösse »Tschechischböhmens«, wie geistreich 
ein dasselbe Thema besprechender Artikel der Reichenberger 
»Deutsche Volkszeitung« sagt, über den wir sonst ganz ruhig 
hinweg gehen würden, wenn Prof. W. nicht behauptete, die Arbeit 
in der »D.V.« sei ein lautes Zeugnis für die leidenschaftliche Er- 
bitterung, mit der von den Deutschen Böhmens der Wiederstreit emp- 
funden wird, welcher zwischen ihrer hohen Steuerleistung und der 
geringen politischen Berücksichtigung besteht, die ihnen zuteil wird. 

Ja, über gewisse aus einschlägigen Arbeiten unwillkürlich ent- 
schlüpfte Zitate kann es keine beredtsamere Illustration der Serio- 
sität und Ernsthaftigkeit geben, mit der deutsche Gelehrte die 
Darstellung der deutschen Steuerleistung in Böhmen in Angriff 
genommen haben. 

Übrigens erkennt Wieser selbst ausdrücklich den Mangel an 
verlässlichen Behelfen und wissenschaftlichen Hilfsmitteln für sein 
Problem an und sagt, dass er sich in einer ganzen Reihe von 
Fälleti — und zwar in denjenigen, welche am wenigsten klar und 
unbestritten sind — gezwungen sah zu »privaten Erhebungen« 
Zuflucht zu nehmen, deren Wesen und Methode er fast überhaupt 
nicht des näheren berührt — darin muss einer der kardinalen 
Mängel eines wissenschaftlichen Vorganges erblickt werden — 
und die sich in ihrem Um und Auf als durch nichts belegte Auf- 
stellungen entweder interessierter Steuerträger oder Abgeordneter 
oder sogen, fachmännischer (»gut unterrichteter«) Kreise oder 
schliesslich von Parteigenossen Wiesers darstellen. 

Dass private Erhebungen, in Ansehung deren wir überhaupt 
im Unklaren sind, wie sie (auf Grund welcher Behelfe, was für 
eines Verfahrens u. ä.) zustande gekommen sind, für unsere Frage 
ein noch weniger verlässliches Hilfsmittel als irgend anderwärts 
bieten, erhellt daraus, dass die Wiesersche Schrift rein politische 
Ziele verfolgte und dass der ganze Vorgang von der klaren und 
nicht schwer zu verkennenden Absicht getragen wurde, die deutsche 
Steuerüberlegenheit um jeden Preis herauszudokumentieren. 

Wir gelangen daher zu dem Schlüsse, dass eine richtige 
Lösung des Wieserschen Problemes nicht einmal annäherungs- 
weise möglich ist. 



leia — angenommen, dass für die Zwecke eines Wieser 

kenhafie Amtsstatistik, namentlich Statistik der Umgangs- 
;n genügt, sind doch Wieser's Daten, insbesondere die aus 
)en abgeleiteten Schlussfolgerungen voll von Unwahrheiten 
ndenziösen Unrichtigkeiten, die unmöglich stillschweigend 
ert werden können, vielmehr durch die vorliegende Arbeit 
liegt werden müssen Vorzugsweise ist zu überprüfen, in- 
die auf Wieser's private statistische Erhebungen aufge- 

Ergebnisse richtig oder zulässig sind.') 
och auf ein Moment muss aufmerksam gemacht werden, 
unser Gesamturteil über die Wiesersche Arbeit, der wir 
tempel der politischen Tendenz aufgedrückt haben, nicht 
Ir zu streng gehalten werde. In einer ganzen Reihe von 

ist sich Wieser ganz gut vieler Zweifel darüber bewusst, 
ie oder jene Tatsache in vollem Umfange zuzulassen, ob 

oder jener Vorgang durchaus richtig sei, er schickt ver- 

:ne Vorbehalte voraus u. s. f , aber immer nur vor der 

ung der Ziffern und vor der Aufstellung der Schlussfolge- 

Diese letzteren und die Ziffern selbst hält er dann in 

Umfange für richtig und vergisst auf alle vorigen Vor- 
:, die deutschen Ziffern sind für ihn immer minimal (»min- 
i*), an den Schlussfolgerungen hält er in voller Fassung an. 
B. S. 11 ') sagt er ganz richtig von der Hauszinssteuer, 
man unsere Hauszinssteuer überhaupt als Steuer auf den 
tsitz ansprechen darf», aber bei Bezifferung der deutschen 

an der Hauszinssteuer (S. 128 ff. u. 133 fl.) nimmt er von 

Vorbehalte Umgang und hält sie für eine wirkliche Steuer 
n Realbesitz. Ähnlich bei der nationalen Gliederung der 
gesell sc haften (hierüber cf. noch unten), bei der Behandlung 
rtschaftlichen Entwicklung auf Grund von Steuerdaten (Ein- 
ier Gesetzgebung!) bei den städtischen Prager Unterneh- 
n {S. 121) erkennt er ausdrücklich den Einfluss der Be- 
g derselben durch deutsche Kunden an, dagegen aber nicht 
nUtzung der deutschen Eisenbahnen durch böhmische Rei- 
etc. etc. 

;ine Grundberechnungen baut er auf die Daten der Vor- 
ige der Bezirksschulfonde in Böhmen pro 1902 auf. Die 

Im allgemeinen charakterisierte der Verfasser die Mängel des Wieser- 
'organges in einem Artikel in der >Novä Ceskä revue* (im Dezember 
Is bald nachdem der erste Aufsatz Wiesers erschienen war. Nachher 
I sehr überzeugend an einer Reihe von schreienden konkreten Bei- 
der provis. Vorsitzende der Prager Handelskammer Herr L ö O n 
j in der Kammerplenarsitzung von 2. März 1904 (cf. Plenaraitzungs- 
Ue der Präger Handelskammer 1904). Von seinpn vorzüglichen Aua- 
en wurde in vollem Wortlaute in diesem Aufsatze Gebrauch ge- 
SoUte der Name des Autoren nicht ausdrücklich zitiert sein, so 
dies nur in Rücksicht auf die Un unterbrochen he it der Kontextes. 
Zitatton von Seiten bezieht sich durchgehenda auf den ursprüng- 
lufsatz in der Deutschen Arbeit. 
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Basis bildet also die Vorschreibung der Staatssteuern für das 
Jahr 1901. Dieser Vorschreibung nach zahlten die Schulbezirke 
an der Umlagsbasis : die böhmischen 31*30 Mill.K, die deutschen 
23*61 Mill. K, was einem Verhältnisse 57:43 entspricht (die 
Quoten der Umgangssprachen, nicht der Nationalitäten sind 
61'59: 37*63). Von diesen Daten sind ausgenommen Prag, König 
grätz und die Stadt Reichenberg, die ihre besondere Schulorga- 
nisation besitzen. 

Schlägt man nur Reichenberg mit 0'9 Mill. K zu, so ver- 
halten sich die Steuerquoten zu einander wie 56 : 44 (die deutsche 
wird dadurch natürlich gesteigert!) gegen die Quoten der Um- 
gangssprachen 61*17 : 3804 (sie ergänzen sich nicht auf 100, weil 
auch andere Umgangssprachen und Staatsfremde, bei denen die 
Sprache bei uns nicht erhoben wird, in Betracht kommen). 

Man sieht also ein verhältnismässiges Übergewicht der Deut- 
schen. Aber diese Vergleichung scheint uns nicht richtig (davon 
abgesehen, dass hiebei Daten nur über die Umgangssprachen 
verglichen werden) ; genauer wäre es einerseits darauf hinzuweisen, 
wie viel Einwohner es überhaupt im Gebiete der deutschen Schul- 
bezirke gibt und wie daran die beiden Nationen teilnehmen, 
andererseits darauf, wie die Verhältnisse im böhmischen Gebiete 
stehen. Dass das böhmische Element in deutschen Schulbezirken 
absolut und relativ bei weitem häufiger vertreten ist als umge- 
kehrt, dies kann schon der Statistik über Schulkinder entnommen 
werden. Von denselben wurden ausgewiesen 

nur deutsch sprechend utraquistisch 

in den böhmischen Schulbez. 1.856 9.032 

nur böhmisch sprechend 

in den deutschen Schulbez. 9.156 27.811 

Genaue Daten für 1900 über die Gesamtzahl der Bevölkerung 
in den einzelnen Schulbezirken, nach der Umgangssprache ge- 
sondert, sind von der k. k. statistischen Centralkommission bisher 
noch nicht veröffentlicht worden. 

Nebenbei sei noch darauf hingewiesen, wie Wieser gern zu 
Gunsten der Deutschen abrundet und auch formelle Rechnungs- 
fehler begeht. Um nämlich das relative Übergewicht der deut- 
schen Steuerleistung recht greifbar darzulegen, führt er dieses 
sein Resultat (also ohne Prag) in Form eines Bruchteiles an, 
dessen Zähler die Steuer und dessen Nenner die Populations- 
quote ist, und behauptet, dass sich die böhmische Quote zur 
deutschen wie 1 : 1*35 verhält. 

Hätte er seine Rechnung richtig durchgeführt und insbeson- 
dere die deutsche Umgangssprache mit 387o und die böhmische 
mit 617o berechnet, so hätte er zu einem Verhältnisse 1 : 1*26 ge- 
langen müssen, das heisst: wenn ein Böhme 1 fl. Steuer zahlt, 
so zahlt ein Deutscher an derselben 1 fl. 26 kr. (nicht 1 fl. 35 kr.), 
also um ein Viertel, nicht um ein Drittel mehr. 
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Wie fallt die Pauschalbilanz des ganzen Königreiches mit 
Zurechnung von Prag aus? (Wiederum bemerken wir nur neben- 
bei, dass Wieser bei der Mehrzahl seiner Grundberechnungen von 
Königgrätz schlechthin absieht.) 

Prag, das über 187o sämmtlicher Landesumlagen aufbringt, 
ist wohl ein Faktor von grösster Bedeutung; infolgedessen und 
in Erwägung der verhältnismässig grossen Leistungsfähigkeit der 
deutschen Minorität stelle ich Prag nicht zur Gänze auf das 
Conto der böhmischen Steuerkraft und nehme die Gliederung in 
Ermangelung eines anderweitigen Aufteilungsschlüssels zunächst 
nach der Bevölkerungsquote, das Militär mitbegrifFen, vor. (Dass 
ich damit den Deutschen keinen grossen Eintrag tue, erscheint 
später bei der Erörterung der einzelnen Steuergruppen nachge- 
wiesen.) Da sehe ich, dass die Böhmen an der Umlagebasis im 
ganzen 42-77 Mill. K, die Deutschen 25-78 Mill. K zahlen oder 
62 4 : 37*6 gegen die Bevölkerungsquoten (recte Quoten der Um- 
gangssprachen) 62*67 : 37-27. 

Durch diesen heutzutage einzig möglichen, die beiden Parteien 
gleichmässig treffenden Masstab erscheint daher ein fast voll- 
kommener Einklangs zwischen der Steuer- und Be- 
völkerungsquote hergestellt, 

Dieser unparteiliche Vorgang bei der Pauschalfeststellung 
der Steuerquoten ber beiden Nationalitäten — denn eine andere 
ist vorderhand untunlich — führt freilich zu einem Resultate, 
das sich überhaupt nicht in den Rahmen der politischen Aktion, 
deren wegen W. seine Arbeit unternommen, einfügen lässt; W. 
hat sich daher für einen anderen Weg entschieden. Die Steuer- 
leistung der böhmischen Minderheiten hat er durchaus ausser- 
acht gelassen^ und hat dieselben mit der durch nichts belegten 
Behauptung abgefertigt, dass sie überhaupt keinen oder einen 
ganz geringen Betrag an direkten Steuern aufbringen (S. 19). 

Ich hoffe diesbezüglich an einigen Fällen darlegen zu können, 
wie diese Behauptung durchaus unrichtig ist. Nach den mir au3 
Budweis mitgeteilten Daten zahlen die Böhmen, welche in der 
genannten Stadt, mithin einem deutschen von Wieser zur 
Gänze auf deutsche Rechnung gesetzten Schulbezirke, eine Aktien- 
brauerei, eine Emailblechfabrik, eine Bleistiftfabrik, eine Vqrschuss- 
kassa, eine Pfandleihanstalt, eine Fabrik auf Kunstdüngungsmittel 
besitzen und wo ferner eine Filiale der ^ivnostenskä banka und 
eine Reihe von gesellschaftlichen Unternehmungen sich befinden 
(nach Daten für 1902), nur an der Erwerbsteuer für die Unter- 
nehmungen mit öffentlicher Rechnunglegung wenigstens etwa 
32.800 K, an der allgemeinen Erwerbsteuer nur nach den Daten 
für die III. und IV. Klasse wenigstens 25.000 K, bei weitem mehr 
noch an der Hauszinssteuer und dgl. Ähnlich verhält es sich in 
Krumau, das W. zugleich zu den deutschen Schulbezirken zählt. 

Aus dem Pilsner Kammersprengel erwähne ich die bezüglich 
der direkten Besteuerung bedeutende böhmischen Minoritäten 
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in Manetin, Mies, Bischofteinitz, Schüttenhofen, Bergreichenstein, 
Prachatitz, Winterberg etc., wo fast durchwegs böhmische Kredit- 
anstalten vorkommen, die nach dem II. Hauptstücke des Gesetzes 
über die direkten Personalsteuern besteuert werden. Nur bezüglich 
der Erwerbsteuer ist die böhmische Steuerleitung in den genannten 
Orten nach Massgabe der mir individuell mitgeteilten Daten 
mit wenigstens 35.000 K zu veranschlagen. Aus den Egerer und 
Reichenberger Kammersprengeln mangelt es zwar an individuellen 
Daten, es genügt aber folgende paar Städte zu nennen, in welchen 
das böhmische Element auch in Steuerfragen eine nennenswerte 
Grösse vorstell^; so z. B. die Bergrayons Brüx und Dux (böhmische 
Bergwerksbesitzer), ferner Leitmeritz, Theresienstadt, Aussig 
(Xivnost. banka), Reichenberg Stadt samt Umgebung usw., von 
gemischten Gegenden Nordost- und Ostböhmens überhaupt ab- 
gesehen. So kann die direkte böhniische Steuerleistung z. B. in 
Leitmeritz*) mit wenigstens 20.000 K angesetzt werden, in dem 
Steuerbezirke Leitmeritz wurde die böhmische direkte Besteuerung 
auf ein volles Drittel der Gesamtsteuerleistung geschätzt u. s. f. 

Die gesamte Leistungskraft der böhmischen Minoritäten 
auszudrücken, wie dies für die deutschen Prof. W. getan, ist 
mir bisher nicht gelungen und es ist dies auch nicht notwendig, 
weil nur ein höchst approximativer Erfolg zu erreichen wäre. 
Die obangeführten Ziffern mögen nun auf Grund von zufälligerweise 
gesammelten Fällen die völlige Unhaltbarkeit der Wieserschen Aut- 
stellungen in Ansehung der böhmischen Minoritäten und die kräf- 
tige Quelle von Irrtümern, resp. Lücken, die in dieser Hinsicht in 
der Wieserschen Arbeit reichlich zutage tritt, im einzelnen aufdecken. 

Andererseits berücksichtigt Wieser äusserst sorgfältig und 
übertrieben die Steuer, die von den Deutschen in Prag und in 
den böhmischen Schulbezirken abgeführt wird. Wie er hiebei im 
einzelnen verfährt, soll vorerst an Prag gezeigt werden. 

Von den für Prag vorgeschriebenen Steuern sind für die Landes- 
und Gemeindefinanzen nachstehende Steuern von Bedeutung, deren 
Höhe für die letzten 3 Jahre nachstehend nach den Gemeindevor- 
anschlägen angeführt wird: Voranschlag für das Jahr 

1902 1903 1904 

daher die Steuervorschreibung für das Jahr 

Grundsteuer ....;. 

direkt eingeh. Rentensteuer 

Besoldungssteuer .... 

allgemeine Erwerbsteuer . 

Hauszinssteuer 7,030.548 

Erwerbsteuer der Unter- 
nehmungen mit öffentli- 
cher Rechnungslegung . 1,551.417 4,518.937 4,452.487. 

®) Sehr genaue Erhebungen in dieser Sache hat für meine Zwecke der 
Herr Dr. Ladislaus Broii, Advokat in Leitmeritz, unternommen, dem ich auf 

Die nationale Steuerleistung und der Landeshaushalt im Kön. Böhmen. Q 



1901 


1902 


1903 


16.357 


16.227 


15.681 


116.361 


112.590 


101.918 


76.623 


• 80.153 


90.381 


953.033 


925.153 


928.864 


030.548 


7,083.909 


7,235.357 
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Der Schwerpunkt ist in den beiden Erwerbsteuertypen und 
in der Hauszinssteuer zu suchen und es ist daher klar, warum 
W. bestrebt ist, eben mit Hilfe dieser Steuern die deutsche Quote 
nach Tunlichkeit heraufzutreiben, während er z. B. an der 
Renten- und Besoldungssteuer fast mit Stillschweigen vor- 
übergeht. Unwahr ist somit die Behauptung (S. 135), dass er bei 
der Feststellung der deutschen Steuerleistung in Prag den Quoten 
der beiden Erwerbsteuern und Hauszinssteuer auch entsprechende 
Anteile für die übrigen städtischen Steuern zugeschlagen hätte. 

Vor allem hat er sich die Unkorrektheit zu schulden kommen 
lassen, dass er seinen Berechnungen das Präliminare pro 1903 und 
nicht 1902, wie oben bei den Schulbezirken (die Vorschreibung 
der Steuer aus dem dem Voranschlage vorangehenden Jahre), zu- 
grunde gelegt hat, ohne bemerkt zu haben, dass er damit keinen 
Fehler begeht. Wie bereits Herr Bondy gezeigt hat, ist die dies- 
bezügliche Gesamtdififerenz nicht beträchtlich, dafür ist sie aber 
namhaft bei den einzelnen Unternehmungen und diese Abwei- 
chungen sind, da W. die einzelnen Steuergattungen nach der 
Nationalität differenziert, zu beachten. Bezüglich der allgemeinen 
Erwerbsteuer beziffert W. die deutsche Quote unter Berufung 
auf blosse »private Auskünfte, die übrigens durch den öffentlicher 
Beobachtung zugänglichen Anteil der Deutschen am Prager Ge- 
schäftsleben gewiss unterstützt werden«, wie folgt: 

I. Klasse mit 80%, 
II. Klasse mit 657oi 

III. Klasse mindestens mit 10%, 

IV. Klasse mindestens mit ö^o- 

Diese approximativen, durchaus nicht belegten Abschätzungen 
appliziert nun Wieser auf Daten der Steuervorschreibung für 1902. 
Diese Daten werden nämlich nach Veranlagungsbezirken (also 
in der III. und IV. KI. nach den einzelnen politischen Bezirken, bezw. 
einzelnen Städten und Stadtteilen) im Amtsblatte veröffentlicht» 
Für das Jahr 1902 (Prager Zeitung 3/8. 1902) beträgt die Kontin- 
gentsumme 

in Prag III. Kl. IV. Kl. 

Altstadt und Josefstadt 109216 55.627 

Obere Neustadt und Vyäehrad . 60.429 51.477 

Untere Neustadt 88.090 24.188 

Kleinseite-Hradschin 15.205 14.815 

Holeschowitz-Bubna 11.966 13.244 

Lieben . . . 7.410 8.491, 

also zusammen in Prag . . . 292.316 K 167.842 K, 

V ^ . 

insgesamt 460.158 K. 



diesem Wege den geziemenden Dank ausspreche. Interessante diesbezügliche 
Daten liest man auch in der Broschüre >Cesk6 menSiny na PodkruSnohorsku« 
1903. 
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Zieht man diese Ziffer von der obigen des Prager Voran- 
schlages, demgemäss das Kontingent für Prag pro 1902 
863.082 K betrug, ab, so würden für die I. und II. Klasse zu- 
sammen 402.824 K verbleiben. Von diesem Betrage macht Wieser 
einen Abschlag von 200.000 (S. 28.) zugunsten der Deutschen. 
Die allgemeine Erwerbsteuer der Deutschen in Prag würde somit, 
in absoluten Ziffern ausgedrückt, ausmachen: 

in der I. u. II. Kl 200.000 K 

» » III. Kl. 10% des Konting. 29.000 » 
> > IV. > 57o > > 8.390 >, 

was zusammen 237.600 K ergäbe, 

wogegen W. die Schlusszififer mit 334.000 K anführt. Hiebei be- 
zeichnet er nicht genauer die Art, wie es so gekommen ist, und 
begnügt sich mit der billigen Fräse, dass »die Einzelberechnung 
wäre, umständlich, als dass sie hier vorgeführt werden könnte« (1) 
Das Nichtkontingent beträgt pro 1902 nur 59.500 K, die Hausierer- 
steuer bloss 2.50Ö K ; auch wenn man diese Posten zur Gänze den 
Deutschen zurechnen würde, wäre man mit der Rechnung nicht 
fertig. Mit Recht hat daher Herr Bondy gefragt, woher man diese 
100.000 plus auf einmal genommen hat. 

Auch wenn wir die von Wieser, der zweifellos eine ganze Reihe 
von * Zweifelhaften« den reinen Deutschen zurechnete, auf privatem 
Wege erhobenen Daten zulassen, so stellt trotzdem der deutsche An- 
teil an der allgemeinen Erwerbsteuer für das J. 1902 bei richtiger 
Berechnung höchstens 238.000 K vor, so dass für die Böhmen 
687.000 K verblieben, oder auch bei der Wieserschen Maximal- 
abschätzung bringen die Deutschen etwa 25*7 7o»®^) die Böhmen 
74-37o auf. 

Die deutsche Steuerleistung bezüglich der Erwerbsteuer der 
Unternehmungen mit öffentlicher Rechnungslegung be- 
zifferte W. vorwiegend auf Grund privater Umfragen und der 
Steuervorschreibung teils für das J. 1901, teils für das J. 1902, 
im Ganzen auf 3'73 MilUionen K, so dass für uns Böhmen unter 



^a) Seit dem Erscheinen des böhmischen Originals dieser Abhandlung ist 
ein dasselbe Thema der nationalen Steuerleistung in Prag behandelnder, sehr 
bemerkenswerter Aufsatz aus der Feder des Herrn J. Jodl in Prag erschienen. 
Dieser gibt folgende, auf ämtlichen Quellen aufgebaute Berechnungen der allge- 
meinen Erwerbsteuer pro 1901 in Prag an : 

Vom Gesamtkontingente per 818.842 K 61 h entfiel auf die Deutschen 
132.748-65 K und auf die deutschen Juden 119.970-37 K oder 16'2l, bzw. 14*6573 
des Gesamtkontingents. Schlägt man das Nichtkontingent per 165-33l*69 K 
zu, so entfallen auf die Deutschen 149170"49 K oder 15-057o» auf die deutschen 
Juden 134.343'80 K oder 13'657o J insgesamt beträgt also die deutsche Quote 
an der allg. Erwerbsteuer 1901 nach dieser Berechnung 28-707o) also um 37o 
mehr als nach unserer obigen Berechnung pro 1902. 

Interessant ist auch die Zahl der Zensiten, die Jodl festgestellt hat: Von 
der Gesamtzahl der Zensiten per 18065 sind bloss 548 Deutsche und 671 
deutsche Juden. Man sieht schon aus diesen Zahlen, was für eine Bedeutung 
das Judentum für das Prager Deutschtum besitzt. 



* 
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Zugrundelegung des Gemeindepräliminares nur gegen 780.000 K, 
bezw. 720-000 K übrig bleiben. 

Schon darin muss ein grosser Fehler erblickt werden, dass 
sich Wieser nicht auf die Steuer aus einem und demselben Jahre 
bezieht. Eben die Erwerbsteuer der Unternehmungen mit öffent- 
licher Rechnungslegung schwankt von Jahr zu Jahr — nach den 
Erträgnissen dieser Unternehmungen — recht merklich. Zur Richt- 
schnur hat sich W. die Daten über die Steuervorschreibung für 
das Jahr 1902 genommen, in welchem, wie bekannt, eine ausser- 
ordentliche wirtschaftliche Krisis um sich griff ; dagegen zieht er 
die Steuer der einzelnen deutschen Unternehmungen nicht selten 
noch aus dem günstigen Jahre 1901 heran. Schon hiedurch er- 
scheint die böhmische Quote künstlich herabgedrückt. Dass dabei 
keinesw gs nur unbeträchtliche Summen im Spiele sind, ist daraus zu 
ersehen, dass z. B. die 7 grössten Unternehmungen, die W. für 
die Deutschen reklamiert, an der Erwerbsteuer 

im Jahre 1901 .. . K 1,454.831, 
> > 1902 . . > 1,205.964, 

daher im Jahre 1901 um K 248.867 

mehr aufgebracht haben. Auf diesem recht bequemen Wege haben 
die Deutschen nur bei der Steuer dieser 7 Unternehmungen mehr 
als 207o gewonnen.®) 

Es fragt sich weiter, inwieferne Prof. Wieser die nationale 
Gliederung dieser Unternehmungen sachlich durchgeführt hat. 
W. selbst hat — bevor er die Gliederung in Angriff" genommen — 
einige bedeutungsvolle Sätze vorangeschickt, welche die Arbeit 
selbst höctist bezeichnend charakterisieren. 

Er macht sich selbst die Einwendung: Können die Aktien- 
gesellschaften, die ja doch nur dem Erwerbe dienen, die dem 
Aktionär beim Eintritt keine andere Bedingung stellen, als dass er 
sein Kapital einbringe, deren Anteile auf dem Markte stets um 
Geld zu haben sind, — können auch sie dessenungeachtet als 
nationale Bildungen betrachtet werden? Hierauf antwortet er, dass 
die eigenartigen Verhältnisse in Böhmen eine derartige Gliederung 
zulassen. Es gibt nur wenige »gemischte« Aktiengesellschaften, 
die weitaus meisten sollen ihre Mitglieder entweder ausschliesslich 
oder wenigstens ganz überwiegend in dem einen oder dem 
anderen nationalen Lager haben. Die Zusammensetzung des Ver- 
waltungsrates lässt in den meisten Fällen keinen Zweifel hierüber 
übrig, manche drücken ihren nationalen Charakter auch in der 
Sprache der Firmabezeichnung aus. Dabei weist er auf die Ge- 
fahr hin, welche die Verstaatlichung verschiedener Privatunterneh- 
mungen, z. B. Eisenbahnen, für die politischen Bestrebungen der 
Deutschen im Gefolge hätte. Allein bei den Prager Landes- 
und Gemeindeunternehmungen hebt er mit Nachdruck das 



*) Aus der zit. Rede L. Bondys. 
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Moment hervor, dass ihr Erträgnis mit auf der Benutzung 
durch deutsche Kunden beruht. Er hegt überdies viele 
Bedenken in der Hinsicht, wie die Verhältnisse grosser Banken 
und Eisenbahnen zu beurteilen wären, die ihren Sitz in Wien» 
in Böhmen aber Filialen oder Teile ihres Netzes haben. Er 
gibt mit Recht zu, dass es »gewiss für die Ausmessung der po- 
litischen Rechte durchaus nicht gleichgiltig sein wird^ ob eine 
bestimmte Steuersumme von einer einzigen grosskapitalistischen 
Gesellschaft, dazu noch von einer solchen,, der6n Aktionäre an- 
derswo ansässig sind, bezahlt wird, oder ob dies von Hunderten 
und Tausenden von Landesangehörigen geschieht«. Trotz alledem — 
hier vergisst W. auf einmal, dass er seine Berechnungen einzig 
und allem aus dem Grunde vornimmt, um daraus politische De- 
duktionen abzuleiten — schlägt Wieser solche Unternehmungen den 
rein deutschen zu, ohne sie entweder als neutral zu rechnen oder 
gänzlich ausser Acht zu lassen. >Ihre Betriebe gehören mit zu den 
wirtschaftlich fruchtbaren Kräften des Landes, ihre Verwaltungen 
gehören mit zu den wirksamen gesellschaftlichen Mächten des 
Landes. Sie und ihre Steuerleistung sind ganz mit demselben 
Hechte mitzuzählen, wie etwa der Besitz eines feudalen Herrn, 
der in Wien residiert.« Aber er vergisst wiederum darauf, dass 
er oben die Steuerleistung der feudalen Grossgrundbesitzer — 
die sonst der böhmischen Partei zu statten kommen müsste — , 
die 3'97o ^^s gesamten Landesvoranschlages ausmacht, den 
Neutralen zugerechnet und in seinem Schlussergebnis separat 
angefügt hat. 

Prof. Wieser geht aber weiter und nimmt auch rücksichtlich 
der Prager Staats-, Landes- und Gemeindeunter- 
nehmungen (S. 126 u. 135) die nationale Gliederung vor, aber 
nicht nach der Bevölkerungsquote, sondern er schreibt jeder 
Nationalität die Hälfte zu. 

Warum er dies tut, erörtert er nicht, es leuchtet dies aber 
sofort ein, wenn man zusieht, in welchem Masse die Unter- 
nehmungen, bezüglich deren nationaler Einstellung die Meinungen 
d ametral auseinandergehen können, zur Deckung der Landes- 
ausgaben herangezogen werden. 

Vor allem muss erwähnt werden, dass die Privatbahnen selbst 
in Prag 2*4 Mill. K, resp. 2*3 Mill. K an Erwerbsteuer aufbringen, 
also mehr als die Hälfte aller Unternehmungen mit öffentlicher 
Rechnungslegung. Die Staatsunternehmungen, vorzugsweise Bahnen, 
figurieren in Prag mit einer Summe von 522.000, resp. 533.000 K, 
das Land (Landes- und Hypothekenbank) mit 70.000, resp. 
122.000 K, endlich die Gemeinde mit 128.000, resp. 126.000 K. 
Eine grosse Post repräsentieren noch die sogen, deutschen Banken, 
welche im Jahre 1901 659.000, im Jahre 1902 490.000 K an 
Erwerbsteuer zahlten. 

Diese Unternehmungen, welche mehr als 81 Vo der Gesamt- 
summe dieser Steuerkategorie in Prag zu entrichten haben, ent- 
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weder neutral oder nach der Bevölkerungsquote objektiv grup- 
pieren, hiesse das fabelhafte Übergewicht der deutschen Besteuerung 
in Prag a priori begraben. 

Und daher diese doppelte Elle, die W. bei der Fest- 
stellung der deutschen Steuerleistung in Prag anwendet. 

Bei einem objektiven Verfahren müssten die Steuern der 
Staats-, Landes-, Gemeinde- und Eisenbahnunternehmungen über- 
haupt entschieden nach der Bevölkerungsquote repartiert werden. 
Bei den Staats-, Landes- und Kommunalunternehmun- 
gen tritt dafür schon der Charakter der Unternehmer, der über 
die Parteien gestellten Organe ein, die es gewiss meiden werden, 
ihre Besteuerung zu politischen Hetzereien missbrauchen zu lassen; 
bei den Eisenbahnen wiederum der öffentliche Charakter der- 
artiger Unternehmungen, ihre faktisch monopolistische Stellung 
und die Erwägung, dass ihr Erträgnis in erster Linie auf der 
Benutzung derselben durch das Publikum beruht, nota bene auf 
einer obligatorischen Zwangsbenutzung, da es an anderen Kon- 
kurrenzunternehmungen mangelt. 

Wenn darüber heute Bedenken obwalten können, so wird 
dies ausser Frage stehen, wenn diese Unternehmungen ver- 
staatlicht sind. Die Benützung dieser Unternehmungen muss man- 
gels eines anderen auf genauen Erhebungen basierten Schlüssels 
nach der Volkszahl repartiert werden, denn es lässt sich ja kaum 
füglich behaupten, dass die Eisenbahnen in Böhmen, resp. Prag 
von den Deutschen zur absoluten Hälfte benützt würden. Sie 
werden von denselben relativ gleich, wie von den Böhmen mit 
einem auf die beiden nach der Bevölkerungsquote entfallenden 
Anteile in Anspruch genommen. 

Prof. Wieser schreibt ferner eine besondere Bedeutung den 
Prager deutschen Banken und den Filialen der Wiener Banken 
(und der böhmischen Sparkassa) zu. Dieselben sollen nicht viel 
weniger als 1 Mill. K zahlen. Nun, was für Unternehmungen sind 
dies? Die Mehrheit derselben ist auch böhmisch protokolliert; 
ihr Kapital befindet sich zu beträchtlichem Teile in böhmischen, 
zu grossem Teile aber in ausländischen, englischen, französischen, 
italienischen, ungarischen, reichsdeutschen Händen. Dem entspricht 
oft auch die Zusammensetzung der Verwaltungsräte, welche auch 
aus Ausländern bestehen. Ihre Klientel ist grossenteils böhmisch 
(vgl. z. B. Zuckerfabriken, Darlehen böhmischer Gemeinden u ä.). 
Infolge dessen lassen sich eigentlich bloss 2, höchstens 3 Prager 
• Banken zu den deutschen Instituten rechnen, die übrigen sind rein 
deutsch weder durch ihre Aktionäre noch durch ihre Klientel. 
Es lässt sich nicht berechnen, welcher Anteil an denselben auf 
deutsche und welcher auf andere Klienten entfällt. Sie müssen 
daher als neutral gerechnet werden, was auch ihren eigenen 
Intentionen am nächsten liegen und aus ihrem ganzen Geschäfts- 
leben hervorgehen dürfte. 



89 



Nimmt man auf diese objektive Art und Weise die Gliede- 
rung einzelner Unternehmungen vor, so sieht man, dass von den 
Steuern des J. 1901 entfallen 

auf die auf die auf neutrale 

Böhmen Deutschen Unternehmungen 

a) bei den Staats-, Lan- 
des-, Gemeinde- und 
Eisenbahnunterneh- 
mungen 2,815.000 330.000 — 

b) deutsche Banken — höchstens 247*000 — 

c) neutral — — 411.000 

im Jahre 1902: 

a) 2,769.000 325.000 — 

b) — 238.000 — 

c) . . ~ 33 253.000 

2,769.000 563.000 253.000 

Die rein deutschen Gesellschaften und Genossenschaften zahlen 
bloss 116.000, resp. 101.000 K.Die böhmische Sparkasse mit einer 
zahlreichen böhmischen Klientel bringt 185.000, resp. 177.000 K auf. 

Auf die böhmischen Unternehmungen entfallen an Steuer- 
summen: 

Aktiengesellschaften 381.000 369.000 

Versicherungsanstalten .... 23.000 26.000 

Genossensc haften 76.000 87.000, 

zusammen 480.000, resp. 482.000 K. 

Ausserdem gibt es in Prag noch eine Reihe von Filialen 
und Repräsentanzen ausländischer (reichsdeutscher, belgischer, 
englischer, ungarischer) Gesellschaften, die im ganzen an Erwerb- 
steuer 53.000, resp. 50000 K entrichteten. Nach diesem Vor- 
gange würde also die Steuer der Unternehmungen (wenn man 
auch die böhmische Sparkassa als rein deutsch rechnet) betragen : 

böhm. deutsch, fremd, und neutral. 

im J. 1901»*) 3,295.000 878.000 464.000 
> » 1902 3,251.000 841.000 303.000 

oder im Perzentsatz: 

im J. 1901 71 19 10 
* » 1902 74 19 7 



•a) Jodl (s. Anm. 8a) geht bei seiner Gliederung der Erwerbsteuer 
der der öffentlichen Rechnungslegung unterliegenden Unternehmungen von 
einem anderen Standpunkte aus, indem er die Bahnen, Banken u. ä. An- 
stalten, deren Nationalität sich schwer oder überhaupt nicht genau fest- 
stellen lässt, zu einer dritten, neutralen Gruppe vereinigt hat. Darnach 
entfallen von der Gesamtsteuer nach dem II. Hauptstücke pro 1901 per 
4,760.071*26 K auf rein böhmische Unternehmungen 605.097*51 K, auf rein 
deutsche bloss 31.71503 K und auf neutrale (indifferente) der weitaus grösste 
Teil per 4.123.258*72 K. 
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Freilich entspricht auch dieses Resultat nicht völlig den Tatsa- 
chen, aber wir haben diese Daten aus dem Grunde angeführt, 
um klar zu legen, wie die Aufstellungen Wieser's durchaus par- 
teilich sind und wie man bei Anwendung einer wenn auch noch 
so wenig objektiven Grundlage zu diametral entgegengesetzten 
Abschätzungen gelangt. 

Prof. W. beziffert ferner auch den deutschen Anteil an der 
Hauszinssteuer in Prag, die selbst mehr als 557o der gesamten 
Umlagebasis in dem Gemeindepraelimare repraesentiert. Auf pri- 
vatem Wege unter Beihilfe von Parteigenossen rechnet er aus, 
dass von 5000 steuerpflichtigen Häusern fast 1000, also 207o in 
deutscher Hand seien, dass aber der deutsche Anteil bezüglich 
der Steuerleistung 30*57o der gesamten Haussteuer in Prag 
betrage. Treffend hat diesbezüglich H. Bondy darauf aufmerksam 
gemacht, wie die Deutschen selbst bei der Abschätzung des 
deutschen Hausbesitzes um Hunderttausende von einander ab- 
weichen. So z. B. begnügen sich auch die übertriebenen Berech- 
nungen der »Deutschen Volkszeitung«, die W, selbst nicht selten 
massigen muss, mit 25% der deutschen Hausbesteuerung, das 
»Prager Tagblatt« geradezu nur mit 217o; es stellt sich also eine 
Differenz von fast 107o heraus, was einer absoluten Ziffer von 
weit über 700.000 K gleichkommt. Die Erhebungen, die ich be- 
hufs Feststellung einer richtigen diesbezüglichen Ziffer durch die 
Prager Hausbesitzervereine ^®) gepflogen habe, haben leider kein 
durchaus erschöpfendes Resultat ergeben; nur in dem VII, und 
VIII. Prager Viertel sind genaue objektive Ermittlungen auf Grund 
der wirklichen Steuervorschreibung durchgeführt worden und die 
einschlägigen Daten sind: 

Anzahl von Häusern, deren Besitzer Deutsche sind: 

Holeschowitz — Bubna Lieben 

I abs. > abs. 

65 oder 8-27o ^ 38 oder 5-27o 

Ihr Zinserträgnis 

215.397 K oder 9-737o 89.610 K oder 8-50% 

Dem entgegen führt Wieser an 
305.611 K oder 1318Vo 174.456 K oder 16-487o. 

Schon aus diesen Stichproben ist zu ersehen, wie übertrieben 
die Wieserschen Daten und wie unverlässlich dessen private Er- 
hebungen sind. Der Verein der Hausbesitzer für die Prager Neu- 
stadt und den Königl. Vysehrad berechnete schliesslich den ge- 
samten deutschen Anteil an der Hauszinssteuer Prag alles in 
allem mit 10"/o ii^ Maximum, was durchaus der Populations- 
quote entspricht. Der verhältnismässig grösste Prozentsatz des 



^^) An dieser Stelle spreche ich den geziemenden Dank für die Be- 
schaffung von Daten den Herren Vorständen der betreffenden Vereine, 
insbesondere H. Fr. A. Urbänek, Verleger Prag, Jan Dobiäs, Fabrikanten 
Holeschowitz, und Dr. Jos. Vanecek, Advokaten in Lieben, aus. 
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Immobilarbesitzes (dem Werte nach) befindet sich in deutscher 
Hand in der Altstadt (auch nach Wieser), grössere Anteile 
weisen auch die Kleinseite, Hradschin und die Josefstadt aus; 
dem gegenüber gibt es in den übrigen Prager Vierteln eine enorme 
Überzahl der böhmischen Hausbesitzer.^^) 

Übrigens darf man nicht den eigentümlichen Charakter der 
Hauszinssteuer in Prag, in diesem gewaltigen geschäftlichen und 
industriellen Knotenpunkte, ausser acht lasseui Diese Steuer wird 
de facto nicht von den Hausbesitzern, sondern bei verhältnis- 
mässig beschränktem Angebote eigentlich von den Wohnungs- 
mietern getragen. Der HaushÄ-r fungiert hiebei nur als ein 
Steuereinnehmer, der die Steuer bei den Steuerträgern- Mietern 
einhebt und an den Staat abführt. Die Ertragssteuer wird dabei 
eigentlich in eine Verbrauchssteuer — in die Wohnungssteuer — 



") Seither ist eine derartige Erhebung auf Grund des ämtlichen Ma- 
terials von J o d 1 (s. oben) durchgeführt worden. Die Hauptergebnisse der- 
selben geben wir nachfolgend für das Jahr 1901 an: 

Zahl der Häuser, deren Eigentümer 



Stadtbezirk: 



1. Altstadt 

2. Neustadt 

3. Kleinseite ...... 

4. Hradcin , 

5. Josefstadt 

6. Vysehrad 

7. Holeschowitz — Bubna 

8. Lieben 



Deutsche 



81 
167 

57 
7 
5 
4 

42 

20 



deutsche 

Juden 

sind 

38 

99 

9 

75 

21 
23 



neutral 



22 
73 

28 
16 
27 

43 
29 



943 
1.755 
532 
179 
366 
120 
831 
712 



Zusammen ... 383 265 238 6.438 

Wir sehen daraus, dass Prof. Wieser nicht weniger als 352 Häuser, 
oder über 54% den Deutschen zuviel zugezählt hat. Ähnlich sind die Er- 
gebnisse des Zinserträgnisses. 

Es betrug das 
den den deutsch- zusammen 
deutschen jüdischen deutschen 
Hausbesitzern zufliessende Zins- 
erträgnis in K 



im Stadtbezirke 



91 



CO 



(L> 



C O u 
ü U, 5 






.S bÄ t! 



1. Altstadt . . 

2. Neustadt . 

3. Kleinseite 

4. HradSin . 

5. Josef Stadt . 

6. Vysehrad 

7. HoiescDowitz-BuDoa 

8. Lieben . . . 



1,263.793 

1,947.792 

302.544 

14.153 

7.902 

9-013 

149.756 

51.064 



523.189 

1,291.550 

76.636 

122.660 

95.145 
43.236 



1,786.982 

3,239.342 

379.179 

14.153 

130.562 

9.013 

244.901 

94.300 



21-40 
1891 
13-78 

4-11 
27-76 

2-74 
11-02 

8-94 



33-74 
33-73 
25-92 
11-97 
25-40 
0-92 
13-18 
16-48 



Zusammen . 



3,746.017 2,152.415 5,898.432 1806 3050 



Man sieht, dass die böhmische Berechnung Jodls am meisten jener 
des Prager Tagblattes nahekommt — ein Beweis dafür, dass Jodl ziemlich 
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umgewandelt. Dies erkennt wohl auch Wieser selbst an, der in 
der Einleitung seiner Arbeit folgenden Vorbehalt vorbringt: > Falls 
man unsere Hauszinssteuer überhaupt als Steuer auf den Real- 
besitz ansprechen darf « Bei der Bezifferung der deutschen Steuer- 
quote vergisst er allerdings auf diesen Vorbehalt vollkommen und 
behandelt dieselbe wiederum tapfer als eine auf den Hausbesitz 
gelegte Steuer. Also auch hiebei ist bei einer, wenn auch noch 
so wenig gerechten Lösung der Frage und namentlich unter Be- 
rücksichtigung des Zweckes, um dessen willen die Steuerleistung 
überhaupt erhoben wird (somit zu politischen, Wahlzwecken), eine 
Aufteilung nach der Bevölkerufigsquote, bezw. nach der Zahl 
der Mieter (Wohnungsinhaber) und Aftermieter, auf welche letz- 
teren der Mieter die Steuer bekanntlich überwälzt, einzig und 
allein am Platze. Nach der Volkszählung vom 1900 gab es in 
Prag I.— VII. 42.494 Wohnungsinhaber, hievon 37.324 mit böh- 
mischer und 5.608 mit deutscher Umgangssprache, Aftermieter 
gab es 11.786, hievon 10.015 mit böhmischer und 1440 mit deut- 
scher Umgangssprache. Die betreffenden Verhältniszahlen betragen 
für die Deutschen bei den Wohnungsinhabern 13'27o> bei den 
Aftermietern 12-27o) daher nur unbeträchtlich mehr als die Be- 
völkerungsquote überhaupt. Dieses Verhältnis verringert sich, 
wenn man Lieben hinzunimmt (für das es wohl an besonderen 
Daten fehlt), das fast zur Gänze böhmisch ist (1900 gab es im 
ganzen nur 330 Einwohner mit deutscher Umgangssprache). Man 
begeht somit kein Unrecht, wenn man die Hauszinssteuer nach 
Verhältnis der beiden Umgangssprachen gruppiert. Selbst die Ein- 
wendung, dass die Deutschen, wie sie nicht selten behaupten, 
grössere und teuerere Wohnungen haben dürften, fällt nicht in's 
Gewicht, denn, wie bereits H. Bondy ganz richtig bemerkt hat, 
wird das Verhältnis wiederum — vorausgesetzt, aber nicht zu- 
gegeben, dass dies wahr ist, dadurch ausgeglichen, dass kleinere 



objektiv vorgegangen ist. Dafür spricht auch der Umstand, dass Jodl für 
zwei Stadtbezirke sogar höhere relative Quoten (für Josefstadt auch ab- 
solut), als Prof. Wieser angibt. Übrigens scheint die relative Zahl, die W. 
für Vyäehrad angibt, auf einem Irrtume zu beruhen, denn darnach würde 
das gesamte Zinserträgnis für alle 120 steuerpflichtige Häuser inVysehrad 
nicht minder als 3,300.000 K betragen, was einem Durchschnitte pro 1 Haus 
von über 27.000 K jährlichen Zinserträgnisses entsprechen würde, — eine 
Zahl, die jeder Kenner der Verhältnisse für unmöglich erklären muss. 

Was die Hauszinssteuer selbst betrifft, so beträgt nach Jodl die Umlage- 
basis (mit Einschluss der sog. Idealsteuer) pro 1901: 7,001.687 K 63 h, 
wovon auf die Deutschen 837.90812 K oder ll'977oi auf die deutschen 
Juden 479.032'65 K oder 6-847o, zusammen also 1,316.940*77 K = 18 8l7o 
entfallen, während Prof. Wieser nicht minder als 2*3 Mill. K angibt. Es ist 
zwar richtig, dass der deutsche Besitz an den alten Häusern grösser ist 
als an den Neubauten, denen die sog. Idealsteuer vorgeschrieben wird, 
allein nicht in einem solchen Masse, wie darauf aas der allgemeinen Be- 
zeichnung Wiesers »viel grösser« zu schliessen wäre; Jodl berechnet den 
deutschen Anteil an der Idealsteuer mit über 127o» die deutsche Quote 
an der Staatssteuer stellt sich demnach nur um sehr wenige Prozente 
höher. 
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Wohnungen verhältnismässig teuerer sind und dass deren Mieter 
verhältnismässig höhere Steuern entrichten, als Mieter grösserer 
Wohnungen aufzubringen haben. 

Folgerichtig entspricht die Berechnung Wiesers nicht einmal 
in diesem Falle den Tatsachen und an Stelle seiner 2*3 Mill. K 
sind 10 5^/^j zu setzen — das ist die deutsche Bevölkerungsquote 
in Prag selbst mit Einbeziehung sämtlicher Ausländer 1 — an 
7-03 resp. 7-08 Mill. K, was 738.000 resp. 743.000, die die Deutschen 
in Prag höchstens, an der Hauszinssteuer zahlen, gleichkommt. 

Im 'ganzen gestaltet sich die deutsche Steuerleistung in Prag 
für das J. 1902 nach der nationalen Gruppierung — selbstverständ- 
lich in recht breiten und durchaus nicht genauen Umrissen — 

wie folgt: Böhmen Deutsche Neutrale 

K K K 

die allgemeine Erwerbsteuer 1') . 687.000 238.000 ? 
die Steuer der Unternehmungen 

mit öffentl. Rechnungslegung . 3;251.000 841.000 303.000 

die Hauszinssteuer 6,341.000 '743.000 ^ 

die übrigen Steuern, insoferne auf 

sie die autonom. Zuschläge um- 

gelegt werden ^^) 187 000 "22.000 

zusammen daher . . . 10.466.0U0 1,844.000 303.000, 

während Wieser für die Deutschen 6,364.000 K und für die 
Böhmen nur 6,373000 K rechnete. Es besteht sohin zwischen 
der nur einigermassen gerechten und objektiven Berechnung und 
den Daten Wiesers eine geradezu enorme Differenz. Auf Rech- 
nung der deutschen Steuerleistung wurden bei Wieser nur in Prag 
nicht weniger als 4,520.000 K oder fast 36^0 des Prager Ge- 
meindepräliminars, resp. 6*44% d^s Landesvoranschlages oder 
schliesslich um 2457o mehr, als die nüchterne Wirklichkeit zeigt, 
zu viel gesetzt. Wir haben mithin keinen so merklichen Fehler 
begangen, als wir oben (S. 19) unsere Rechnung ohne eingehende 
Erwägungen nach dem Bevölkerungsschlüssel aufgestellt haben, ^^a) 



^^) auch auf Grund der Wieserschen Erhebungen, nur im Wege eines 
richtigen Rechnungsvorganges. 

^') mangels eines anderen Schlüssels nach der Populationsquote. 

^*a) Nach der Ermittelung Jodls ergibt sich folgende Steuerleistung 
bei den drei für den Gemeindehaushalt ausschlaggebenden Steuern pro 1901 



^^ P'*« = Böhmen 



Deutsche Neutrale Zusammen 

K K K K 

allgem. Erwerbsteuer . . 598.06611 283.514-29 102.593'90 984.174-30 
Unternehm, mit öffentl. 

Rechnungslegung . . 605-U97.51 31.71503 4,123.258-72 4,760071-26 

Hauszinssteuer . . . . 5.226.06917 1,316.94077 458.677*69 7.0Q1.687'63 

zusammen 6,429.232-79 1,632,17009 4,684 53031 12,745.933-19 

Der Anteil der Deutschen an den genannten Steuergattungen beziffert 
sich demnach auf 12-87o. was sogar nur um 2 Prozente den Anteil der 
deutschen Umgangssprache überschreitet. 
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Prof. Wieser bestimmt aber gesondert die Steuerleistung der 
deutschen Minorität nicht nur für Prag, sondern, wie bereits er- 
wähnt, für die deutschen Minoritäten in den böhmischen Schul- 
bezirken überhaupt. Die Ziffern, zu denen er in diesem letzteren 
Falle (ohne Prag) gelangte, sind, wie folgt: 

1. an der allgem. Erwerbsteuer sollen diese 
Minderheiten aufbringen 1*27 Mill. K 

2. an der Steuer der Unternehmungen mit 

öffentl. Rechnungslegung . 250 > • » 

3. an der Hauszinssteuer . . 0729 * », 

alles in allem 4*50 Mill. K 
(oder fast 6'57o ^^^ gesamten Landesumlagebasis pro 1902). 

Was die allgemeine Erwerbsteuer im einzelnen anbelangt, so 
berechnet er sie für die deutschen Minoritäten in den böhmi- 
schen Schulbezirken : 

I. im Prager Kammersprengel (excl. Prag) mit 534.000 K 

(die I. und IL Erwerbsteuerklasse) 
II. im Pilsner Kammersprengel (ebenso I. und 

II. Kl.) mit 200.000 » 

III. im Reichenberger ( ! ) 536.343 », 

zusammen . . . 1,270.343 K. 

In Betreff der Prager Kammer, bezügHch deren Daten W. bloss 
bemerkt, dass dieselben auf private Auskünfte aufgebaut sind, die 
als »durchaus verlässlich gelten dürften«, ist es mir gelungen 
individuelle Daten über die Steuerleistung der einzelnen in die 
besagten beiden Klassen der allgemeinen Erwerbsteuer einbe- 
zogenen Unternehmungen zu beschaffen. Bei der nationalen Aut- 
teilung . zeigte es sich alsbald, dass sich vernünftigerweise nicht 
nur zwei Gruppen^ eine böhmische und eine deutsche, aufstellen 
lassen, sondern dass auch eine neutrale Gruppe gebildet werden 
muss, die es zwar in politischer Hinsicht (namentlich bei Wahl- 
abstimmungen) mit den Böhmen hält, obzwar ihre Unternehmer 
vielleicht Ausländer sind, resp. sich von der aktiven Politik fern- 
halten. Weil wir nicht in die Wieserschen Fehler verfallen wollen, 
-beziehen wir die Genannten absichtlich nicht in die böhmische 
Rechnung ein. Bei tunlichst ängstlicher Feststellung der tat- 
sächlichen deutschen'^) Anteile rechnete man aus, dass sich die 
Gesamtsumme der in dem ländlichen Sprengel der Prager Kammer 
(also ohne Prag) ausgemessenen Steuersätze nach der Vorschrei- 
bung für das Jahr 1902: 



^^) Dabei werden auch Reichsdeutsche (also notorisch deutsche Aus- 
länder) auf das deutsche Conto gesetzt ; angeblich anders Wieser bezüglich 
der Grundsteuer des Grossgrundbesitzes auf S. 21. oben. 
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neutral 



auf böhmischer auf deutscher 

Seite Seite 

K K K 

>in der I. Klasse auf 104.000 344.000 88.000 

» » IL » » 151.000 52.000 8.000, 



zusammen 255.000 396.000 96.000 
beläuft. 

Gleich im vorhinein muss bemerkt werden, dass den grössten 
Teil der deutschen Steuerträger der I. und IL Klasse die 
deutschen adeligen Grossgrundbesitzer vorstellen; unter den 
neutralen ist wiederum der feudale Adel am häufigsten vertreten, 
der mithin absichtlich von der böhmischen Rechnung ausgeschieden 
wurde, obzwar er zweifellos politisch zur böhmischen Partei gehört. 
Schlägt man von den obigen Steuersätzen die Repartitionsquote 
(in der I. Kl. 2®/o, IL Kl. 15%) ab, so rechnet sich die wirkliche 
Steuervorschreibung in der I. und IL Klasse für die deutsche 
Minorität im Prager Kammersprengel im ganzen ungefähr mit 
382.000 K wider die Wieserschen 534.000 K heraus. 

Ähnlich übertrieben hoch stellen sich die Wieserschen Ein- 
schätzungen im Pilsner Kammergebiete, wie ich mich hievon an 
einer ganzen Reihe von individuellen Steuervorschreibungen zu 
überzeugen in der Lage gewesen bin. Im ganzen beträgt der 
maximale deutsche Anteil im Pilsner Kammersprengel 

in der I Kl. K 120.000, wovon auf die böhm. Schulbez. etwa K 53.000 entfallen, 
» >II. > > 67.0 0, > > » > » > > 38.000 > , 

zQsam. K 187 .000, wovon auf die böhm. Schulbez. etwa K 91.000 entfallen, 

während W. für die beiden besagten Klassen als angebliche mi- 
nimale Ziffer 280.000 K bringt, wovon auf die böhmischen Schul- 
bezirke gegen rund 200.000 K zu entfallen hätten. 

Was schliesslich den Reichenberger Kammersprergel betrifft, 
so ist es mir nicht gelungen, ein nur einigermassen vollständiges 
Material zu sammeln, das den Wieserschen Daten als gleichwertig 
gegenübergestellt werden könnte.^*) 

Eine einigermassen systematische Ermittlung des böhmi- 
schen, resp. wenigstens des nicht deutschen (Feudaladel!) An- 
teiles Hess sich lediglich bezüglich der I. und II. Kl. der all- 
gemeinen Erwerbsteuer im Reichenberger Kammergebiete vor- 
nehmen. ^*) 

**) Schuld daran ist die Systemlosigkeit der eingeleiteten Aktion, 
welcher bei Mangel an Finanzmitteln, die ja für jede nur einigermassen 
planmässige Aktion unentbehrlich erscheinen, und angesichts beträchtlich 
beschränkter Mussestunden, die dem Verfasser zur Verfügung standen, 
nicht abzuhelfen war. Mit Freuden spreche ich auf diesem Wege meinen 
Dank allen denjenigen Herren (vornehmlich Bezirksausschuss-Sekretären) 
aus, die mir hie und da interessante Daten lieferten. 

") Die einschlägigen Daten hat auf Grund der Steuerregister bereit- 
willig der Vorstand des politischen Klubs für Reichenberg und den Reichen- 
berger Kreisgerichtssprengel Grosshändler H. Peter Mräz in Reichenberg 
beschaffen, dem ich hier den geziemenden Dank ausspreche. 
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Nach diesen ausdrücklich als lückenhaft und somit auch nur 
als minimal bezeichneten Erhebungen beträgt der böhmische An- 
teil in der I. Klasse mindestens 286.000 K und in der II. Klasse 
wenigstens 110.000 K, die Wieser überhaupt beiseite lässt und 
im Bausch und Bogen für minimal erklärt. Bei der Schlussbe- 
rechnung der nationalen Anteile in den ersten zwei Klassen im 
ganzen Königreiche Böhmen schreibt er grossmütig unserem 
Konto als Ersatz für die Ausserachtlassung der böhmischen Mino- 
ritäten in den Reichenberger und Egerer (Laun!) Kammersprengeln 
die von den Deutschen in der I. und IL Klasse im Budweiser 
Kammergebiete gezahlte Steuer zugute. Laut der in Böhm.-Bud- 
weis gesammelten Daten beträgt jedoch dieser deutsche Anteil 
in der I. Klasse höchstens 70.000 K und in der IL Klasse 41.000 K. 
Ich verfüge zwar nicht über böhmische Daten aus dem Egerer 
Kammersprengel, aber schon aus den lückenhaften Reichenberger 
Daten ist es einleuchtend, dass die böhmische Quote durch diese 
ganz einfache Machination wiederum eine Verkürzung von wenig- 
stens 300.000 K erlitten hat. 

Ich war nicht in der Lage, eine Gliederung der deutschen 
Steuer im Reichenberger Kammergebiete nach den einzelnen 
Steuer- oder auch Schul bezirken vornehmen zu können, weil der 
Veranlagungsbezirk für die I. und IL Klasse immer das ganze 
Kammergebiet umfasst, aber die Ziffer, die Prof. Wieser zu Gunsten 
der deutschen Minoritäten in den böhmischen Schulbezirken des 
Reichenberger Gebiets bringt, nämlich nicht weniger als 536.000 K, 
muss nach Auskünften von Personen, welche zum mindesten eben 
so gut wie Prof. Wieser informiert sind, einfach für exorbitant 
erklärt werden, so dass mit ihr durchaus nicht zu rechnen ist. 

Aus den angeführten Daten ist aber zugleich — und es wäre 
von unserer Seite Albernheit davor die Augen zu schliessen — ' ein 
namhaftes deutsches Übergewicht in Betreff der höheren Katego- 
rien der allgemeinen Erwerbsteuer, also ein Übergewicht in der 
Grossindustrie und im Grosshandel zu sehen. Wo die Ursachen 
dieser unserer wirtschaftlichen Verspätung zu suchen sind, bedarf 
wohl kaum einer eingehenderen Erörterung. Richtig besagt dies- 
bezüglich der »Närodohospodäfsk]^ Obzor« (Jahrgang IX, S. 48) : 

»Der heutige industrielle Reichtum der Deutschen ist keine 
Folge ihrer eigenen Initiative, sondern eine Frucht der hundert- 
jährigen allseitigen und sehr ausgiebigen Fürsorge des Staates für 
die deutschböhmischen Gegenden auf Kosten aller Steuerträger. 
Die Anfänge der deutschen Grossindustrie datieren aus einer Zeit, 
da die Staatsgewalt nach dem dreissigjährigen Kriege und nach 
der durchgeführten Gegenreformation, durch die der Wohlstand 
des ganzen Landes zugrunde gerichtet wurde, bis Ende des 
17. Jahrhundertes bestrebt war, eine nicht mehr nach Vorbild des 
mittelalterlichen Handwerkes auf beschränkten Kundenkreis, son- 
dern auf einen entfernten, namentlich ausländischen Markt rechnende 
Industrie grosszuziehen. Diese neue Industrie war nicht mehr — 
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wie zur Zeit der städtischen mittelalterlichen geschlossenen Wirt- 
schaft — von einem ausgiebigen Konsum und Absatz in der 
Nähe, d. h. von einer kauffähigen Bevölkerung der nächsten Um- 
gebung, also von dem wohlhabenden Lande abhängig, sie hatte 
vielmehr eine tunlichst billige Produktion, d. h. eine arme, mit 
niedrigen Löhnen zufriedene Bevölkerung der Gebirgsgegenden 
zur Voraussetzung, welcher mit der Förderung der Industrie auch 
eine dankbarere Beschäftigung eröffnet wurde, als dies bei der 
Hausindustrie der Fall war, der diese Bevölkerung bisher als 
Ergänzung ihrer wenig eintragenden Feldwirtschaft oblag. Manche 
Exportindustriezweige waren ferner als eine kaufmännische Orga- 
nisierung der althergebrachten Hauserzeugung oder als Anwendung 
der Technik derselben auf neue Profiuktionszweige aufzufassen, 
andere wiederum waren infolge ihres natürlichen Charakters aut 
die Nähe von Wäldern (Glashütten) oder auf Wasserkräfte 
(Papierfabriken) — um neue Maschinen in Bewegung zu setzen — , 
mithin auf gebirgige Gegenden angewiesen. 

Von den gebirgigen Gegenden Böhmens bot wiederum das Erz- 
und Riesengebirge einzig natürliche Bedingungen für das Aufkommen 
und Aufblühen von vielerlei Produktionszweigen dar (keramische, 
Granaten-, Glas-, Papier- und Eisenindustrie u. a. m.): einen Über- 
fluss an Wasserkräften, Mineralienschätzen, vorzüglichen Roh- und 
Hilfsstoffen, an deren Lagerstätte die Industrie mangels anderer 
Kommunikationen absolut gebunden war. Nebstdem schlugen 
auch andere Industriezweige dort unter günstigeren Umständen 
Wurzeln, von wo die Unternehmung ihren ausländischen Absatz- 
stätten näher lag, als die inländische Produktion. Die Nach- 
barschaft mit Deutschland, die Stammes- und Religionsverwand- 
schaft der Bevölkerung (die benachbarten sächsischen und lausit- 
zischen Gegenden waren mit böhmischen Emigranten besiedelt, 
Preussisch-Schlesien wurde erst unlängst von Österreich losgetrennt), 
die Unterstützung seitens der Regierung, die in diesen Gegenden 
einen Ersatz für das verlorene industrielle Schlesien zu gewinnen 
bemüht war, dann natürliche Bedingungen verstärkten nur die 
industrielle Entwicklung in diesen Gegenden den übrigen gebir- 
gigen Landesteilen gegenüber, sodass sie zur heutigen indu- 
striellen Intensität derselben das Fundament gelegt haben. Die 
Grundlage für den industriellen Einschlag der Jung-Bunzlauer 
Gegend (des Herzogtums Friedland, das ca 70 Quadratmeilen von 
den nördlichen Grenzen Böhmens bis zu Melnik und Nimburk 
und von Böhm. Leipa im Westen bis zu Trautenau gegen Osten 
umfasste) war bereits von Albrecht von Waldstein behufs Aus- 
rüstung seiner Truppen geschaffen worden. Unter solchen Um- 
ständen trachtete jetzt die industrielle Produktion, die sich im 
Mittelalter in den königlichen Städten, wie Prag, Pilsen, Jung- 
Bunzlau, Braumau, Chrudim, Reichenau, Solnic, Hohenmaut, Neu- 
haus, Tabor, in Form von handwerksmässiger Erzeugung konzen- 
trierte, ihre Heimstätten in Reichenberg, Rumburg, Schluckenau, 
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Friedland, Warnsdorf, Leutensdorf, Komotau, Kaaden, Arnau, 
Hohenelbe etc. zu finden. In dieser Zeit vielseitigen industriellen 
Förderns und Schaffens befand sich die böhmische Nation erst in 
den ersten Anfängen ihrer literarischen und später auch politischen 
Wiedergeburt. Aus den Vorteilen der staatlichen industriellen 
Protektion zog ausschliesslich das deutsche Element Nutzen und, 
wo vielleicht auch, die Böhmen — freilich durchaus selten — 
die engen Grenzen der kleingewerblichen Produktion überschritten 
und sich zu höherer wirtschaftlicher Position emporgearbeitet 
hatten passten sie sich schnell der Sprache derjenigen gesellschaft- 
lichen Schichte an, zu der sie durch ihren eigenen Fleiss auf- 
gestiegen waren. Das wirtschaftliche und soziale Aufsteigen hatte 
unabwendbar nationale Entfremdung — und später in zweiter 
Generation — vollständige Entnationalisierung im Gefolge. Die 
Industrie gibt aber auch in neuerer Zeit keiner Nation und keinem 
Lande ein ausschliessliches Vermögen oder einen Titel, sich Privi- 
legien welcher Art immer anzumassen. 

Sie entsteht, behauptet sich und wächst, wenn nicht schon 
durch die direkte Unterstützung seitens des Staates, so doch 
wenigstens unter den Fittichen des Zollschutzes. Alle Konsumenten 
tragen das Ihrige zur Blüte derselben bei^ sie zahlen im Zolle 
und in dem durch denselben erhöhten Preise des Produktes Steuern 
zu Gunsten des Heranwachsens derselben und diese Unterstützung 
aus der Tasche der gesamten Bevölkerung ist umso wichtiger, von je 
grösserer Bedeutung die Sorge um Absatz gegenüber der verhältnis- 
mässig leichten Produktionsseite der Industrie ist. Die Industrie 
mag sich hier oder dort im Staate niedergelassen haben, immer 
ist sie ein Resultat der Fürsorge des Gesamtstaates und des 
Geldes sämmtlicher Steuerträger, Verdienst und Vermögen aller 
Länder und aller Völker. 

Auf den Schultern der staatlichen Protektion und unserer 
böhmischen Unvorsichtigkeit verstärkte sich also die deutsche 
Industrie und spricht jetzt von der Verselbständigung nicht, wenn 
es gilt, auch von böhmischen Leuten Geld zu verlangen, auch von 
ihnen den erhöhten Warenpreis zu erhalten, ohne welchen sich 
dieselbe im Wettbewerbe mit dem Auslande unmöglich behaupten 
könnte und welchen letzteren ihr der Zollschutz möglich macht, 
den ihr der Staat auf Rechnung aller Steuerträger, also auch der 
böhmischen angedeihen lässt.« 

Das sind insgesamt höchst beachtenswerte Momente, auf die 
Wieser zur Gänze vergisst. Es fällt übrigens diesbezüglich auch 
die jüngste Entwicklung schwer ins Gewicht, mit der man sich 
noch unten beschäftigen wird und in der man erfreuliche Anfänge 
einer Wendung zum Besseren auch in dieser Richtung wahr- 
nehmen kann. Schliesslich wollen wir auch nicht darauf vergessen, 
dass die deutsche Gesamtüberlegenheit bezüglich der höheren 
Kategorien der allgemeinen Erwerbsteuer für das ganze Landes- 
präliminare eine zu unbeträchtliche Grösse vorstellt, als dass sie 
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imstande wäre, das Gesamtverhältnis der beiden nationalen Steuer-- 
leistungen namhaft zu paralysieren. Prof. W. ist aber überdies 
darauf bedacht, das deutsche Übergewicht auch im allge- 
meinen bezüglich der Steuerleistung mittlerer und kleinerer Unter- 
nehmungen, also in Betreff der III. und IV. Klasse der allgemeinen 
Erwerbsteuer nachzuweisen. Er ist hiebei in der Art zu Werke 
gegangen, dass er die Steuer des betreffenden Bezirkes derjenigen 
Nationalität zurechnete, welche in der Bezirksvertretung die Majo^ 
rität besitzt, was entschieden als ein unzulässiges Verfahren be- 
zeichnet werden muss; hier könnte nur die absolute Majorität 
der gesamten Bevölkerung einen objektiven Masstab ergeben. 
Objektiv wäre derselbe nur dann, wenn die Nationalität der Be* 
völkerung genau erhoben würde. Aber auch, ,wenn von den Er- 
gebnissen der Umgangssprache Gebrauch gemacht wird, muss man 
einseben, dass andere Ziffern richtig sind, als zu welchen Prof. W» 
gelangte. Dieser schlägt übrigens in diesem Falle von dem Prager 
Kontigente, das sonst zur Gänze auf das Konto der böhmischen 
Steuer leistung zu stellen wäre, >auf Grund verlässlicher Auskünfte« 
noch geringe Quoten ab. Nach der Vorschreibung fiir das Jahr 1902 
würde betragen: 

der böhmische Anteil: 

in der III. Klasse 1,018.000 K (nach Wieser nur 925.000 K), 
der deutsche Anteil: 

in der III. Klasse 878.000 K (nach Wieser 971.000 K); 

der böhmische. Anteil: 

in der IV. Klasse 1,397.000 K (nach Wieser 1,281.000 K), 

der deutsche Anteil: 

in der IV. Klasse 1,050.000 K (nach Wieser 1,165.000 K). 

Dieses Verhältnis ist vor allem keine konstante Grösse, sondern 
es ändert sich von Jahr zu Jahr mit Verschiebungen in der Auf- 
teilung der Kontingente auf die einzelnen Veranlagungsbezirke. 
So stellt sich zu B. das Verhältnis der IV. Erwerbsteuerklasse 
für die böhmischen Bezirke gleich für das Jahr 1901, dessen 
Daten billig anzuwenden gewesen wären, weil sich die Grund- 
berechnung auf die Steuervorschreibung pro 1902 stützt, viel 
günstiger (1,384.000 gegen 956.000). Diese Ziffern entsprechen 
aber durchaus nicht der tatsächlichen böhmischen Leistungs- 
fähigkeit in den Klassen kleinerer Steuerträger, denn einerseits ist 
die deutsche Steuerleistung in diesen Klassen in den böhmischen 
Bezirken durchaus unbeträchlich — die Deutschen rekrutieren sich 
da grösstenteils aus höheren wirtschaftlichen Klassen und überdies 
hat diese Steuerleistung mit Recht schon oben eine mehr als not- 
wendige Berücksichtigung gefunden — , andererseits gibt es in den 
deutschen Bezirken mehr Böhmen, obzwar dies in den Ergebnissen 
der Umgangssprache nicht zum Ausdrucke gekommen sein dürfte. 

Die nationale Steuerleistung und der Landeshaushalt im Kon. Böhmen. A 



50 

In dieser Hinsicht findet man ein gewisses Korrektiv in den Daten 
über die Geburts- und Zuständigkeitsgemeinde der Bevölkerung.^*) 

Wenn auch das obige uns durchaus nicht zu statten kom- 
mende Ergebnis den Tatsachen nicht völlig entsprechen sollte, so 
steht dasselbe doch im grossen Ganzen insbesondere bezüglich 
der IV. Klasse mit der Gesamtzahl der Bevölkerung in den beiden 
obigen Gruppen im Einklänge. Mit anderen Worten : der gewerb- 
werbliche Mittelstand ist bei den beiden Nationalitäten ziemlich 
gleichmässig vertreten; in wieferne er sich in deutschen Gegenden 
aus böhmischen Kreisen — was ja notorisch ist und was auch 
Wieser in Ansehung der bömischen Minoritäten zugibt (S. 19) — 
rekrutiert, das lässt sich heute noch nicht feststellen. Indessen ist 
es aber unbegreiflich, wie sich Prof. Wieser auf Grund der obigen 
Daten zu einem Hymnus auf die Arbeit des kleinen deutschen 
Bürgerstandes, auf das relative deutsche Übergewicht in Klein- 
unternehmungen, auf den bürgerlichen Gewer bfleiss hinreissen 
lassen und überdies sogar eine Reform in der den Deutschen 
angeblich ungünstigen Kammerorganisation anstreben kann. In der 
Prager und Pilsner Kammer sind auch deutsche Minoritäten ver- 
treten, welche in der III. und IV. Klasse im ganzen nur 29.000, 
resp. 30.000 K aufbringen (mit kleinem Zuschlag für die Landskroner 
und Steckener Steuerbezirke, die bei der Aufteilung auf politische 
Bezirke besonders nicht berücksichtigt werden konnten), in der 
Budweiser Kammer entfällt auf die Deutschen, denen keine formelle 
Vertretung in dem Kollegium der Kammermitglieder zuteil wurde, 
höchstens 19.000 in der III. und 86.000 in der IV. Kl. Hingegen . 
zahlen die böhmischen Minoritäten in den deutschen Kammern 
wenigstens 168.000 K in der III. und 301.000 K in der IV. Kl. und 
trotzdem wurde ihnen überhaupt keine Vertretung eingeräumt. 

Inwiefern die grosse Steuerkraft der Unternehmungen mit 
öffentlicher Rechnunglegung in den böhmischen Schulbe- 
zirken der Wahrheit entspricht, kann, ich nicht feststellen, 
aber auch hier entfällt der grösste Teil der Steuer auf die Eisen- 
bahnen und Banken, deren Anrechenbarkeit zu dem deutschen 
Conto eben in diesen böhmischen Orten aus den oberwähnten 
Gründen recht viel zu bezweifeln ist. Endlich kommt auch be- 
züglich der Hauszinssteuer dasjenige sinngemäss zur Anwendung, 
was bereits bei der Erörterung der Wieserschen Aufstellungen für 
Prag angeführt wurde. Übrigens sind die Daten, die Prof. W. über 
die Hausverhältnisse in den Prager Vororten bringt, entschieden 
übertrieben, wie ich hievon auf Grund von individuellen Aus- 
weisen für ^izkow^') und Karolinental die Überzeugung ge- 



") cf. insbesondere die österr. Statistik, B. 64, Heft ] und Arbeiten von 
Prof. Rauchberg, ferner »V]^voj öeskdho a n6mcck6ho obyvatelstva v Cechächc 
in »Obzor närodohospodäfsk;^«, Jahr. IX. 

*') Diese Erhebungen hat bereitwillig der Herr Dr. Jos. Truhläf, 
Obmann des Vereines der Hausbesitzer in ^izkov, gepflogen, dem ich auf 
diesem Wege den geziemenden Dank ausspreche. 
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Wonnen habe: Nach W. sollten die Deutschen in Zizkow 90.000 K 
Steuer gegen die Gesamtsteuer von 538.360 K zahlen, — nach Erhe- 
bungen des Vereines der Hausbesitzer aber nur 14.892 K, wobei 
für Deutsche auch alle »Zweifelhafte« erklärt wurden (einige Kauf- 
leute und Beamten), die Juden, die sich aber insgesamt nach aussen 
hin böhmisch geben, 31.000 K, die Staats- und Privatbahnen 
etwas über 5000 K. In Karolinental haben wir höchstens 63.000 K 
an der Staatssteuer und 73.000 an der Umlagebasis der von den 
deutschen Hausbesitzern abgeführten Zinssteuer festgestellt, während 
die W. sehen Daten 86.000, resp. 110 000 K anführen. 

Prof. Wieser ist ferner auch so kleinlich, dass er uns nicht 
einmal die Steuer zugestehen will, die der konservative Gross- 
grundbesitz aufbringt (während er die Verfassungstreuen zu den 
Deutschen zählt). Würde die Wiesersche Arbeit keine politischen 
Ziele verfolgen, so könnte dieses Verfahren überhaupt nicht be- 
mängelt werden, aber so gelingt es Prof. W. nicht, seine Absicht 
zu maskieren, die böhmische Quote wenigstens um neue 47o (des 
Landesvoranschlages) herabzudrücken. Öhringens stützt hiebei W. 
seine Schätzungen teilweise auf veralterte Daten des Prochazka- 
schen Schematismus (vor der letzten Katastralrevision), teilweise 
auf die überhaupt nicht kontrollierbare politische Gruppierung der 
Grossgrundbesitzer, welche er wiederum im Wege einiger privater 
Erhebungen durchgeführt hat. 

Prof. W. führt zur Unterstützung seiner Steuerschätzungen 
auch Daten über die Verlassenschaftsgebühren an. Er tut dies 
auf Grund der Angaben von 1889 auf 1893, die in den >Mitteilun- 
gen des Finanzministeriums« nach den einzelnen Finanzdirektionen 
veröffentlicht werden. Die Art und Weise, auf die W. auch aus 
diesen Daten die grössere deutsche Besteuerung und somit 
grössere wirtschaftliche Kraft begründete, ist für seine ganze Ar- 
beit charakteristisch. Er hat nämlich 3 beliebige — freilich hoch 
industrielle — deutsche Finanzdirektionen (Eger, Konrotau, Leit- 
meritz) und drei der vorwiegend ärmsten böhmischen (Täbor, 
Caslau, Chrudim) herausgegriffen und gelangt auf diesem Wege^ 
vermeintlich zur Bekräftigung seiner früheren Abschätzungen. Die 
von Prof. W. gebrachten Ziffern sind vor allem nicht ganz richtig 
(in den besagten deutschen Gebieten wurden in den angegebenen 
Jahren nur 43.816 gebührenpflichtige Verlassenschaften abgehan- 
delt [nach Wieser 43.856], wogegen 38.256 böhmische [38254]) ; 
die gebührenpflichtigen Realwerte betrugen in den deutschen 
Bezirken 630 Mill. und nicht nur 53*4 Mill. K. 

Ausserdem aber verschweigt Prof. W. vorsichtiger Weise, 
dass die betreffenden drei deutschen Finanzdirektionssprengel 
mehr Einwohner in sich begreifen, mithin dort Todesfälle häufiger 
vorkommen, als in den böhmischen Bezirken. So rechnete man 
im Jahre 1890 in dem erwähnten Landesteile 1,560.016 Einw., in 
dem böhmischen nur 1,531.132, mithin um 29.000 weniger. In 
dem böhmischen Gebiete haben sich in den genannten Jahren 
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204.134, in dem deutschen aber in demselben Zeitabschnitte 
235.462, oder um 31.(X)0 mehr Todesfälle ereignet. Naturgemäss 
musste auch die Zahl der verhandelten Verlassenschaften und 
der Realwert derselben grösser sein. Daran vermag im ganzen 
die grössere Kindersterbtichkeit in den deutschen Bezirken nicht 
viel zu ändern. Ausserdem handelt es sich wiederum nur um 
beliebig gewählte 5 Jahre, bezüglich deren durchaus nicht nach- 
gewiesen worden ist, dass sie für einen regelmässigen Durchschnitt 
gehalten werden könnten. Bei eingehenderer Beobachtung ist es 
jedoch zu ' konstatieren, dass zwar die böhmischen Bezirke im 
grossen und ganzen annäherungsweise gleichmässige Ziffern auf- 
weisen, wogegen die deutschen in diesen verschiedenen Jahren 
recht bedenkliche und zufällige Sprünge zu verzeichnen haben. So 
weist die Leitmeritzer Fin.-Dir. den Wert der reinen gebühren- 
pflichtigen Verlassenschaften im J. 1890 mit 6*9, im J. 1893 schon 
mit 15-7 Mill. fl. aus ; die Realwerte 1891: 5-5, 1893: 10-8 Mill. fl. 
Eger an Mobiliarwerten 1890: 30, 1891 schon nur l'ö Mill. fl. 
Also lauter Daten, welche davon abhängen, ob in diesem oder 
jenem Jahre ein reicher Fabrikant oder Grossgrundbesitzer u. ä. 
gestorben ist. 



Einen grossen Teil seiner Ausführungen widmet Prof W. 
der Verfolgung der wirtschaftlichen Entwicklung der beiden 
Nationalitäten im Königreiche und legt auf das Resultat, zu dem 
er in dieser Hinsicht gelangte, ein besonderes Gewicht. Diesen 
Schlusssatz formuliert er, wie folgt: 

»Die wirtschaftlichen Verhältnisse der beiden streitenden 
Nationen haben sich im letzten Menschenalter in stärkstem Masse 
zu Gunsten der Deutschen verschoben und verschieben sich noch 
weiter. € (S. 232.) »Die Entwicklung der Steuerkraft und also auch 
der wirtschaftlichen Kraft wäre im tschechischen Böhmen unver- 
gleichlich geringer gewesen, wenn sie nicht durch das deutsche 
Kapital gefördert worden wäre.« (S. 127.) 

Die Daten, auf Grund deren W. zu diesem Resultate gelangte, 
liefert allerdings wiederum nur die unvollkommene Steuerstatistik, 
die W. in dieser Hinsicht vollends mit einer »fertigen Wirtschafts- 
Statistik« verwechselt. Die Steuerdaten sind zweifelsohne ein wich- 
tiges Zeugnis der wirtschaftlichen Verhältnisse und die wirtschaft- 
liche Entwicklung findet in ihnen mangels andeiweitiger genauerer 
Behelfe einigermassen und unter bestimmten Vorbehalten ihre 
einige Klarlegung. Immerhin ist dabei aber unerlässlich, dass die 
Basis der Daten nach Tunlichkeit unverändert und einheitlich 
bleibe. Zweifelsohne ist wohl z. B. aus den Daten über die Erwerb- 
steuer der Unternehmungen mit öffentlicher Rechnungslegung der 
letzten 3 — 4 Jahre ein Schluss darüber gerechtfertigt, dass das 
Jahr 1901 und noch mehr 1902 namentlich wirtschaftlich ein 
überaus ungünstiges war, weil die Vorschreibung dieser Steuer 
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für das Jahr 1902 und noch mehr 1903 recht merklich gefallen 
ist. Aber bei jeder Vergleichung muss man von völlig homogenen 
Daten Gebrauch machen — bei demselben Steuerfusse, aus der- 
selben amtlichen Quelle usf. 

Aber wenn man die Pauschaldaten (hiebei die für solche 
Vergleichungszwecke nicht genug genauen) für das J. 1882 aus 
der einen amtlichen Quelle schöpft und sie mit den Daten einer 
anderen — überdies privaten — Quelle für das J. 1898, resp. 
1902 in Vergleich zieht und schon daraus Schlussfolgerungen 
ableitet, so verfährt man mindestens wenig seriös. Dies ist namentlich 
bei uns der Fall, wo sich im Verlaufe der letzten 20 Jahre mehr 
weniger tiefgreifende Umwälzungen nicht nur in der Technik, son- 
dern auch in den Hauptprinzipien des direkten Steuersystems 
vollzogen haben. So ist z. B. an Stelle des früheren Systems der 
direkten Ertragssteuern, demgemäss die Steuerobjekte in der 
Regel nach dem wirklichen Ertrage oder der Ertragfähigkeit ver- 
anlagt werden sollten, seit dem Jahre 1898 ein gemischtes System 
(von Objekts- und Subjekts-Steuern) getreten; bezüglich der 
Steuertechnik seien beispielweise die provisorische Bemessung 
der Grundsteuer vom J. 1881 und 1 882, die neue Regelung des Kon- 
tingents, die Revision des Grundsteuerkatasters 1897, Nachlässe 
zufolge der letzten Steuerreform, Normierung von mancherlei Provi- 
sorien und Übergangsstadien, die verschiedene Bemessung der 
Haussteuer vor und nach dem Jahre 1897 etc. etc. erwähnt, also 
lauter Änderungen, welche die einzelnen Bezirke ungleichmässig 
trafen. 

Ausserdem fallen auch Veränderungen in der Territorial- 
abgrenzung der einzelnen (politischen, Schul-) Bezirke ins Gewicht, 
vor allem aber die Verschiedenartigkeit von Quellen. 

In Rücksicht auf den Mangel an einer amtlichen, ununter- 
brochenen, längere Zeit hindurch einheitlich geführten Steuer- 
statistik ist das letztgenannte Moment, wie wir an dem nachfol- 
genden Beispiel illustrieren, durchaus nicht zu unterschätzen. 

Wir sehen z. B. folgende Differenzen in den Steuerdaten 
verschiedener statistischen Quellen für das eine und dasselbe 
Jahr 1898: 

Es betrug die Umlagebasis in ü, ö. W. 

in den Schulbe- 
nach in Praff zirken (Prag und im ganzen 

^ Reichenberg Königreiche 

ausgenommen) 

dem Statist Landesbureau 5;999.500 25,533.000'') 31 927.000 

dem Prager Statist. Handbuch 5,063.000 — — 

dem Landesvoranschlage . — — 30,746.000 
den Voranschlägen der Be- 

zirksschulfonde .... — 21,894.000*') — 



^^) die Stadt Königgratz mitinbegriffen. 
*') Königgratz ausgenommen. 
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Man sieht schon an diesem alleinigen Beispiele, was für 
einen Einfluss die Wahl dieser oder jener Publikation für sta- 
tistische Berechnungen ausüben kann. Derartige Differenzen in 
den Angaben für frühere oder auch sp)ätere Jahre lassen sich fast 
für jedes Jahr anführen.^®) 

Diese Differenzen sind aus dem Grunde nicht zu unterschätzen, 
als Prof. Wieser die Steuerleistung bis auf Hundertel eines Pro- 
zentes anführt, und die Anwendung dieser oder jener Quelle, 
mithin ein rein formelles Moment, bei einer Reihe von Ziffern 
grössere oder kleinere Verschiebungen nach sich zieht. 

In Betreff der - genauen Verfolgung der Steuerentwicklung 
stehen übrigens nur zwei Hilfsmittel zur Verfügung: 

1. die Voranschläge der Bezirksschulfonde, 

2. die Mitteilungen des statistischen Landesamtes (früher des 
Statistischen Bureaus des Landeskulturrates). In den ersteren 
Daten sind die bereits erwähnten 3 Städte, die ihre selbständige 
Schulorganisation besitzen, bei der Betrachtung der Entwicklung 
beiseite gelassen. Eine Vergleichung dieser Daten erschient daher 
dadurch erschwert, dass sich der Umfang von Prag im Verlaufe 
der in Betracht kommenden Jahre erweitert hat. Wenn daher 
Prof. W. das Jahr 1882 mit dem J. 1898, resp. 1902 in Vergleich 
zieht, so übersieht er, dass in die böhmischen Schul- 
bezirke im Jahre 1882 Vysehrad, Holeschowitz - Bubna 
und Lieben mit einbezogen waren, wogegen dieselben im Jahre 
1898, resp 1902 ausser. Betracht kommen, da sie inzwi- 
schen der Stadt Prag einverleibt wurden. So zahlte Prag aus 
dem gesamten Landesvoranschlage für 1882: 14*97o» 
für 1902 schon 18-47p. 

Wenn man das Verhältnis der Steuerleistung der böhmischen 
und der deutschen Schulbezirke in den letztverflossenen 20 Jahren 
verfolgt, so ist vorwiegend ein wirkliches Sinken der böhmischen 
Quote wahrzunehmen. So ist die böhmische Quote gleich bei der 
Steuervorschreibung für das J. 1880 und 1881 von 62457© auf 
6r037o gefallen. In jener Zeit ist aber die Umlagebasis in Böhmen 
überhaupt auch absolut gefallen (hauptsächlich zufolge der Neu- 
regelung des Grundsteuerkatasters). Ein abermaliges Abnehmen 
ist im nächstfolgenden Jahre 1883 (die Steuervorschreibung für 
1882) zu bemerken, von wo auf aber bis zum Jahre 1886 die 
böhmische Quote bis auf 61 "4870 zunimmt. Sodann nimmt sie 
allmählich ab, 1895 steigt sie aber wiederum vorübergehend, im 
J. 1898 beträgt sie 57-957o, im Jahre 1899 (die erste Steuervor- 
schreibung nach der neuen Steuerform, womit die Umlagebasis 
erheblich alteriert wurde) erhebt sie sich von neuem auf 6r597o, 
um von nun an abwechselnd ab- und zuzunehmen. Dass sie vom 



**) Dasselbe gilt auch von den übrigen vom Prof. W. benutzten stati- 
stischen Quellen, z. B. der österr. Statistik, den Mitteilungen des Finanz- 
ministeriums etc. 
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Jahre 1902 zum Jahre 1903 sinkt, das findet darin seine Erklä- 
rung, dass Lieben von dem Karolinentaler Bezirke losgetrennt 
wurde usf. Aus diesen Steuerdaten auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung — insbesondere auf Verschiebungen der Landwirtschaft 
und Industrie — zu schliessen, kann ich mir schon aus dem Grunde 
nicht erlauben, das die beiden hieher gehörigen Steuern 
kontingentiert sind und der wahre wirtschaftliche Zustand 
in den Steuerdaten seine gebührende Darstellung überhaupt nicht 
finden kann. 

Und dann, was für ein Zufall könnte hiebei mitspielen, 
wenn man zwei oder drei durchaus beliebige Jahre herausgreift! 
So müsste z. B., wenn die Voranschläge der Bezirksschulfonde 
für die Jahre 1883, 1886 und 1899 mit einander in Vergleich ge- 
zogen werden, auch nach dem von Wieser gewählten Vorgange 
auf ein Zunehmen der böhmischen Steuerleistung und somit 
auch der wirtschaftichen Macht geschlossen werden, da die 
böhmischen Anteile sich in den besagten Jahren auf 60*88 — 
61*48 — 6r597o stellten. Ausserdem wären auch Veränderungen 
in dem nationalen Wechsel der Bevölkerung in den beiden in 
Betracht kommenden Gebieten der allgemeinen Schulorganisation 
zu berücksichtigen. 

Die Vergleichung der Daten des statistischen Landesamtes 
wii-d wiederum dadurch erschwert, dass dieselben überall nicht 
ganz gleichwertig sind (z. ß. für manche Jahre haben die Bezirke 
keine Ausweise geliefert und die Daten waren aus den frü- 
heren Jahren substituiert), ferner dass sich im Verlaufe der in 
Frage stehenden Jahre wichtige Verschiebungen nicht nur be- 
züglich der örtlichen Abgrenzung der einzelnen Bezirke, sondern 
auch bezüglich der nationalen Verhältnisse, resp. nationale Verände- 
rungen in zahlreichen Bezirksvertretungen vollzogen 
haben. Auch hier sind bei der Vergleichung diejenigen Grundsätze 
im einzelnen anzuführen, die der Vergleichende in Ansehung der 
besagten zweifelhaften Punkte aufgestellt hat. Dies hat Prof W. 
vollends unberücksichtigt gelassen. Ausserdem kann man entschie- 
den durchaus nicht damit einverstanden sein, dass die Steuer- 
quoten der ganzen gemischten Steuerbezirke derjenigen Na- 
tionalität zugerechnet werden, die zufälligerweise in dem Bezirks- 
ausschusse die Mehrheit besitzt. Objektiv würde man verfahren, 
wenn man die Leistungsfähigkeit derartiger Bezirke nach Ver- 
hältnis der Nationalitäten oder Umgangssprachen gruppieren 
würde. Allein man dürfte nicht einmal auf diesem Wege zu 
absolut annehmbaren Ergebnissen gelangen, dies wäre nur unter 
dem Vorbehalte möglich, dass dieselben Ergebnisse schon aus 
dem Grunde zu unseren Ungunsten den Tatsachen nicht Rech- 
nung tragen, weil sie sich auf äusserst zweifelhafte Resultate 
der Volkszählung nach der Umgangssprache stützen. 

Ich führe absichtlich keine Daten an, weil ich nicht in die- 
selben Fehler wie Wieser verfallen will. Nur auf 2 Fälle des 
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oberflächlichen Verfahrens Wiesers sei hier noch in aller Kürze 
verwiesen! Wieser gefällt sich darin, dass ihm die Daten der 
Bezirksschulfonde und des Statistischen Landesamtes im Bausch 
und Bogen so ziemlich übereinstimmen, obzwar die territoriale 
Grundlage in beiden Fällen eine verschiedene ist: dort im 
grossen und ganzen so ziemlich einsprachige Schulbezirke, hier 
Vertretungsbezirke, die ja nicht selten eine bunte nationale 
Vermischung aufweisen. Bei Daten über die Vertretungsbezirke 
schreibt er die Steuern der gemischten, Bezirke jener Nationalität 
zugute, die im Bezirksausschusse derzeit die Majorität besitzt. 
Diesbezüglich berechnet er das Verhältnis der beiden Landes- 
teile im Jahre 1898 nach den Angaben der Bezirksschulfonde 
mit 42 05 : 57*95, nach dem Statistischen Landesbureau 
aber mit 41'07 : 58*93 (Prag und Reichenberg nicht inbegriffen). 
Dabei übersieht er aber, dass die Bezrksvoranschläge für 1898 
die Steuervorschreibung für 1897, das Statistische Landesbureau 
aber die Steuervorschreibung für das J. 1898 anführt. Hätte er 
die Bezirksschulpräliminarien aus dem J. 1899, die die Steuer- 
vorschreibung für das einzig in Vergleich zu ziehende Jahr 1898 
enthalten, genommen, so hätte er einsehen müssen, dass sich die 
beiden Quoten nach den Bezirksschulfonden gegeneinander, wie 
38*41 : 61*59 verhalten. Es tritt somit schon in den relativen 
Ziffern eine Differenz zwischen den beiden Angaben von ungefähr 
37o zutage, — also fast ein ganzer Sprung, der der deutschen 
wirtschaftlichen Macht binnen den betrachteten Jahren zustatten 
gekommen sein soll. Die Differenzen in den absoluten Ziffern 
wurden bereits oben besprochen. Mit den Steuerdaten aus dem 
Jahre 1898 muss man schon deshalb vorsichtig umgehen, weil 
dies das erste Jahr der Steuerreform ist, das durchaus nicht für 
definitiv und normal gehalten werden darf. 

Ein weiteres Beispiel leichtsinnigen Spielens mit statistischen 
Daten liefert die Art und Weise, wie Prot Wieser die Entwicklung 
der deutschen Steuerleistung an den sogen, städtischen Real- 
und Personalsteuern bis auf Hundertel eines Prozentes auf Grund 
ganz uneinheitlicher und unvergleichbarer Daten beziffert, wor- 
unter für das Jahr 1892 die Hauszinssteuer, resp. die 5^0 Steuer 
von den hauszinssteuerfreien Häusern, ferner die alte Erwerb- und 
Einkommensteuer, für das Jahr 1898 aber ausser den zwei ersteren 
die allgemeine, sowie die Erwerbsteuer der Unternehmungen mit 
öffentlicher Rechnungsrechnung, die Besoldungssteuer von höheren 
Dienstbezügen, die Rentensteuer und die Personaleinkommensteuer 
zu verstehen sind. Für das Jahr 1882 verfügt W. zwar über amt- 
liche Daten — ihnen nach zahlten die Deutschen 34*4% an land- 
wirtschaftl. Realsteuern, die Böhmen 65 6%; an städtischen und 
Personalsteuern zahlten die Deutschen 47*57o ""d die Böhmen 
52'57o» Prag allerdings nicht inbegriffen. Die gemischten Bezirke 
wurden hiebei der Nationalität der Majorität in dem Bezirks- 
ausschusse zugerechnet. Zieht man aber die Majorität der Bevöl- 
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kerung überhaupt in Betracht, so stellen sich die deutschen 
Quoten bei landwirtschaftlichen Steuern auf 32*18%, bei städtischen 
und Personalsteuem auf 45*197o- 

Für das Jahr 1898, resp. 1902 disponiert W.' mit genauen, 
nach den einzelnen Steuergruppen detaillierten amtlichen Daten 
nicht. Er hilft sich damit aus, dass er Daten über die Grund- 
und Hauszinssteuer — für das J. 1897 — anführt, auf deren Grund 
der Landeskulturrat seine Dotation auf beide Sektionen aufteilt. 

Demgemäss sollen sich die Anteile beider Nationalitäten an 
den besagten zwei Steuern zu einander, wie 35*27 : 64*73 verhalten 
haben. Bei der Feststellung dieses Schlüssels wurden aber die 
gemischten Bezirke jeder Nation zur Hälfte zugewiesen. Schon 
darin liegt jedoch eine Unkorrektheit. Eine weitere ist darin zu 
suchen, dass der genannte Schlüssel immer für ganze 3 Jahre fest- 
gestellt wird, dass das betreffende Verhältnis die Steuervorschrei- 
bung für das J. 1896 berührt, während die übrigen Steuern recht 
gekünstelt nach den Vorschreibungen der umlagepflichtigen Steuern 
pro 1898, resp. nach sämtlichen ihm auf privatem Wege mitge- 
teilten Staatssteuern für das Jahr 1898 berechnet werden. Somit 
müssen auch die Daten, zu denen er auf diese Weise gelangt, 
auf das nachdrücklichste für unrichtig erklärt werden. 

Prof. W. beklagt auch (S. 127) den Mangel einer »fertigen 
wirtschaftlichen Statistik« bei uns, infolge dessen die Steuerstatistik 
umso lehrreicher sei. Auch in einer vollständigen wirtschaftlichen 
Statistik müsste die bedeutungsvolle Verschiebung des wirtschaft- 
lichen Gleichgewichtes im Lande zum Ausdrucke kommen, die 
durch die Entwicklung des deutschen Kapitales hervorgerufen 
wurde. Indes ist dieser Mangel an einer wirtschaftlichen Stati- 
stik nicht in dem Masse fühlbar, dass man nicht bei gutem 
Willen schon den Daten manche Belehrung entnehmen könnte, 
die bei uns in wirtschaftlichstatistischer Hinsicht publiziert worden 
sind, zumal die Steuerdaten aus den bereits in den einleitenden 
Erwägungen niedergelegten genauen Gründen einen Schluss auf 
die wirtschaftliche Kratt in einem bestimmten Augenblicke, ge- 
schweige denn in Ansehung eines längeren Entwicklungszeit- 
abschnittes, nicht zulassen. 

Es ist daher durchaus nicht ohne Belang, einige Daten aus 
anderen Zweigen der wirtschaftlichen Statistik vorzuführen, inwie- 
fern dieselben überhaupt in unserer Frage die gewünschte Auf- 
klärung ") zu geben in der Lage wären. Von solchen Daten hätte 
auch Prof W. Notiz nehmen sollen, wenn er wirklich nicht aut 
halbem Wege halt machen wollte. Es sind dies Daten über den 
Beruf der Bevölkerung, über die Entwicklung des Aktienunter- 
nehmungswesens, über die Entwicklung von Geldinstituten und 
wirtschaftlichen Assoziationen bei uns. 



") Daten der Statistik der Unternehmungen aus dem J. 1902 sind 
freilich bis heutzutage in der gewünschten Genauheit nicht veröfifentlicht 
worden. 
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Was vor allem den Beruf der Bevölkerung betrifft, so ist 
es zur Genüge bekannt, dass die landwirtschaftliche Bevölkerung 
im Königreiche Böhmen von einer Volkszählung zur anderen im 
Abnehmen und die in der Industrie beschäftigte Bevölkerung in 
mächtiger Zunahme begriffen ist. 

In welchem Masse an diesem industriellen Zuwachse, der 
wirklich eine Verschiebung der wirtschaftlichen Kräfte bedeutet, 
jede beider Nationalitäten partizipiert, lässt sich nicht genau an- 
geben, weil bei uns die Nationalität überhaupt nicht festgestellt 
und früher nicht einmal die Umgangssprache mit dem Berufe 
kombiniert wurde. Nun aber kann schon aus den für die böhmische 
Nationalität recht ungünstigen Daten über die Umgangssprache, 
sowie aus der Betrachtung der ganzen (allerdings wieder un- 
gleichmässigen) Sprachgebiete eine genügende Belehrung ge- 
schöpft werden. So gehörten 

von den An- von 100 Einwohnern 

wesenden im im Jahre zur Landwirtschaft Industrie zum Handel 

1880") 4507 29-72 670 



böhmischen'*) 
Gebiete . 



deutschen") 
Gebiete . 



1890 45-82 34-61 8-63 

1900 4M6 3610 1028 

1880") 32 28 46 92 7 00 

1890 30 37 51-12 940 

1900 25-36 52-89 1151 



Man sieht nun ein, dass das Übergewicht der industriellen 
Beschäftigung im deutschen Sprachgebiete schon in das Jahr 1880 
(soweit überhaupt Daten zurückreichen) fällt und das verhältnis- 
mässige Steigen der Industrialisierung in beiden Landesteilen 
fast durchaus gleich, im böhmischen Gebiete jedoch absolut 
schneller ist. Noch anschaulicher hebt sich die Bedeutung der 
einzelnen Gebiete für das Zunehmen der Industrie in nachstehender 
Gruppierung ab: Von der Gesamtzahl der in Böhmen ermittelten 
induistriellen Bevölkerung entfielen 

auf 1880 1890 1900 

rein böhmische Bezirke 46*86 4699 47-07 

gemischte B. mit böhm. Majorität . . 9*55 10 39 9-26 

rein deutsche Bezirke 3525 33*62 3319 

gemischte B. mit deutscher Majorität . 8*34 9*00 / 10*48. 



^^) In politischen Bezirken, in denen die einheimische Bevölkerung 
mit böhmischer oder deutscher Umgangssprache im J. 1900 wenigstens 51% 
zählte. 

") Für das Jahr 1880 lassen sich die Quoten nicht ganz genau ver- 
gleichen, weil Taglöhner mit wechselnder Beschäftigung damals als eine be- 
sondere Klasse ausgewiesen wurden, wogegen sie 1890 u. 1900 derjenigen 
Klasse zugerechnet wurden, wo sie zur Zeit der Zählung in Verwendung 
standen; dadurch wurde in erster Linie die landwirtschaftliche Quote herab- 
gesetzt, weil sie in dieser Klasse am häufigsten in Verwendung standen (cf. 
die amtliche Erörterung der Statistik des Berufes 1890.) 
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Es ergibt sich, dass einen von Zählung zu Zählung immer 
grösseren Anteil an der gesamten Industrie im Königreiche das 
rein böhmische und das gemischte Gebiet mit deutscher Mehrheit 
in Anspruch nimmt, das letztere mit bekannter ständig zunehmen- 
den Heranziehung der böhmischen Bevölkerung. 

Allerdings sind dies lauter PauscUalziffern, bei denen die 
soziale Gliederung der industriellen Bevölkerung unberücksichtigt 
und insbesondere selbständige Unternehmer nicht ausgewiesen 
werden. 

In dieser Hinsicht geht es in Anbetracht der statistischen 
Unklarheit bezüglich der Qualifikation einzelner Minoritäten nicht 
an, Daten über die ganzen Landesteile zu zitieren oder die Ent- 
wicklung zu verfolgen; nur über den letzten Zustand gibt die 
Volkszählung aus dem J. 1900 Aufschlüsse (freilich nur nach den 
Umgangssprachen). Wir führen Daten über die einzelnen Industrie- 
zweige an, weil sie einen interessanten Einblick in die Einzel- 
heiten des industriellen Unternehmungswesens beider Nationen 
gestatten. 

Im Jahre 1900 wurden an Selbständigen ausgewiesen: 

mit 
böhmischer ' deutscher 
im Industriezweige: Umgangssprache zusammen 

Bergbau und Hüttenwesen .... 119 120 252 

Industrie der Steine und Erden . . 1.946 3.701 5.721 

Metallverarbeitung 9.878 6.545 16.840 

Maschinenindustrie 4.763 3.528 8.377 

Gemischte Industrie 805 624 1.458 

Baugewerbe 5.239 4.232 9-585 

Polygraphische Gewerbe 446, 461 938 

Textilindustrie 5.003 4.576 9.698 

Papier- und Lederindustrie .... 2.800 1.774 4.632 

Ind. der Holz- und Schnitzstoffe . . 9 659 7.512 17-289 

Ind. der Nahrungsmittel 13.212 8.757 22.134 

Getränke und Beherbergung . . . 12.795 10.514 23.511 

Bekleidungsindustrie 36.549 23.694 60.585 

übrige Industriezweige 95 150 255 

Industrie im ganzen . . 103.309 76.188 181.275 

Warenhandel 32.534 24.484 57.797 

Geld- und Kredithandel etc 181 187 377 

Transport zu Lande 2.431 2.035 4.510 

Transport zu Wasser 139 134 279 

sonstige Handels- bezw. Verkehrs- 
gewerbe 1.274 1.390 2-769 

häusliche Dienste und Lohnarbeit 

wechselnder Art . 21.161 9.327 30.690 

Handel zusammen . . . 57.720 37.557 96.422. 
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Wir beschränken uns auf diese einigen Daten und verweisen 
bezüglich der Deitails auf den Artikel »K hospodäfsk6mu vyvoji 
Cechü a N6mcü v (iechäch« (N. Ces. Revue, Heft 10, J. 1904). 
Das verhältnismässige Übergewicht der Deutschen in der 
industriellen Unternehmungstätigkeit in bestimmter Hinsicht kann 
objektiv wohl kaum in Abrede gestellt werden, aber kann aus 
all diesen Daten vernünftigerweise eine Verschiebung in der 
wirtschaftlichen Entwicklung im Königreiche zu Ungunsten der 
böhmischen Nationalität in den letzten 20 Jahren abgeleitet werden? 
Oder kann der böhmische in den obigen Ziffern ausgedrückte 
Anteil in welcher immer Richtung als eine wirtschaftliche Mino- 
rität aufgestellt werden, zumal dieser Anteil in den obigen Ziffern 
-der Wirklichkeit nur einigermassen nahekommt und die Wirklich- 
keit für unsere Nation entschieden weitaus günstigere Ziffern 
alisweisen würde? 

Ebenso steht es mit dem heutigen Stande und der Ent- 
wicklung der A k t i e n g e s e 1 1 s ch a f t e n ^*) bei uns. Die Aktien- 
statistik stösst wohl auf beträchtliche Schwierigkeiten. Für unsere 
Zwecke und bei unseren Betrachtungen sind im vorhinein alle 
ausländischen Filialen und Repräsentanzen, ferner auch die Filialen 
■der Wiener und anderen ausserhalb der Grenzen des Königreiches 
niedergelassenen Anstalten, schliesslich — aus den schon be- 
kannten Gründen — auch die Eisenbahnen (gewiss auch Lokal- 
bahnen) unberücksichtigt zu lassen; übrigens sind grosse deutsche 
und sog. deutsche Privatbahnen bereits vor dem J. 1872 ent- 
standen, also in einer Zeit, die so ziemlich ausserhalb unserer 
Betrachtungen liegt. Es handelt sich ja doch in erster L,inie 
um Feststellung unserer einheimischen sowohl böhmischen als auch 
deutschen Unternehmungstätigkeit, ausserdem lässt es sich nicht 
«ruieren, welcher Teil des Aktienkapitales der Wiener und auslän- 
dischen Unternehmungen auf deren Filialen im Königreiche zu 
entfallen hat. Unter Festhaltung dieses Standpunktes sieht man, 
dass in Böhmen nach dem Stande vom Jahre 1903 im ganzen 
97 böhmische, 72^*) deutsche Aktiengesellschaften vorkommen. 
In Ansehung des Kapitales werden die böhmischen Unternehmungen 
von den deutschen überflügelt, namentlich in der Metallindustrie 
im weitesten Sinne, dann auf dem Gebiete des Bergbaues und 
endlich auch des Bankwesens, gleichviel es sich nicht behaupten 
lässt, dass dieses Kapital sich ausschliesslich in deutschen Händen 
befinden dürfte» Im ganzen berechnet sich das Kapital der böh- 
mischen Gesellschaften mit 112*4 Mill. K, das der deutschen mit 
185*4 Mill. K. Die grösste Überlegenheit äussert da3 böhmische 



'^*) Im Sinne unseres Handelsgesetzbuches; deshalb wurden der sog. 
Aktienverein der Kettenbrücke und die Aktienschwimmanstalt in Prag hieher 
nicht einbezogen. 

^^) Als Quelle benützten wir hauptsächlich den »Compass« und einige 
andere auch von Wieser benützten Publikationen. 
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Kapital in der Zuckerindustrie (37 Unternehmungen mit einem 
Kapitale von 247 Mill. K) und der Bierbrauindustrie (20 Unter- 
nehmungen mit einem Kapital von 19*2 Mill. K.). 

[Durchaus übertrieben sind daher die in dem Inhalte auf 
S. 17 näher mitgeteilten Berechnungen Wiesers. Diesen Umstand 
kann nur ein individueller Ausweis der Unternehmungen, welche 
W. als deutsche in Rechnung einstellte, entsprechend beleuchten. 
Wieser selbst setzt übrigens eine von deutschen Banken zur 
Hälfte auf das böhmische Conto ; wir haben sie einzig und allein 
aus formellen Gründen zur Gänze dem deutschen Conto zugute- 
geschrieben; deshalb wurde in unseren obigen Schätzungen das 
Kapital der böhmischen Banken mit 29 9 Mill. K, nach W. aber 
mit 35*5 MiH. K, dasjenige der deutschen Banken bei uns mit 
471 Mill. K, nach Wieser nur mit 43-5 Mill. K berechnet] 

In Betreff der JEntwicklungsgesichte haben wir die Ent- 
stehungsdaten bezüglich der böhmischen und deutschen Gesell- 
schaften in Vergleich gezogen (wir waren einstweilen nicht in der 
Lage, diejenigen Gesellschaften zu berücksichtigen, die in dem 
in Betracht kommenden Zeiträume entstanden und wiederum 
eingegangen sind, obzwar auch dieses Moment hüben und drüben 
lehrreich wäre). Man sieht, dass von den betrachteten obigen 
Aktiengesellschaften begründet wurden 

» 

in der Zeit böhm. deutsch 

bis zum Jahre 1872 33 ^ 15 

vom Jahre 1871—1880 26 17 

» 1881—1890 2 11 

» 1891—1903 32 28. 

Was 4 böhmische und 1 deutsche anbelangt, so ist dem 
Verfasser der Zeitpunkt ihrer Gründung unbekannt. Es ist klar^ 
dass lediglich in dem Zeitabschnitte 1881 — 1890 die böhmische 
Gründungstätigkeit erschlaffte und von der deutschen überholt 
wurde ; in der letzten Periode hat sich die Entwicklung merklich 
zu unseren Gunsten geändert, und kann auch auf Grund dieser 
Daten kaum von einer Verschiebung in der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung die Rede sein. 

Dasselbe ergeben die Daten über die Entwicklung des Aktien- 
kapitales. Das Kapital der böhmischen heute bestehenden Gesell- 
Schäften ist von den ursprünglichen 80'5 auf 112*4 MUl. K, oder 
fast um 407o, dasjenige der deutschen von 165*1 Mill. K auf 
185'4 Mill., oder nur um 127o gestiegen. Kann darin eine Ver- 
schiebung zu unseren Ungunsten erblickt Werden? 

Und zu einem ähnlichen Ergebnisse gelangt man, wenn man 
Daten über die Geldanstalten in nationaler Gruppierung 
ins Auge fasst, die in der jüngsten Zeit bei öffentlichen Kund- 
gebungen des öfteren zitiert werden und dem Publikum schon 
bekannt genug sein dürften. Dass wir speziell im Bereiche der 
Sparkassen bisher beträchtlich zurückgeblieben sind, dies kann 



►a; 
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nicht in Zweifel gezogen werden; allein hiebei ist nicht zm über- 
sehen, dass mit der Organisation des Kredites in den böhmischen 
Landesteilen später angefangen wurde, als in den deutschen, und 
dass diese Organisation bei den Böhmen schnelleren Schrittes 
vor sich ging.^*) Die Entwicklung der letzten Zeit hat hiebei 
namentlich bei den Sparkassen entschiedene Fortschritte auf 
böhmischer Seite zu verzeichnen. 

Auch in Ansehung der registrierten Erwerb- und Wirtschafts - 
genossenschaften kann unmöglich von einer böhmischen Gesamt- 
minorität gesprochen werden. Nur auf dem Gebiete der Konsum- 
vereine besitzen die Deutschen die Mehrheit^ obzwar die böhmische 
Entwicklung auch auf diesem Gebiete in der jüngsten Zeit nam- 
hafte Fortschritte zu verzeichnen weiss.^^) Nach dem Frischeschen 
» Ost err eichischen Firmen- Register« für das Jahr 1900 berechneten 
sich 

die böhmischen die deutchen 

Kredit-, Spar- und Darlehenskassen- 
vereine mit 640 503, 

Konsumvereine . „ 70 118, 

sonstige Vereine . . . . . . . „ 204 107. 

Schon aus dieser Übersicht ergibt sich die hohe Stufe der 
böhmischen Entwicklung. Hiezu ist zu bemerken, dass die böhmische 
Unternehmungslust (besonders mangels der Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung) in der jüngsten Zeit lieber die Form einer 
Genossenschaft auch auf dem rein industriellen und Handelsge- 
biete wählt, es seien beispielweise nur graphische Unternehmungen 
(die >Unie« wurde erst heuer in eine Aktiengesellschaft umge- 
wandelt), die Eraailfabrik in Budweis, die Gesellschaft für Kohlen- 
handel, für Sodawasser, für Seide, Böhm. Handels- und In- 
dustrie-Gesellschaft in Prag, die Koliner Handelsgesellschaft, 
die böhmische Hutfabrik, ferner genossenschaftliche Bierbrauereien, 
Spiritus-Brennereien, Zuckerfabriken u. dgl. erwähnt. Das Bild der 
böhmischen unternehmerischen Tätigkeit im Lichte der obigen 
Aktienstatistik ist also nur ein einseitiges. 

Diese verchiedenen Daten haben wir allein als einen beispiel- 
weisen Beleg dafür angeführt, dass sich Prof. W. auch nach 
anderen wirtschaftsstatistischen Daten, die ihm gewiss nicht un- 
bekannt sind, hätte umsehen sollen, um sich mit Recht einer so 
weitgehenden Behauptung erkühnen zu dürfen, für welche sein 
Ausspruch über die wirtschaftliche Verschiebung im Königreiche 
zu Gunsten der Deutschen zu halten ist. Wir können diesen Ab- 
schnitt nicht passender absohliessen, als wenn wir die Worte 

**) Cf. hiezu den Artikel des Prof. Fiedler in der »Politik« vom 
21. Feber 1904. 

") Cf. hierüber interessante Daten in dem Artikel »Die Entwicklung 
der Konsumvereine in Österreich« von F. Knarek (in dem Werke »Sociale 
Verwaltung in Österreich«). 
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•einer über andere berufenen Autorität zitieren, durch welche 
-dieser Seite der Wieserschen Ausführungen öffentlich entgegen- 
getreten wurd6, die Worte des Prof. Bräf (auf der Versammlung 
der »Närodnf strana« (Nationalpartei) am 13. März 1904): 
»Darin allein ^8) befindet sich W. im. Irrtum^ wenn er vermeint, 
dass sich sogar selbst das Verhältnis unserer und deutscher 
wirtschaftlichen Kraft seit den Sechziger Jahren zu Ungunsten der 
Böhmen verschoben hat. Dazu kennt er offenbar zu wenig die 
Verhältnisse und als ein des Böhmischen unkundiger Mensch 
war er auf fremde unkontrollierbare Angaben angewiesen. N i cht s 
spricht für diese Behauptung.« 

Selbst der deutsche Sprecher in der Prager Kammer er- 
kannte ausdrücklich die günstige industrielle Entwicklung der 
Böhmen binnen den letzten 50 Jahren an. 

Prof. W. macht auch der Staatssteuerleistung an verschiedenen 
Stellen Erwähnung und behauptet, dass sich hiebei die deutsche 
Quote noch höher stellt, als bei der Landessteuerleistung. Da machen 
wir noch auf ein Moment aufmerksam, das Prof. W. nur ganz 
oberflächlich streift, ohne die nationale Aufteilung vorzunehmen. 
Es ist dies jene ausserordentliche, im Vergleiche zu den di- 
rekten Steuern unverhältnismässig höhere Bedeutung, die den 
indirekten, speziell Verbrauchssteuern für die Staatsfinanzen 
innewohnt. 

Einige Daten geben hier ein. durchaus unwiderlegbares 
Zeugnis ab. 

So betrug der Nettoertrag aller direkten Staatssteuern in 
Böhmen laut Mitteilungen des Finanzministeriums (X. 3), 

im Jahre 1901 70,608.769 K, 
» » 1902 70,405.960 K. 

Hingegen bezifferte sich das Bruttoerträgnis der Verzehrungs- 
steuern, den Tabakverschi eiss (excl. Salz) mit inbegriffen, in 
Böhmen 

im Jahre 1901 auf 174,333.844 K 
> 1902 » 177,418.119 K, 

wobei selbstverständlich nicht zu übersehen ist, dass es sich 
bei den Verzehrungssteuern bloss um den Bruttoertrag (also incl. 
Regie-, bezw. Pi oduktionskosten, die mitunter ziemlich hohe 
Prozente des Bruttoertrages absorbieren) handelt. So stellen sich 
z. B. beim Tabakmonopol die Ausgaben auf ca. 387o der Ge- 
samteinnahmen. Aber selbst, wenn man ziemlich hohe Quoten 
von den obigen Daten abzieht, dagegen aber auch den Reiner- 
trag des Salzgefälles mit ca. 9 Mill. K, die auf Böhmen entfallen, 
einsetzt, sieht man, dass die in Frage stehenden indirekten Steuern 
fast doppelt so viel dem Staate eintragen, als die direkten 



'•) Nach 'unseren Ausführungen auch in anderen Beziehungen. 
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Steuern. Die Verzehrungssteuern bei der Feststellung der Steuer- 
leistung für die Zwecke des Ausmasses der politischen Rechte — 
abgesehen von der prinzipiellen Berechtigung eines solchen 
Vorganges überhaupt — ausser acht zu lassen, muss demnach 
als vollkommen unrichtig erklärt werden. 

W. macht zwar an einer Stelle (S. 114) den Versuch, wenig- 
stens eine Verbrauchssteuer, d. i. die Tabaksteuer national auf- 
zuteilen, aber er tat dies ganz unklar und ungenau, so dass er 
hiebei nicht einmal das Resultat seiner Nachforschungen ziffer- 
mäss(ig formuliert, vielmehr nur behauptet, dass die böhmische und 
deutsche Quote einander »fast genau« gleichkommen — natürlich 
wieder Prag und dessen Umgebung ausgenommen, weil es sich 
überhaupt nicht national gliedern lässt. 

Es lässt sich nicht leugnen, dass unüberwindliche Schwierig- 
keiten im Wege stehen, wollte man die Nationalität der eigent- 
lichen Träger dieser indirekten Steuern feststellen. Allein schon 
daraus, dass das Objekt dieser Verbrauchssteuern Gegendstände 
der gewöhnlichsten alltägigen Ernährung bilden, Gegenstände, die 
in den breitesten und untersten Volksschichten in relativ vielleicht 
grösserem, aber ganz zweifellos wenigstens in gleichem Masse, 
wie in wohlhabenderen Schichten konsumiert werden, so ist es 
klar, dass die Gruppierung dieser Steuern nach dem nationalen 
Verhältnisse der gesamten Bevölkerung — und dies ist die 
einzig mögliche Methode bei dem heutigen Stande der amtlichen 
Statistik — der Wahrheit am nächsten stehen dürfte. Sollte sich 
diese Gruppierung von der Wahrheit entfernen, so werden nur 
wir dabei Abbruch leiden, weil die Grundlage wieder die Um- 
gangssprachen bilden, und ferner auch mit Bezug auf das relative 
Übergewicht dieser Steuerleistung in unteren Schichten. 

Da die indirekten Steuern absolut weit höher sind, als die 
direkten, so können wir zu dem Schlüsse gelangen, dass die deutsche 
Überlegenheit, selbst auf übertriebene und nicht sachliche Be- 
rechnungen Wiesers aufgebaut, bezüglich der gesamten Steqer- 
leistung auf dnige wenige Prozente zusammenschrumpft, durch die 
das Postulat irgendwelcher besonderer politischen Privilegien 
durchaus nicht begründet erscheint. 

Dies fällt auch für die vorliegende Arbeit ins Gewicht, weil 
die indirekten Steuern auch für die Landesfinanzen von Bedeutung 
zu sein beginnen, ich möchte nur z. B. die Überweisung von dem 
Ertrage der Branntweinabgabe in einem Betrage von 3*6 Mill. K 
(nach dem Voranschlage für das J. 1904), ferner die Landesbier- 
aufläge erwähnen, die im J. 1904 gegen 12 Mill. K eingetragen 
hat, oder wenn das Erträgnis derselben mit dem Gesamterträgnisse 
der Umlagen auf alle direkten Steuern in Vergleich gezogen 
wird, so wird die Bierabgabe zur Deckung der Landesausgaben 
mit vollen 24, die Umlagen auf die direkten Steuern mit 767(> 
herangezogen. Und überdies ist eine Erhöhung dieser Landes- 
bierabgabe und neue Verbrauchsabgaben überhaupt ständig ia 
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Aussicht genommen. Im grossen und ganzen pflegt unserer An- 
sicht nach die Bedeutung der Personalsteuern und Steuern von 
mobilen Kapitalien für die Landesfinanzen überschätzt zu werden, 
wie dies aus nachstehenden Daten erhellt: 

Nach dem Landes- Mill. K 

voranschlage betrug 1887 1902 

die Grundsteuer 22*9 2196 

die Haus-Zinssteuer . . . 12*2 20*51 

die Hausklassensteuer . . 2*7 2*86 

die Erwerbsteuer .... 62 allg. Erwerbst. 9*09 

öflfentl. Rechn. 14*84 

die Einkommensteuer . . 8*9 Rentensteuer 0*60 

Besoldungssteuer 0*28, • 

zusammen . . 531 70*14. 

Die Realsteuern stellen daher, wenn nur die direkten umlage- 
pflichtigen Steuern berücksichtigt werden, noch immer über 60Vo 
der gesamten Umlagebasis vor. 

Die Bedeutung der Verbrauchsabgaben ergibt sich aus dem 
Nachstehenden: 

Nach dem Präliminare für das J. 1904 haben zur Deckung 

der Landesausgaben beigesteuert 

in d. i. 

1.000 K 7o 

Umlagen auf die direkten Steuern 37.398 68*7, 

die Überweisung von dem Ertrage der Personal- 
einkommensteuer 1.441 2*6 

die Überweisung von dem Ertrage der Brannt- 
weinabgabe 3.611 6*7 

die Landesbierauflage . 12.000 22*0, 

zusammen . . 54.450 100*0. 

Also, mit mehr als einem Viertel tragen die indirekten 
Steuern zu den Landesfinanzen bei und ihre Bedeutung dürfte 
jahraus jahrein steigen. 

Wir resümieren: Prof. W. vermeint, dass es ihm gelungen 
ist, unwiderleglich nachstehende zwei Tatsachen nachzuweisen 
(und dass auch die a m 1 1 i ch e Bearbeitung diese Frage wesentlich 
nicht modifizieren kann): 

1. dass sich die Entwicklung der wirtschaftlichen Kräfte in 
dem letzten Menschenalter in stärkstem Masse zu Gunsten der 
Deutschen verschoben hat; 

2. die geradezu überraschende Steuerleistung der deutschen 
Minoritäten in Böhmen. 

Bezüglich des Punktes 1 habe ich bereits oben gezeigt, auf 
Grund welch' ungenauen Materiales W. zu demselben gelangte; 
dieser Punkt wurde bereits von Prof. Bräf zur Evidenz widerlegt. 

Die nationale Steuer letstung und der Landeshaushalt im Kön. Böhmen. g 
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In Ansehung des Punktes 2 bemerke ich nur, dass es bloss 
deshalb »gelungen ist<, die exorbitante Steuerüberlegenheit der 
deutschen Minoritäten nachzuweisen (und hiebei speziell in Prag), 
weil die Wiesersche Arbeit lediglich sie und zwar auf Grund 
durchaus unverlässlicher und übertriebener Abschätzungen in Er- 
wägung gezogen hat. 

Was die böhmischen Minderheiten anbelangt, deren es 
mehrere gibt, als die deutschen und die nicht einmal nach den 
Ergebnissen der Umgangssprache richtig erfasst werden können, 
so sind diesbezüglich überhaupt keine Erhebungen von Prof. W. 
gepflogen worden. Klassisch ist unter anderen mehreren der Grund, 
dass Prof. Wieser dieser Aufgabe nicht gewachsen ist (»dass ich 
hierzu nicht imstande wäre«). 

Auch von anderer deutscher Seite, in der Reichenberger 
»Deutschen Volkszeitung« wurde der Versuch gemacht, die vor- 
liegende Frage positiv zu lösen. Aber diesen Versuch hat bereits 
W. mit Recht in Anmerkungen zu seinen Ausführungen unter 
Hinweis darauf abgefertigt, dass dort lauter Behauptungen und 
aprioristische Schätzungen vorkommen. 

»Seine Schätzungen der deutschen Steuerleistung sind in 
vielen Punkten zu hoch« (S. 5), »ohne nähere Begründung« 
(S. 134), »die Grundlagen für die Rechnung selbst anfechtbar 
sind« (S. 142), »ohne weiteres Detail und ohne Quellenangabe« 
(S. 143) u. dgl. 

Desgleichen stellt W. mit Recht den Versuch der zit.' Zei- 
tung bloss, die Verbrauchssteuern nach der Nationalität derart 
zu gruppieren, dass die Steuer jener Nationalität zugerechnet 
wird, in deren Bereiche diese Steuer an den Staat abgeführt wird. 

»Wenn die , Deutsche Volkszeitung* bei der Zuckersteuer, 
Biersteuer, Branntweinsteuer und Mineralölsteuer für Deutsch- 
böhmen die weitaus grössere Steuerleistung in Anspruch nimmt, 
weil die weitaus grössere Steuersumme aus deutschen Erzeugungs- 
stätten gezahlt wird, so sind hierbei die Bedingungen dieser 
Steuern verkannt, die von den Erzeugern auf die Konsumenten 
überw^llzt und daher schliesslich von diesen getragen werden ; 
ebensowenig geht es an, aus den Ziffern der deutschen Zollämter 
Böhmens, die längs der Staatsgrenze liegen, auf die Leistung der 
deutschen Einwohner Böhmens zu schliessen. Die Rechnung, die 
die ,Deutsche Volkszeitung* über die Aufteilung der Einnahmen 
des Tabakmonopols macht, geht von allzu unsicheren Voraus- 
setzungen aus.« 

Das, was Prof. W. über den Versuch der Reichenberger »D. V.« 
sagt, kann auch bezüglich des grössten Teiles seiner eigenen 
Erörterungen sinngemäss geltend gemacht werden und damit hat 
W. auch das Schicksal seiner mühevollen Arbeit besiegelt. Mit 
allem Nachdrucke muss daher von böhmischer Seite dagegen 
protestiert werden," dass die Wieserschen Berechnungen für einen 
genauen wissenschaftlichen Beweis gehalten und aus denselben 
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politische Konklusionen abgeleitet werden, die wir — nebenbei 
gesagt — durchaus nicht zu befürchten haben, auch wenn besten- 
falls richtig sein sollte, was W. »berechnet« hat, denn Ansprüche, 
die von deutscher Seite an unseren Landeshaushalt gestellt würden, 
müssten auch in dem Staatshaushalte ihre Befriedigung finden. 
»Wenn das Prinzip einer entsprechenden Einflussnahme der 
Nationalitäten — gegebenenfalls einer nach der Steuerkraft selbst 
verhältnismässigen Einwirkung, Schlagworte, mit denen man gegen- 
wärtig zuviel herumwirft — zu gelten hat, so kann dasselbe un- 
möglich auf das Land beschränkt bleiben, sondern es muss weiter 
gehen und immer mehr auch in allen Zentralinstitutionen zum 
Durchbruch kommen, und zvar vollständig und vollkommen, nicht 
teilweise, sondern ganz konsequent.« (Prof. Bräf in der »Al^theia« 
1903, S. 247.) 

Und damit sind wir bei dem Schlüsse angekommen, zu dem — 
als einzig richtigen — Prof. Fiedler von einem anderen Gesichts- 
punkte aus (bei der Beurteilung der Entwicklung des böhmischen 
und des deutschen Geldverkehres bei uns) gelangt war: »Die 
systematische Herabsetzung, welche von der deutschen Seite man 
uns angedeihen lassen will, vermag nicht unsere wirtschaftliche 
Bedeutung in diesem Staate zu schmälern. Die Deutschen bei uns 
haben auf dem Wirtschaftsgebiete eine bedeutende Stellung er- 
reicht, die nur derjenige übersehen könnte, der für die Wirt- 
schaftsverhältnisse überhaupt kein Interesse hegt; es ist aber 
nicht nötig und hat auch keinen verständigen Zweck, wenn Ein- 
zelne unter den Deutschen — wie es eben unlängst geschah — 
die wirtschaftliche Bedeutung ihres Volkes dadurch ins rechte 
Licht zu setzen vermeinen, dass sie die Entwicklung anderer 
Völker herabzusetzen versuchen. Die Macht der Tatsachen ist eben 
stärker, als alle Parteischlagworte.« 



IV. . ^ 

Sind die Deutschen in unserem Landeshaushalte 

verkürzt? 

Erwägungen von Dr. Dobroslav KrejH. 

Es möge mir gestattet sein, im vorhinein aufzuklären, warum 
ich zum Gegenstande meiner Erörterungen zunächst eben den 
vorletzten Teil der Wieserschen Ausführungen gemacht habe. 
Warum nicht jene Partien, die Wieser selbst an die Spitze seiner 
Arbeit gestellt hat, die in der Öffentlichkeit das grösste Aufsehen 
hervorgerufen haben und denen bisher fast ausschliesslich die 
Aufmerksamkeit gewidmet wurde? 

Es sprechen dafür hauptsächlich 2 Gründe: 

Erstens schienen mir diese vorderen Partien der Wieserschen 
Arbeit ganz mit Unrecht überschätzt zu werden (wie übrigens 
darauf bereits inzwischen auch Prof Dr. Bräf und Doz. Dr. Gruber 
öffentlich hingewiesen haben). Denn selbst dann, wenn der Beweis 
geglückt wäre, dass die Deutschen in Böhmen bei den direkten 
Steuern oder bei den Landesumlagen verhältnismässig mehr in 
Anspruch genommen werden, als die Böhmen, — was hätte dies 
zu sagen ? Nichts anderes würde dies bedeuten, als die Bestätigung 
der alten Vermutung, dass sie in wirtschaftlicher Beziehung ver- 
hältnismässig mächtiger sind; und dies noch keine verlässliche 
und unwiderlegbare Bestätigung. Wenn sie aber wirklich wirt- 
schaftlich stärker sind, ist dies weder unsere Schande noch Schuld, 
weil ihnen seit Jahrhunderten bei weitem zahlreichere sowohl 
natürliche als auch künstliche Bedingungen der wirtschaftlichen 
Entwicklung zur Seite gestanden sind und noch heute stehen, 
als dies bei uns der Fall ist; und wenn sie wirklich wirtschaftlich 
mächtiger sind, so ist es auch natürlich und gerechtfertigt, dass 
sie auch in grösserem Masse zur Deckung des Aufwandes für 
die öffentlichen Aufgaben herangezogen werden. Das aber, was 
das Neue und Überraschende seiner Arbeit ausmachen sollte, d. i. 
der Beweis des genauen Masses dieser grösseren deutschen 
Steuerleistumg (von 507o)» ist Wieser durchaus nicht gelungen. Die 
Beschaffenheit dieses Beweises, sowie dessen Ergebnisse sind 
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derart, dass, was dabei einzig befremdet, nur der Mut und die 
Opferwilligkeit eines Mannes von Wiesers Namen ist, dieser 
Sache seinen Namen geliehen zu haben ... 

Ausserdem aber hat nach meinem Dafürhalten Wieser selbst 
ursprünglich seine Arbeit mit jenem vorletzten Abschnitte be- 
gonnen und erst später die Reihenfolge seiner Auseinanderset- 
zungen umgestossen. Meines Erachtens kann es uns gar nicht 
schaden, wenn wir ihm auf den ursprünglichen Spuren seiner 
Arbeit nachgehen. 



I. 

Wenn man sieht, wie Wieser im ersten Teile seiner Arbeit 
emsig und für seine wissenschaftliche Reputation geradezu rück- 
sichtslos auf der Suche nach einer festen Ziffer ist, die die deutsche 
Steuerleistung in Böhmen genau zum Ausdrucke bringen möchte, 
da drängt sich natürlich der Gedanke auf, dass er dies nicht ohne 
weitere Pläne, vielleicht nur um des Interessanten dieser Ziffer 
willen getan hat. Im Gegenteil, für Prof. W. bildet das Forschen 
nach dieser Ziffer eigentlich nur eine Vorbereitungsarbeit und die 
Ziffer selbst soll eine der Prämissen für das Urteil bilden, welches 
das Um und Auf und den Zweck seiner Arbeit ausmacht. Ja, 
seine ganze Arbeit bringt unmittelbar den Eindruck hervor, dass 
der Schlusssatz dieses Urteiles bereits früher genau festgestellt da- 
stand, bevor seine Prämissen festgelegt waren, und dass die ganze 
Aufgabe Wiesers direkt darin bestand, diese noch fehlenden Prä- 
missen beizustellen und ihnen durch seinen wissenschaftlichen 
Klang die Punze wissenschaftlicher Objektivität und Unwiderleg- 
barkeit aufzudrücken. Und es hat, leider, den Anschein, als ob 
die nationale Opferwilligkeit des Prof. Wieser so weit gegangen 
wäre, dass er um ihretwillen auch Rücksichten beiseite gelassen 
hat, die seine durchaus nicht geringe wissenschaftliche Reputa- 
tion jeder seiner Arbeiten auferlegen sollte. 

Die Aufgabe — somit der wissenschaftlich zu beweisende 
Schlussatz — lautete: In dem Landeshaushalte des König- 
reiches Böhmen geschieht den Deutschen Unrecht. 

Man hat und zwar zweifellos mit Recht kalkuliert: wenn dies 
objektiv nachzuweisen wäre, so würde hiemit der Weg einer 
ganzen Reihe von politischen Konsequenzen und Postulaten für 
die Deutschen offen stehen. 

Um diesen Schlussatz logisch zu begründen, war es zunächst 
notwendig, >das Landespräliminare national zu lesen«, wie sich 
Wieser ausdrückt. Dies besagt : Aus dem Landeshaushalte her- 
auszulesen, welchen Nutzen die Deutschen aus demselben und 
welchen die andere Nationalität im Lande zieht. Sodann müsste 
man ausrechnen, wieviel die Deutschen vom Lande erhalten 
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sollten.^) Sollte dann aus diesen zwei genau begründeten Vor- 
dersätzen nach den Regeln der Logik klar und unwiderlegbar 
hervorgehen^ dass die Deutschen nicht soviel vom Lande emp- 
fangen, wieviel sie nach Gebühr hätten erhalten sollen, dann 
wäre die Aufgabe gewiss richtig, wissenschaftlich und unwider- 
legbar gelöst 

Prof. Wieser hat daher wahrscheinlich zunächst die erste 
Prämisse, >das nationale Lesen des Landesvoranschlages«, in An- 
griff genommen. Wie er hiebei wissenschaftlich vorging, werden 
wir uns noch später sagen. Vorderhand genügt es, dass er auch 
so die Überzeugung gewonnen hat, dass aus dem Landesvoran- 
schlage auf die Deutschen beinahe eben soviel Prozente entfallen, 
wie viel Prozente der gesamten Bevölkerung Böhmens sie vor- 
stellen (nota bene nach der Umgangssprache !). 

Diese Erkenntnis ist nun nicht ohne auschlaggebenden Ein- 
fluss auf den weiteren Vorgang der Arbeit geblieben. Wieser 
selbst kann nicht umhin zuzugestehen, dass diese Erkenntnis 
einen entschieden günstigen Eindruck hervorbringt, Selbstverständ* 
lieh einen, wegen der Courtoisie der das Land beherrschenden 
böhmischen Majorität gegenüber der deutschen Minorität, nicht 
aber für die deutsche Agitation günstigen Eindruck. Auch nicht 
für den Schlussatz, der hier zu beweisen war. 

Sollte daher die ganze Arbeit nicht zu Fall gebracht werden, 
so war es notwendig, die zweite Prämisse derart künstlich zu 
konstruieren, dass der Schlussatz doch der Aufgabe und dem 
Wunsche Genüge leiste. So ist diese zweite Prämisse (wieviel die 
Deutschen vom Lande nach Gebühr erhalten sollten) zum 
Kernpunkte der ganzen Arbeit gemacht und an deren Spitze ge- 
setzt worden. Allerdings ist das noch aus einem anderen Grunde 
und in erheblich veränderter Form geschehen. 

Wenn man nämlich objektiv und wissenschaftlich die Frage 
zu beantworten hat, wieviel die Deutschen nach Gebühr vom 
Lande erhalten sollten, ist vorab noch die vorherige Frage theo- 
retisch zu lösen : nach welchem Masstabe das Land seine 
Vorteile auf die beiden es bewohnenden Volksstämme aufzu- 
teilen hätte, dass dies der Gerechtigkeit entspreche? Mit an- 
deren Worten: es ist unerlässlich^ früher theoretisch den ge- 
rechten Masstab, den gerechten Schlüssel zu finden und zu be- 
gründen, nach dem ein derartiger Verwaltungskörper, wie bei 



^) Grundsätzlich wäre allerdingfs auch der entgegengesetzte Vorgang möglich : 
zunächst auszurechnen, wieviel sie zu erhalten hätten, und erst dann, wie viel 
sie wirklich bekommen. Aber sobald der Schlussatz des Urteiles bereits 
gegeben ist, — wie im vorliegenden Falle — , muss man notgedrungen von 
dem positiven Vordersatze ausgehen, der fest und unveränderlich ist oder 
wenigstens sein sollte (»v/irklich bekommen«) und nach dessen Ergebnissen 
sich der zweite schliesslich immer doch veränderliche, hypothetische (»be- 
kommen sollten«) gegebenenfalls so »modifizieren« lässt, dass das Ergeb- 
nis doch nur den gegebenen Vordersatz ausmache. 
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uns >das Land« ist, seine Ausgaben zu Gunsten einzelner, den- 
selben ausmachenden Gruppen oder Klassen zu verteilen hätte. 

Wenn Prof. Wieser direkt und unumwunden an die Lösung 
dieser Frage herangetreten wäre, hätten ihm der Geist der Zeit 
und seine wissenschaftliche Reputation doch unmöglich gemacht, 
einen anderen Masstab, als das Bedürfnis*) ausfindig zu machen. 
Inwiefern sich aber das besondere Bedürfnis der einen Nationalität 
der anderen gegenüber nicht genau nachweisen lässt, so würde 
nichts anderes übrig bleiben, als vorauszusetzen, dass die An- 
gehörigen der beiden Nationalitäten im Lande dieselben Bedürf- 
nisse haben ; dann müsste man aber logisch anerkennen, dass in 
diesem Falle den gesuchten gerechtesten Masstab die Anzahl 
der Angehörigen der betreffenden Nationalität im 
Lande ausdrückt. 

Für alle Fälle gibt im XX. Jahrhundert der Grad der 
Steuer leistung der einen oder der anderen Nation diesbezüg- 
lich einen wissenschaftlich unhaltbaren, unhumanen und durchaus 
unmodernen Teilungsschlüssel ab. 

Das Postulat, dass öffentlich rechtliche Assoziationen ihre 
Vorteile ihren einzelnen Bestandteilen in dem Masse angedeihen 
lassen, in welchem dieselben für sie Steuern zahlen, ist für einen 
Modernen reine Unmöglichkeit. 

Aber für die gegebene Aufgabe haben das Bedürfnis oder das 
Verhältnis der Bevölkerung absolut keinen geeigneten Masstab er- 
geben; man musste daher notgedrungen in den saueren Apfel 
beissen und sich mit jenem dritten, unmodernen, unhumanen, 
unwissenschaftlichen, aber — den Deutschen wenigstens mutmass- 
lich günstigen Masstabe begnügen. Der Gelehrte ist dem Deut- 
schen gewichen. 

Den Mut jedoch besass Prof. Wieser nicht, die Steuerlei- 
stung direkt für jenen gerechten Masstab zu erklären, geschweige 
denn dies nachweisen zu wollen. Im Gegenteil. An einer, 
freilich recht versteckten Stelle (S. 217 unten) und nur als im 
Vorübergehen rückt er selbst mit einem direkt entgegengesetzten 
Satze heraus: Die moderne Entwickelung gehe ausgesprochen dahin, 
dass alle Bürger nach dem Masstabe ihrer wirtschaftlichen Kraft 
zahlen und nach dem ihrer Bedürftigkeit empfangen. Dies aber 
beirrt ihn nicht, in derselben Arbeit uns gegenüber praktisch das 
reine Gegenteil zu beanspruchen. Theoretisch schämt er sich 
aber das zu verteidigen, was er gegen uns praktisch geltend 



') Ausser seinem eigenen Zugeständnis, das später besprochen wird, 
beweist dies der Standpunkt Wiesers, den er in derselben Arbeit gegenüber 
den Ansprüchen der einzelnen Länder gegen den Staat eingenommen hat 
(S. 210. Ich zitiere hier dufchgehends die ursprüngliche Ausgabe der Wieser- 
sehen Arbeit in der »Deutschen Arbeit«, Jahrg. III.). Da findet er es ganz in 
Ordnung, dass das Königreich Böhmen als aktives Land ohne Anspruch auf 
Ersatz für das Defizit der passiven Länder, mit denen dasselbe zu einem Ver- 
waltungsganzen verbunden ist, aufzukommen hat. 
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macht. Deshalb lässt er sich über die Gerechtigkeit und wissen- 
schaftliche Haltbarkeit seines Masstabes nirgends aus und aus 
demselben Grunde hat er meines Ermessens den logischen Vor- 
gang seiner Arbeit verkehrt: An die Spitze stellte er den aufge- 
blasenen »Beweis« übet/ die vermeintliche enorme Steuerleistung 
unserer Deutschen, damit sich unter dem Eindrucke dieser 
Steuerleistung der Gedanke geradezu aufdränge, mit ihr das 
Mass der den Deutschen vom Lande eingeräumten Vorteile in 
Vergleich zu ziehen, und dass keine Zeit für die Erwägung er- 
übrige, ob ein solcher Vergleich gerecht ist. 

Allein lassen wir uns von W. nicht irreführen und, wenn er 
dies nicht tut, so ziehen wir zunächst jene theoretische Frage in 
Erwägung: nach welchem Masstabe ist es zu entschei- 
den, ob das Land Böhmen seinen Aufgaben den 
beiden Nationalitäten gegenüber gerecht wird, 
oder ob es einer von ihnen Unrecht zufügt. Wir 
werden damit den Vorteil gewinnen, mit aufgeklärten Begriffen 
seine weiteren Ausführungen leichter verfolgen und richtiger kri- 
tisieren zu können. 

II. 

Den Zweck eines jeden sozialen Gemeinwesens, also auch 
eines Landes, bildet die planmässige, geeignete Befriedigung eines 
bestimmten Kreises von Bedürfnissen. Ausser den Bedürfnissen 
öffentlichen Charakters und jenen allen Mitgliedern gemeinsamen 
kommt in der Regel auch eine ganze Reihe von solchen pri- 
vaten Bedürfnissen in Betracht, die nicht alle Mitglieder gleich 
oder gleichmässig treffen, und eine Reihe von anderen, die über- 
haupt nur eine beschränkte, gegebenenfalls eine recht geringe 
Anzahl von Mitgliedern berühren.*) 

Dass die Befriedigung der Bedürfnisse ö f f e n 1 1 i ch e n Cha- 
rakters — z. B. der Gesetzgebung, geordneter Verwaltung usf. — 
nicht vom Masse der Beiträge oder sonst von etwas Anderem, 
als eben von dem Bedürfnisse selbst abhängig ist, liegt auf der 
Hand. Unsinn wäre es, wenn jemand einen für ihn durchaus 
nicht notwendigen Rechtsakt nur aus dem Grunde anstreben 
sollte, weil er auch zur Deckung des Verwaltungsaufwandes bei- 
trägt, oder umgekehrt, wenn dieser Akt einem anderen deshalb 



®) Bei jenem Gemeinwesen, das nach den derzeit bestehenden Ver- 
fassungsgesetzen bei uns das »Land« vorstellt, zählt zur zweiten Gruppe 
z. B. das Bedürfnis einer Verpflegung im Erkrankungsfalle, zur dritten Gruppe 
z. B. das Bedürfnis einer bestimmten Fachbildung. Das Bedürfnis einer 
Verpflegung im Erkrankungsfalle hat zwar jeder, aber Gesunde trifft dieses 
Bedürfnis nicht, und kranke Reiche, die zu Hause die sorgfältigste Pflege ge- 
niessen, trifft es ganz anders, als einen armen Schlucker, der dieselbe nur in 
einer öffentlichen Krankenanstalt erreichen kann. Und das Bedürfnis einer 
bestimmten Fachbildung hat nur ein durchaus enger Kreis von Personen. 
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vorenthalten werden sollte, dass er für die Verwaltungskosten 
nichts aufgebracht hat. Ein gleich handgreifbarer Unsinn wäre es 
zu verlangen, dass die einzelnen oder gewisse Gruppen von 
Mitgliedern des Ganzen nur knapp auf soviel Verwaltungsakte 
oder auf Befriedigung knapp nur so vieler und nicht mehrerer 
anderer öffentlichen Bedürfnisse Anspruch haben sollen, als mit 
ihrem Beitrage zur gemeinsamen Kasse im Einklang wäre. 

Die modernen sozialen Gemeinschaften sind indes bestrebt, 
denselben Grundsatz immer auf breitere Kreise von Bedürfnissen 
auszudehnen. Manche früher für rein private gehaltene Bedürfnisse 
machen sie allmählich zu öffentlichen, deren Befriedigung sie nicht 
der Willkür und Selbsthilfe des Einzelnen anheimstellen, son- 
dern auf deren Befriedigung sie einesteils dringen, anderenteils 
dazu selbst Mittel beistellen. Dies gilt z. B. von dem Bedürf- 
nisse der primären Bildung (»der Schulzwang auf den Volks- 
schulen«), von zahlreichen hygienischen Bedürfnissen (der be- 
dingte Impfzwang, die Kanalisation, Desinfektion etc.), vom Ver- 
sicherungszwang u. a. m. 

Andere Bedürfnisse belassen sie zwar im Kreise rein privater 
Bedürfnisse, deren Befriedigung dem Ermessen jedes Mitgliedes 
anheimgeslellt wird, aber sie halten dieselben in dem Masse für 
das Ganze für wichtig, dass sie aus allen Kräften bemüht sind, 
deren Befriedigung auch denjenigen nach Tunlichkeit zu ermög- 
lichen, denen dies ihre eigenen Mittel überhaupt nicht oder nur 
in sehr beschränktem Masse oder zum Abbruch anderer Bedürf- 
nisse erlauben würden. Hieher zählt eine ganze Reihe von anderen 
gesundheitlichen Bedürfnissen (Badeanstalten, Parkanlagen, Kranken- 
häuser), humanitären (Gebär- und Findelanstalten, Anstalten für 
Blinde, Taubstumme usf usf.), erziehenden (öff. Bibliotheken, Lese- 
hallen, Museen, Fachschulen etc.), künstlerisch erbauenden (Theater, 
Galerien, Ausstellungen, Konzerte etc.) und anderen Bedürfnissen. 
Aus öffentlichen Mitteln werden hier Anstalten und andere Unter- 
nehmungen oder Einrichtungen ins Leben gerufen oder wenig- 
stens unterstützt, deren Benützung einem jeden nach bestimmten 
Regeln, vorzugsweise aber nach Massgabe des Bedürfnisses frei 
steht. Das eine ist aber jedenfalls ausgeschlossen: Dass 
jeder nur dann und nur insoweit von ihnen Ge- 
brauch machen könnte, wenn und insofern er zu 
denjenigen öffentlichen Mitteln beigetragen hat, 
aus denen die fraglichen Anstalten etc. errichtet oder 
unterstützt werden. Im Gegenteil, diese Anstalten usw. 
werden eben hauptsächlich für jene errichtet, welche 
zu öffentlichen Kassen das Wenigste oder gar nichts 
beitragen, weil sie eigentlich nichts haben, wovon 
sie dies gut tun könnten. Der moderne Staat und auch 
andere Gemeinwesen erblicken eben darin eine ihrer Haupt- 
aufgaben, dass sie immer mehr die Ausgleichung jener wirtschaft- 
lichen und sozialen Gegensätze, die die bisherige Entwicklung 
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der Menschheit mit sich gebracht hat, zu vermitteln suchen. Dazu 
bildet das Hauptmittel der Grundsatz, ohne den man sich mo- 
derne soziale Gemeinschaften — u.zw. nicht nur öffentlichrechtliche, 
(Staat, Land, Bezirk, Gemeinde, Handelskammer u. ä.), sondern 
hie und da auch schon rein privatrechtliche Assoziationen — 
nicht gut denken kann: der Grundsatz, dass der wirtschaft- 
lich Stärkere dem wirtschaftlich Schwächeren zur 
Seite stehen soll, oder dass jedes Mitglied in die 
gemeinsame Kasse nach Massgabe seiner wirtschaft- 
lichen Kraft einzahlen, dieaus derselben fliessenden 
Vorteile aber nach dem Masse seiner Bedürfnisse 
in Anspruch nehmen soll, also gleichmässig, inwiefern die 
allen Mitgliedern gleich gemeinschaftlichen Bedürfnisse in Be- 
tracht kommen, bei anderen Bedürfnissen derjenige mehr, der mehr 
braucht, eventuell der über weniger Mittel zu deren Befriedigung 
verfügt. 

Es stellt sich daher zweifellos das Bedürfnis als 
der richtigste, gerechteste und dem Geiste der Zeit 
am besten Rechnung tragende, ja sogar geradezu 
einzig vollgerechtfertigte Masstab für unseren 
Zweck dar. 

Allerdings ist es nicht immer leicht das Bedürfnis objektiv 
zu konstatieren, umsoweniger dasselbe genau zu bemessen. Noch 
schwieriger ist es, wenn es gilt, das Bedürfnis nicht des Einzelnen, 
sondern einer ganzen grossen Gruppe, in unserem Falle dasje- 
nige jeder der beiden Nationalitäten im Lande zu bemessen und 
mit einer womöglich genauen Ziffer auszudrücken. Dort, wo es 
überhaupt nicht möglich ist, — aber nur dort und nur soweit, 
wo und inwiefern es eben nicht möglich erscheint — muss man 
sich wohl nach einem anderen Masstabe, nach einem Surrogate um- 
sehen. Hiebei wird sich selbstverständlich dasjenige als das geeigne- 
teste Surrogat darstellen, was diesem gerechtesten Masstabe am näch- 
sten steht und mit ihm auf gemeinschaftlicher Grundlage beruht. 

Wenn sich aber das besondere Bedürfnis verschiedener Be- 
standteile, konkret gesprochen, das besondere Bedürfnis der An- 
gehörigen verschiedener Nationalitäten im Lande nicht bemessen 
lässt: was ist in diesem Falle natürlicher, als vorauszusetzen, 
dass die Bedürfnisse der zu einer oder der anderen 
Nationalität gehörigen Einzelnen im grossen und 
ganzen einander gleichkommen. Eine Million Individuen 
der einen Nationalität dürfte im ganzen eben soviel Bedürfnisse 
haben, wie eine Million Individuen der anderen Nationalität, die 
ja in demselben Lande und im wesentlichen unter ähnlichen Ver- 
hältnissen leben und streben. (Hiebei setzen wir freilich voraus, 
dass die einen wie die anderen im ganzen über so ziemlich 
gleiche Befriedigungsmittel verfügen.) Das Verhältnis des Bedürf- 
nisses aller Angehörigen der einen von den beiden Nationalitäten 
gegenüber dem Ganzen lässt sich in einem solchen Falle 
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nicht besser ausdrücken, als mit einer Ziffer, die das Verhältnis 
der Anzahl der Angehörigen der einen Nationalität zur Summe 
der gesamten Bevölkerung im Lande angibt. Mit anderen Worten: 
Das geeigneteste Surrogat des Bedürfnisses als des 
von uns zu ermittelnden Masstabes stellt die Zahl der 
Bevölkerung vor. Aber nur ein Surrogat*) steht in Rede. Nur 
dann» wenn man nicht imstande ist, das Mass des gerechtfertigten 
Anspruches einer Nationalität gegen das Land objektiv nach Ver- 
hältnis des besonderen Bedürfnisses dieser Nationalität festzu- 
stellen, nur dann wird dieses Mass am gerechtesten durch einen 
Bruchteil bestimmt, dessen Zähler die Gesamtzahl der Angehö- 
rigen derselben Nationalität und dessen Nenner die Zahl der ge- 
samten Bevölkerung im Lande ist. 

Hingegen kann die Steuerleistung der Bevölkerung, 
resp. deren Angehörigen für das geeignete Surr ogat, 
geschweige denn für den gesuchten gerechten Masstab 
selbst durchaus nicht gehalten werden. Es würde dies 
dem Zwecke und dem Charakter eines öffentlichrechtlichen Ge- 
meinwesens, als das das Land ist, widerstreiten. 

Dies hier wiederum beweisen wollen, hiesse nur die bereits 
oben angeführten Auseinandersetzungen wiederholen. Stellen wir 
uns nur vor, wohin es führen würde, wenn jeder Teil des Ver- 
waltungsganzen von diesem eben soviel zurückbekommen wollte, 
wieviel er an dasselbe selbst abführt! Dann wäre jede derartige 
Assoziation im Wesentlichen überflüssig und zwecklos. Wenn 
man aber nach dem Vorbilde der Wieserschen Praxis anerkennen 
sollte, dass dies die Deutschen dem Lande gegenüber in An- 
spruch zu nehmen berechtigt sind, wie könnte man dasselbe 
Recht anderen Gruppen, z. B. den Städten, dem Lande, den 
Fabrikanten, Kaufleuten, Handwerkern, Landwirten u. s. w. 
vorenthalten — und insbesondere anderen Nationalitäten in 
anderen Ländern oder in Böhmen selbst entziehen? Und wie 
würde es z. B. um Ansprüche der Herren Deutschen in Böhmen 
selbst mit ihrer gepriesenen Steuerleistung bestellt sein, wenn ein- 
mal — nach der von Wieser (S. 217 in der Mitte) ausgegebenen 
Losung: »das deutsche Steuergeld für den deutschen Steuer- 
zahler« — die Juden sagen wollten: »jüdisches Geld nur für 
die jüdischen Steuerträger«?! Haben auch diese natürliche 



*) Dies ist besonders dort gut im Auge zu behalten, wo es sich um 
den Masstab nur gegenüber einem von mehreren konkurrierenden Faktoren 
handelt, die gemeinschaftlich auf die Befriedigung derselben Gattung von 
Bedürfnissen hinarbeiten. Denn es kann nicht darauf vergessen werden, dass 
selbst, wenn ein bestimmtes Bedürfnis bei den beiden Landesnationalitäten, 
absolut genommen, ganz gleich wäre, aber der Staat bei dessen Befriedi- 
gung der einen Nationalität, nicht aber der anderen ausgiebig behilflich 
wäre, das Bedürfnis dieser letzteren Nationalität gegenüber dem behufs Be- 
friedigung der fraglichen Gattung von Bedürfnissen mit dem Staate kon- 
kurrierenden Lande grösser sein wird, als das Bedürfnis der ersteren, vom 
Staate protegierten Nationalität. 
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und logische Konsequenz der Wieserschen Arbeit jene »unver- 
fälschten« Deutschen in Erwägung gezogen, die über diese »wissen- 
schaftliche und' unwiderlegbare« Arbeit entzückt sind?... 

Fassen wir nun gedrängt zusammen, wozu wir in diesem 
Abschnitte gelangt sind : 

Wenn man beurteilen soll, ob eine bestimmte 
grosse soziale und Verwaltungseinheit (in con- 
creto: das Land Böhmen) ihre Vorteile auf ihre 
einzelnen Bestandteile oder grosse Gruppen 
ihrer Mitglieder (in concreto: Nationalitäten) 
gerecht aufteilt, so muss man untersuchen, ob 
sie jedem so viel gibt, wie viel er braucht ; soweit 
dies abernicht genau festzustellen ist, ist je- 
dem diesem Bestandteile nach dessen ziffermässiger 
Kraft im Lande, nie aber bloss nach dessen Steuerleistung zu 
messen. 

III. 

Und jetzt wollen wir schon etwas näher den Vorgang der 
Wieserschen Arbeit bei dem Beweise darüber verfolgen, in wel- 
chem Verhältnisse das Land Böhmen seine Vorteile zwischen die 
beiden Volksstämme verteilt. 

In diesem Abschnitte macht sich W. seine Aufgabe besonders 
bequem. Er führt ganz ruhig allerhand frasenhafte Behauptungen 
deutscher Zeitungen und Redner über die Verkürzung der 
Deutschen u. ä. ohne die geringsten Belege als un- 
zweifelhafte Fakten an^); und wo er doch einige Ziffern 
bringt/) bemüht er sich überhaupt nicht zu zeigen, 
wie er zu diesen Ziffern gekommen ist und was 
sie alles genau enthalten (welche einzelne Posten der 
Landesausgaben er den Deutschen und welche den Böhmen zu- 
gute geschrieben hat etc.) Es ist somit schwer, ihn ernsthaft zu 
verfolgen und zu kontrollieren, direkt auf Unrichtigkeiten und Fehler 
hinzuweisen, die er bei seiner Rechnung begangen hat. Wie ge- 
sagt, ein sehr bequemer Standpunkt. Und so »wissenschaftlich« 
ist er, dass er auf der ganzen Welt den Gegnern das Recht gäbe, 
sich über derartige Ausführungen einfach hinwegzusetzen, we- 
nigstens soweit, soweit sie nicht klar belegt und direkt kontrollier- 
bar sind. Bei uns hat aber die deutsche Öffentlichkeit diese 
Erörterungen nicht nur ohne jede Kritik, sondern mit Jubel auf- 
genommen und zieht aus ihnen, über deren » Wissenschaftlich - 
keit« und »Unwiderlegbarkeit« erfreut, wenn möglich, noch küh- 
nere politische Schlussfolgeiungen, als Wieser selbst. 



5) Z. B. gleich auf S. 206 oben, 207 unten, 215 unten, 216 oben etc. 
®J Z. B. in Ansehung des deutschen Anteiles an einzelnen grossen 
Gruppen der Landesausgaben, S. 212—214. 
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Und wie die Dinge bei uns schon liegen, bleibt uns nichts 
anderes übrig, als sich demütig zu beugen, für die Herren 
Deutschen die Beweislast zu übernehmen und dort, wo sie im 
vorhinein genau nachzuweisen gehabt hätten, was sie behaupten 
und woher sie ihre neuen Postulate ableiten, müssen wir im 
Gegenteil mühsam ihre unbelegten Aufstellungen widerlegen 1 
Mühsam müssen wir vorerst selbst erheben, wie sie überhaupt 
zu ihren Ergebnissen gelangen konnten, und erst dann können 
wir unsere Gegenbeweise ins Treffen führen. Eine Sysiphusarbeit. 
Denn selbst wenn wir diese Aufgabe auf das beste durchgeführt 
haben, die ungenannte, bei uns allmächtige deutsche Journalistik 
und — nach den letzten Erfahrungen muss leider hinzugefügt wer- 
den — auch ihre gleich werte Gefährtin, die sogen. »Wissenschaft« 
mancher unserer Deutschböhmen, wird sie entweder totschweigen 
oder wiederum ohne Argumente für — widerlegt erkläret ! (Vgl. die 
Wiesersche »Widerlegung« von Einwendungen des Prof. Talif !) — 

Dr. Wieser unterscheidet bei den Landesausgaben vor allem 
deren Zweck von deren Mitteln. National kann dieselbe 
Ausgabe dem Zwecke nach der einen und den Mitteln nach der 
anderen Nationalität zustatten kommen (z. B. Erledigung von 
Akten aus deutschen Bezirken durch böhmische Beamte.) 

W. behauptet — selbstverständlich ohne Be- 
lege — , dass auch die für die deutschen Zwecke 
bestimmten Landesausgaben nach ihren Mittehi z .u- 
gunsten der Böhmen verwendet werden, denen 
sie Lebensstellung und Verdienst geben. 

Inwiefern dieser Vorwurf die Landesbeamten und Bedien- 
steten anbelangt, möchte es genügen, einerseits einzuwenden, 
dass es unter ihnen noch jetzt einen verhältnismässig — 
d h. mit Rücksicht auf das Verhältnis beider Landesnationali- 
täten — grösseren Prozentsatz der Deutschen gibt, als dies wäh- 
rend der deutschen Regierung bezüglich der Böhmen der Fall 
war oder als die Deutschen den Böhmen im zu ^4 böhmischen 
Mähren geben, andererseits auf das eigene Geständnis Wiesers 
(S. 207) zu verweisen, dass die Deutschen um ähnliche Stellen 
bisher fast nicht angehalten haben, sei es, dass sie bessere Exi- 
stenzen anderwärts fanden, sei es, dass ihnen ungenügende sprach- 
liche Kenntnisse hiebei im Wege standen; ja W. bestätigt aus 
eigener Erfahrung (auf derselben Seite), dass von deutschen Par- 
teiführern direkt dagegen agitiert wurde, dass die Deutschen in 
solche Stellungen eintreten.') 



') Für die Art und Weise des Kampfes Wiesers ist es charakteristisch, 
dass er gleich nach diesem Geständnisse fortfährt: Trotz alledem besteht 
nicht der geringste Zweifel darüber^ dass die Deutschen gegen Gebühr 
verkürzt sind, soweit die Landesbeamtenschaft in Betracht kommt! 
Wir unglücklichen Böhmen verkürzen daher arme Deutsche auch dann, wenn 
wir ihnen Stellen nicht geben, um die sie — nicht anhalten!! 
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Allein W. wiederholt überdies aus der Reichenberger »Deut- 
schen Volkszeitung«, dass den Deutschen (selbstverständlich in 
Böhmen) 421 Landesbeamtenposten mit jährlich 1,200.000 K Ge- 
haltsgeldern und sogar 4817 Staatsbeamtenstellen mit jährlichen 
12Vs Mill. K Einkommen entzogen sind.®) 

Um klar zu legen, was für Ziffern Prof. W. durch deren 
Aufnahme in seine »wissenschaftliche« Arbeit einigermassen die 
Punze aufdrückt, mögen hier einige andere Ziffern stehen. In der 
Statistik der Organe der örtlichen Selbstverwaltung in Böhmen, die in 
unserem statistichen Landesbureau unter der Presse ist,®) erscheint 
es unter anderem angeführt, däss die Zahl der gesamten Landes- 
beamten in Böhmen Ende 1900 707 betrug und die Gesamt- 
summe ihrer fixen Dienstbezüge sich mit 2,229.934 K berechnete. 
Hiebei aber werden (auf Grund eines Beschlusses der Konferenz 
für die Selbstverwaltungsstatistik) nicht nur Beamte im gewöhn- 
lichen weitesten Sinne des Wortes, sondern auch andere Organe 
für höhere Dienstverrichtungen miteinbezogen, mögen sie nur 
zeitlich, gegen Vertrag, gegen Remuneration oder Taggeld an- 
gestellt und mag auch ihre Hauptbeschäftigung eine durchaus 
andere sein. Insbesondere sind darin mitinbegriffen auch Diur- 
nisten, Förster, Geistliche, Musik-, Tanz-, Fecht- und Reitlehrer, 
Organisten, Klassen-Hebammen, Mahler in den Landestheatern, 
Lehrer sämtlicher wirtschaftlichen Schulen, auch derjenigen, die 
vom Lande nur unterstützt werden (Haushaltungs-, landwirtschaft- 
licher, Wein- u. Obstbauschulen, Winter- und Molkereischulen). 

Die amtlich festgestellte Zahl dieser aller hat nicht 
mehr — als 707 betragen; dass es darunter und zwar auf best- 
besoldeten Stellen Deutsche zur Genüge gibt, weiss vielleicht doch 
auch Prof. W.; und wenn er dies nicht weiss, so hätte er sich 
leicht informieren können (den Status der Landesbediensteten und 
die Informationen über deren Nationalität hätte er ganz leicht 
zur Hand bekommen können). Trotzdem führt er nur mit schüch- 
terner Bemerkung über die Unmöglichkeit einer Kontrolle, es 
werde »berechnet«, dass die Deutschen nach Verhältnis der 
Bevölkerung im Lande um — 421 Landesbeamtenstellen ge- 
bracht sind (»ihnen entzogen sind«)! Aus der Gesamtsumme 
707 macht 421 mehr als 59% aus — um so viel können unsere 
Deutschen doch nicht gebracht sein, die ja auch nach der famosen 



') Heuchlerisch behauptet er, dass er nicht in der Lage ist, diese 
Rechnungen zu überprüfen. Hier dürfte es leichter möglich sein, als bei 
zahlreichen anderen Schätzungen Wiesers; wenn sich W. in Wahrheit von 
der Richtigkeit einer so auffallenden Aufstellung nicht überzeugen konnte 
oder nicht wollte, so hätte er sie — ohne Anführung seiner eigenen Ziffern 
darüber — überhaupt nicht in seine »wissenschaftliche« Arbeit aufnehmen, 
sondern höchstens davon in einer Anmerkung Erwähnung machen sollen. 

^) d. i. zur Zeit der Verfassung des vorliegenden Aufsatzes^ bis Anfang 
April 1904; bevor dieser Aufsatz in Druck gelegt wurde, wurde die fragliche 
Statistik bereits herausgegeben (vide Mitteilungen des statistischen Landesamtes, 
B. V, Heft 2). 



79 



Volkszählung nach der Umgangssprache bloss 37% der Einwohner 
Böhmens vorstellen und überdies von jenen 707 Stellen einen 
guten Perzentsatz durch ihre ausgesprochenen Parteigänger und 
weitere 7o durch neutrale Leute besetzt halten, die jetzt, unter 
böhmischer Regierung, weder zu den Böhmen noch zu den 
Deutschen halten, ihre Kinder aber nicht selten deutsch er- 
ziehen! 

Gleich schwer ist es, der wenn auch von Prof. W. wissenschaft- 
lich punzierten Behauptung zu glauben, dass den Deutschen bei 
den Dienst bezüge;i der Landesbeamten in Böhmen 1,200.000 K 
entgehen, was doch fast 547o des auf sämtliche jene 
Landesorgane für höhere Dienstleistungen entfallenden Dienst- 
einkommens ausmacht. Wie viel 7o müssten sie da in Anspruch 
nehmen, wenn ihnen 547o der Gesamtsumme entgehen sollten! 

Gegen die allfällige Einsprache, dass ich Daten von Ende 1900 
bringe, kann schon von vornherein repliziert werden, dass Wieser 
es überhaupt unterlässt anzugeben, welches Jahr jene Berech- 
nung der Deutschen Volkszeitung betrifft; aber selbst, wenn sie 
das Jahr 1903, in dem sie erschienen ist, treffen sollte, würden 
ihr gegenüber unsere Daten nicht ihren Wert einbüssen. Denn 
einerseits ist es klar, dass binnen 2 — 3 Jahren die Anzahl und 
die Dienstbezüge der Landesbeamten nicht in dem Masse zu- 
genommen haben, dass diese so horrenle Berechnung gerecht- 
fertigt werden könnte, anderseits erscheint der Zuwachs dieser 
2 — 3 Jahre zweifellos dadurch aufgewogen, dass unsere Daten 
auch solche Elemente in den Kreis der Landesbeamtenschaft mit 
einbeziehen, die gewiss niemand anderer zu den Landesbeamten 
zählen würde. Schliesslich ist es auch bekannt, dass die Deutschen 
in der jüngsten Zeit ihre Taktik geändert haben und dass sie 
sich in den Landesdienst zu melden anfangen, was sie früher — 
wie W. selbst zugibt — nicht getan haben; ferner ist es auch 
bekannt, dass unsere böhmische Majorität, nur um den Deutschen 
jede Gelegenheit zur Beschwerdeführung zu benehmen, mit gross- 
tem Entgegenkommen dem deutschen Bewerber, wenn sich nur 
einer meldet, vor den böhmischen, wenn auch besser qualifizierten 
Bewerbern den Vorzug gibt.^°) 

Ich will allerdings mit all'dem nicht sagen, dass die Deutschen 
in den Reihen der Landesbeamtenschaft soviel Mitglieder zählen, wie- 
viel ihrer Bevölkerungsquote im Lande Rechnung tragen würde.^^) 



^°) So fand nach 1900 (und daher kommt sie in unseren Daten noch 
nicht vor) eine Reihe von neuen deutschen Beamten selbst im wichtigsten 
Fache, in die Reihe der Konzeptsbeamten Aufnahme; und es wären noch 
mehrere aufgenommen worden, wenn sie sich nur gemeldet hätten. 

") Ich fürchte nicht genaue Ziffern zu bringen, obzwar dies wieder nur 
eine Übernahme der Beweislast für die bequemen Herren Deutschen bedeutet, 
und ich überdies weiss, dass die letzteren aus meinen Daten Kapital heraus- 
schlagen werden: Unter den oben erwähnten 707 Landesorganen für höhere 
Dienstleistungen von Ende 1900 waren nach den verlässlichsten und durchaus 
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Aber ich behaupte und habe dies bewiesen, dass es lächerlich 
übertrieben ist, was sie diesbezüglich als ihr vermeintliches »Un- 
recht« berechnet haben. Von einem Unrecht kann hiebei über- 
haupt nicht die Rede sein; denn die ungenügende Vertretung 
der Deutschen unter der Landesbeamtenschaft in Böhmen haben — 
wie W. selbst zugesteht — nicht die Böhmen, sondern die Deut- 
schen selbst u. zw. damit verschuldet, dass sie sich in den Landes- 
dienst überhaupt nicht gemeldet haben. Es stellt sich somit 
auch dieses Jammergeschrei der Deutschen überhaupt und Wiesers 
insbesondere als — eine Heuchlerei dar, so wie es ihre Be- 
schwerden gegen ihre Bedrückung von unserer Seite in der Regel 
überhaupt sind. 

In BetreiBF der Lieferungen und des sonstigen vom 
Lande gewährten Erwerbes bemängelt Wieser nur im Bausch und 
Bogen, dass sie »grösstenteils« an die Böhmen gehen ; er bemüht sich 
freilich nicht, dies zu beweisen. Es wäre daher wiederum möglich, 
sich über diese Einwendung einfach hinwegzusetzen, bevor er sie 
nicht begründet hat. Aber damit die Sache schon im vorhinein ab- 
getan werde, genügt es darauf hinzuweisen, dass, wenn die Landes- 
lieferungen, Bauführungen u. ä. wirklich »grösstenteils« an die Böh- 
men vergeben würden, dies in einem Lande mit einer ^s böhmischen 
Majorität wohl kein Unrecht wäre. Prof. Wieser möge sich lieber 
ein wenig bei seinen Landsleuten in Mähren, Schlesien und 
anderswo, wo sie am Rudel sind, umsehen: Missbrauchen 
sie denn nicht ihre Machtstellung in unvergleichbar ärgerem 
Masse auch wirtschaftlich zum Nachteil der Minorität oder gege- 
benenfalls auch der Majorität, die sie beherrschen? Oder er möge 
einen Blick in die nicht so entlegene Vergangenheit in Böhmen 
selbst zurücksenden, , solange die Deutschen hier die Zügel der 
Herrschaft innehatten 1 



objektiven Informationen wenigsten 102 ausgesprochene Deutsche, (mit jähr- 
lichen 406.430 K fixen Dienstbezügen), was an den Personen 14-40/,, und 
den Bezügen 18*2 7o ausmacht, und ausserdem 29 (= 4* P/o) durchaus ne- 
utrale Personen, die es jetzt weder mit den Böhmen, noch mit den 
Deutschen halten und 122.683 K (= 5*5%) Gehalt beziehen. Rechnet man 
diese »Neutralen« den Deutschen wenigstens zur Hälfte zu, so halten die 
Deutschen unter den Landesbeamten (im obigen Sinne des Wortes) wenig- 
stens 16;57o an Personen mit 21 ^'o an Gehaltsgeldern besetzt. Wenn man 
der Ansicht wäre, dass die Deutschen auf soviel 7o ^er Landesbeamten An- 
spruch haben, wieviel 7o sie selbst in der Landesbevölkerung ausmachen, 
und selbst, wenn man dieses letztere Prozent aus der Statistik der Umgangs- 
sprache entnehmen würde, obzwar dies nach den Beweisen der Deutseben 
selbst kein verlässlicher Masstab der nationalen Verhältnisse ist und speziell 
die Deutschen in Böhmen wider Gebühr begünstigt (cf. Beweise von Mein- 
zingen, Rauchberg u. a.), — auch dann würden die Deutschen nur 20*87o an 
Personen und 16B7o an Dienstbezügen einbüssen, was in absoluten Zahlen 147 
Personen und 363.000 K Gehalt bedeutet, also weniger als ein Drittel 
von dem, was Wieser der D. V. Z. nachsagt! Mit anderen Worten: D. V. 
und nach ihr Wieser haben die vermeintliche Einbusse der Deut- 
schen auf diesem Gebiete im geringsten »nur« um — mehr als 
2007o vergrÖBsert! 
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Wir besitzen diese Fähigkeit — die politische Macht auch 
auf dem wirtschaftlichen Gebiete rücksichtslas auszunützen — 
nicht (fast sollte man hinzufügen: leider!). Beweise könnte man 
in dem Landeshaushalte der letzten (sog. »böhmischen«) Jahre 
mehr als genug sammeln. Ich möchte nur die Vergebung des 
Baues von Lokalbahnen, somit der finanziell gewichtigsten Landes^ 
lieferungen erwähnen. Wie viele sind an deutsche Firmen, mitunter 
auch in rein böhmischen Gegenden (z.B. die Tra^e Sudomöf-Altpaka) 
vergeben worden, dessenungeachtet, dass wir bereits eine Reihe von 
böhmischen Unternehmungen dieser Art besitzen 1 Und bei Liefe- 
rungen des Rohmaterials für die vom Lande gebauten Lokalbahnen, 
also wiederum bei den grössten, in die Millionen gehenden Landes- 
lieferungen, sind die Deutschen sogar in enormem Vorteile uns 
Böhmen gegenüber. Schwellen liefern sie wenigstens mit 907o 
(Brummel, Wedeies & Zentner, Stransky, W. Liebstein, Markus 
Stein, Rudinger & Löwy), das Schienenmaterial bis auf einen Teil 
von Schrauben und Nägeln zur Gänze (Zentralverkaufsbureau 
der Prager Eisenindustriegesellschaft; Eisenwerk Libschitz), die 
Lokomotiven und Fahrwerke ebenfalls zur Gänze bis auf ganz un- 
bedeutende Ausnahmen etc. etc. 

Aber auch auf anderen Gebieten werden eben die grössten 
Lieferungen auch während der böhmischen Ära grossenteils an 
deutsche Firmen vergeben; ich möchte nur z.B. von der Etablierung 
der Zentralheizung, die fast in allen Landesgebäuden, ja sogar 
in unserem Nationaltheater an Deutsche vergeben wurde, ähnlich 
von der Einrichtung des Gaswerkes in der Dobfaner Landes- 
irrenanstalt u. f., oder von Lieferungen von Textilprodukten für 
Landesanstalten welcher Art immer etc. Notiz nehmen. Selbst- 
verständlich könnte man auch in geringfügigeren Sachen eine Reihe 
von schlagenden Beweisen anführen, wie den Deutschen auch 
während der böhmischen Herrschaft aus den Landesgeldern Erwerb 
und Verdienst gegönnt wird, in einigen Fächern nur den Deut- 
schen, obzwar auch in diesen Fächern ein Überschuss an böhmischen 
Bewerbern vorhanden ist; so wurden z. B. alle Malerarbeiten 
in Landesgebäuden an den Deutschen Rzihowski; Buchbinder- 
arbeiten früher alle, jetzt wenigstens alle für den Landtag an den 
Deutschen Rost vergeben; alle Kerzen, auch für das National- 
theater, liefert die Wiener deutsche Firma »Apollo«, Schreib- 
requisiten wurden früher insgesamt und werden bisher grossen- 
teils von Haase bezogen, Drucklegung wird bisher noch an solche 
rein deutschen Firmen, wie Haase^ Kuh oder Mercy Sohn sind, 
vergeben, Bücher werden noch auch von Calve bezogen etc. etc., — 
von den Lieferungen der deutschen Sektion des Landeskulturrates 
abgesehen, die doch auch aus den Landesgeldern bezahlt und 
bisher ausschliesslich an Deutsche vergeben werden 1 

Unter solchen Umständen kann nur die naive Unkenntnis 
der Sache oder der hetzerische Böswille unseren Landesfinanzen 
den Vorwurf machen, dass sie >mit deutschen Geldern den 

Die nationale Steuerleistung und der Landeshaushalt im Kön. Böhmen. Q 
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böhmischen Boden befruchten« ; beides ist einer »wissenschaft- 
lichen« Arbeit eines angesehenen deutschen Professoren wenig 
würdig I 

IV. 

Nach den Mitteln tun also die Landesausgaben den 
Deutschen kein Unrecht. Wie steht es mit deren Zweck? 

Wieser macht den Versuch, das Landespräliminare 
ür das Jahr 1902 »national zu lesen«. 

Das Endergebnis seiner Berechnungen — auf die Einzelheiten 
werden wir noch gründlich zurückkommen — lautet: Der 
deutsche Anteil an den Landesausgaben rechnet sich 
mit nicht ganz 37^/o (36*857o). also etwas unter der Bevölke- 
rungsquote heraus; der kleine Abbruch, den der Voranschlag von 
1902 für die deutsche Rechnung aufweist, kann nicht weiter in 
Betracht kommen und gleicht sich, wenn man eine Reihe von 
Jahren durchprüft, vielleicht sogar aus. Jeder Nationalität 
komme daher aus den Landesausgaben annähernd 
eben soviel zu, was der Zahl ihrer Angehörigen im 
Lande entspricht (S. 214 u. 215.) 

Schon dieses Ergebnis der Wieserschen Berechnungen könnte 
uns Böhmen und den für den Landeshaushalt derzeit verant- 
wortlichen Kreisen Genugtuung verschaffen. Aus mehreren Grün- 
den. Erstens deshalb, dass jede Majorität, die die Anerken- 
nung ihrer Gerechtigkeit gegenüber der mit ihr verbundenen Mi- 
norität anstrebt, sich zweifellos zu einem solchen Geständnisse 
des Gegners gratulieren möchte. Denn die Zahl der Angehörigen 
ist — wie bereits erörtert — nach dem Bedürfnisse der richtigste 
und gerechteste Masstab für die Aufteilung der Vorteile jedes 
beliebigen Verwaltungsganzen. Zweitens deshalb, weil das Be- 
dürfnis, also der noch gerechtere Masstab, uns Böhmen recht- 
fertigen würde, einen noch höheren Anteil vom Lande in An- 
spruch zu nehmen — wie unten gezeigt wird; wenn wir uns 
daher, als die derzeit den Landeshaushalt angeblich beherrschende 
Majorität, doch mit jenem kleineren Anteile zufriedengeben, so 
liegt darin ein Grossmut, für den wir uns wahrlich nicht schämen 
müssen. Und drittens deshalb, dass der angegebene Prozentsatz 
in Wirklichkeit mehr als den auf die Deutschen Böhmens nach 
dem wahren Verhältnisse der Bevölkerung entfallenden Anteil 
bedeutet, weil es in Böhmen weniger Angehörige der deutschen 
Nation als Leute mit konstatierter deutscher Umgangssprache 
gibt, wie dies die Deutschen selbst bewiesen haben. 

Umso mehr könnten schon mit diesem Resultate unsere 
Deutschen zufrieden sein. Wenigstens wir Böhmen würden überall, 
wo wir den Deutschen gegenüber in Minderheit sind, dem Himmel 
inbrünstig danken, wenn uns unsere Widersacher soviel aus den 
öffentlichen Fonden zuteil werden Hessen, was der Zahl unserer 
Landsleute in der betreffenden Bevölkerung entspricht! Ganz und 
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gar, wenn sie dies dort tun wollten, wo wir in nur künstlicher 
Minorität sind, z. B. in Mähren, Schlesien, Böhm. Budweis etc.l 

Überdies ist jenes Resultat Wiesers auch nicht frei von 
Mängeln und von der Vorschubleistung zugunsten der Deutschen. 

Mangelhaft ist vor allem seine Grundlage. Stützt ja Wieser 
die betreffenden Ausführungen lediglich auf den Landesvoranschlag, 
und zwar einen einzigen, das einzige Jahr 1902 betreffenden Vor- 
anschlag, den er sich ganz willkürlich und ohne jede Begründung 
ausersehen hat.") 

Damit, dass er seinen statistischen Nachweisungen und Aus- 
führungen ein einziges Jahr zugrunde gelegt hatte, hat W. einen 
Fehler begangen, der beim Wieser Gelehrten geradezu unbe- 
greiflich wäre, wenn ihn der Wieser National nicht erklären würde. 
Eine der Grundregeln der statistischen Wissenschaft bildet doch der 
Grundsatz, dass Daten eines einzigen Jahres ^^ nur ein Material sehr 
relativen Wertes liefern, aus dem einige allgemeine, insbesondere 
aber grundlegende und weitgehende Erkenntnisse abzuleiten nicht 
nur gefährlich, sondern wissenschaftlich geradezu unzulässig ist. 
Es hätten in dem einzigen Jahre Umstände vorliegen können, die 
zufälligerweise das gewöhnliche Gleichgewicht beträchtlich ver- 
letzen, die gewöhnlichen Verhältnisse vielleicht ins Gegenteil ver- 
kehren, aus der Regel eine Ausnahme und aus der Ausnahme 
die Regel machen könnten. Erst in einer längeren Reihe von 
Jahren wiegen sich diese Zufälligkeiten einander auf oder sie ver- 
schwinden und die wirkliche Regel kommt zur Geltung. Erst aus 
dem Vergleiche von Daten aus einer angemessen langen und 
womöglich organisch geschlossenen Reihe von Jahren lässt sich 
diese Regel ableiten, lassen sich verlässliche Schlussfolgerungen 
ziehen; darum ist ^ in der Theorie der Statistik als Grundregel 
das Gesetz der sog. »grossen Zahl« aufgestellt worden. J| 

Dieses Gesetz wurde somit durch das geschilderte 
Vorgeben Wiesers grob verletzt. Dieser methodische 
Fehler Wiesers ist im vorliegenden Falle um so grösser und um so 
weniger zu rechtfertigen, als auf diesem Gebiete genaue Daten 
aus mehr alsJ40 Jahren vorhanden und leicht zugänglich sind. 



*^) Sollte er sagen, dass er selbstverständlich den letzten Vor- 
anschlag genommen hat, so ist einzuwenden, dass in einem im D e- 
z e m b e r 1903 erschienenen Artikel wohl bereits das Präliminare 1903 hätte 
respektiert werden können; zumal wenn dieser Artikel alles in allem nur 
paar Ziffern enthält, die sich ganz leicht nach dem neuen Voranschlage 
umrechnen Hessen. Zu behaupten, dass das Jahr 1902 wegen Übereinstim- 
mung mit dem ersten Abschnitte der Arbeit gewählt wurde, geht einfach 
aus dem Grund nicht an, dass auch dieser erste Teil der Arbeit die Zeit- 
einheitlichkeit nicht berücksichtigt, wie bereits erwiesen wurde. (Cf. den 
Artikel des Dr. 2ivanskJ in der >Novä öeska revue«, Jahrgang I. S. 230 ff.) 
^') Oder einer anderen Zeiteinheit. Im gegebenen Falle ist ein Jahr 
wirklich bloss eine Einheit, indem es hier sowohl als eine Verwaltungs-, 
wie auch als eine Rechnungsperiode gilt. 
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Ausserdem wären hier leicht anzuwenden positive Daten über 
die wirklichen Rechnungsergebnisse und nicht einigermas- 
sen immer fiktive Daten, wie dies bei den Daten der Voran- 
schläge^s) der Fall ist. Was für einen Einfiuss dies auf die Ge- 
samtsummen sowie auf die Verhältniszahlen ausgeübt haben mag, 
sei wenigstens an einem Beispiele gezeigt : ^*) Der Sachaufwand 
für Eisenbahnen wurde in das Landesbudget pro 1902 mit 3,154.800 K 
eingestellt. Nach den Rechnungsabschlüssen für dieses Jahr betrug 
er aber nur 2,200.576 K 20 h, und überdies sind darin noch zwei 
Ausgabenposten (im ganzen 162.500 K) mit inbegriffen, die auf 
Rechnung des Jahres 1901 verausgabt, somit in jener veranschlagten 
Summe nicht enthalten sind. An den für die Eisenbahnen pro 1902 
praeliminierten Sachausgaben wurden daher 1,116.723 K 80 h, oder 
um viel mehr als ein volles Drittel erspart. Dessenungeachtet stellt 
Wieser in seine Berechnungen jene volle Voranschlagssumme ein ; 
es fällt dies um so mehr ins Gewicht, als eben diese Gattung der 
Landesausgaben ihm zu den grössten Beschwerden Anlass gibt und 
für ihn die ausgiebigste und vielleicht einzige Stütze für die Her- 
abdrückung des deutschen Anteiles an den Landesausgaben über- 
haupt bildet. 

Sehen wir nun aber, ob Wieser wenigstens auf der einmal 
gewählten, wenn auch methodisch noch so mangelhaften Grundlage 
seine Rechnung genau und richtig macht. 

Bei seinem »nationalen Lesen« des Landesvoranschlages für 
das J. 1902 teilt W. die Landesausgaben im ganzen in 6 Gruppen 
ein. ^*) Nach einem besonderen Schlüssel teilt er national nur zwei 
von ihnen auf, die erste und die zweite. 

Aus der ersten Gruppe, Aufwand für das öfltentliche Volks- 
schulwesen, teilt er auf diese Art eigentlich nur zwei Posten auf, näm- 
lich : a) den ordentlichen Beitrag aus dem Landesfonde den Bezirks- 
schulfonden und b) die Bausubventionen fiir Volksschulen. Für den 
ersteren Beitrag hat er sich den Schlüssel in dem »definitiven Sum- 



") Nota bene eines noch nicht genehmigten Voranschlages, so, 
wie derselbe als ein Antrag des Landesausschusses in Druck gelegt wurde, 
nicht mit den von dem Landtage bei Genehmigung vorgenommenen Ab- 
änderungen. Wieser bezeichnet in seiner wissenschaftlichen Korrektheit die 
Quelle seiner Berechnungen überhaupt nicht; dass er aber den noch nicht ge- 
nehmigten Voranschlag benützte, darauf schliesse ich daraus, dass der 
genehmigte Voranschlag für das J. 1902 in seinen Ausgaben auf 52,429.708 K 
gestiegen ist, während die Gesamtsumme desjenigen, was alles W. anführt, 
nicht einmal volle 49 Mill. K ausmacht. Ausserdem wurden bei der land- 
täglichen Genehmigung des Voranschlages einige Änderungen zu Gunsten 
der Deutschen vorgenommen ... I 

^*) Ein anderes der Ziffer nach kleineres aber doch auch interessantes 
Beispiel möge hier wenigstens unter der Linie stehen: Die in dem Vor- 
anschlage schon durch eine Reihe von Jahren vorkommende Post: »Unter- 
stützungen für Landwirte aus Anlass von £lementarschäden,c jährl. 30.000 K, 
wurde bisher (d.h.bis April 1904) noch niemals, auch nicht teilweise, ausgezahlt. 

") Den fast wortgetreuen Inhalt dieses wichtigsten Abschnittes der 
betreffenden Wieserschen Ausführungen siehe oben S. 23 u. 24. 



85 



marium der Voranschläge* derselben Fonde für das J. 1902, ver- 
öfifentlicht in dem Berichte des Landesausschusses über den Zustand 
des Volksschulwesens im Königreiche Böhmen für das J. 1901, ge- 
funden ; nach demselben rechnet er aus diesem Gesamtbetrage per 
23*54 Mill. K den Böhmen 14-37 Mill. K,^«) d. i. den nach die- 
sem Voranschlagssummarium auf die böhmischen Schulbezirke 
entfallenden Beitrag zu; den deutschen auf dieselbe Art 9*17 Mill. K 
oder 38*967o« Die Bausubventionen für Volksschulen teilt er dann 
nach dem Durchschnitte der Jahre 1901 — 1903 folgendermassen 
auf: den Böhmen rechnet er 64*3, den Deutschen 35'77o zu. Aus 
den übrigen Posten des Landesvoranschlages für das Volksschul- 
wesen erwähnt er nur noch den Beitrag zum Lehrerpensions- 
fonde; er führt aber über denselben nur an, dass er in dem zit. Be- 
richte des Landesausschusses einheitlich verrechnet (d. i. nicht nach 
den Nationalitäten gesondert) erscheint, und deshalb lässt er ihn 
einfach beiseite (»wenn wir von dem letzteren absehen« . . .)• 

Von grösstem Interesse ist für uns die zweite Wiesersche 
Gruppe; denn auf sie allein beschränkt Wieser später seine Kla- 
gen. Er fasst in derselben Ausgaben zusammen, »für die der 
Landesvoranschlag selbst die nationale Zuteilung verfügt oder die 
dem Landtag überhaupt unmittelbar national verrechnet werden« 
(S. 213 oben) und die »vom Landtag selber zwischen die beiden 
Volksstämme nach freiem Ermessen aufzuteilen sind« (S. 215 
unten). Wie bei keiner der folgenden Gruppen, rechnet W. auch 
hier nicht genau und taxativ aus, welche Posten er hineinbezogen 
hat, sondern er führt nur demonstrativ an, dass hieher »zum 
Beispiel« : Subventionen auf Lokalbahnen, zahlreiche Ausgaben 
für Landeskultur und Unterstützungen für Kunst und Wissenschaft 
zählen; im ganzen 596 Mill. K; von denen nur 1*7 Mill. K oder 
28*67o ausschliesslich deutschen Interessen zugewendet werden 
sollen. Wie er zu den letzteren Zahlen gelangt ist, gibt Wieser über- 
haupt nicht an. Es ist daher anzunehmen, dass er von den hieher 
einbezogenen Posten eine nach der anderen geprüft und über jede 
selbst entschieden hat, ob sie den Deutschen gehört oder nicht, 
dass er die deutschen sodann zusammen gerechnet und durch 
den Vergleich dieser Summe mit der Gesamtsumme jene deut- 
schen 28*6 Prozente gewonnen hat.'^) 



18) Wieser führt eigentlich 13*87 an, aber ea ist dies offenbar nur ein 
Druckfehler, da die Summe (23-54 Mil. K) sowie die Perzente richtig an- 
gegeben erscheinen. 

*^) Ich hege den begründeten Verdacht, dass er auf das deutsche Conto 
nur solche Posten angesetzt hat, die offenbar und unbestritten zur Gänze 
den deutschen Interessen zu dienen haben, dass er aber nicht auf dieselbe 
Art auch jene behandelt hat, die den Böhmen angehören Denn nur so war 
es möglich, zu einem so niedrigen deutschen Perzentsatze zu gelangen ; nur dies 
kann offenbar auch erklären^ dass hiebei der böhmische Prozentsatz über- 
haupt nicht angegeben wird. W. überlässt es aber ruhig dem Leser, wenn er 
denselben in der Ergänzung des deutschen Prozentes auf 100 erblicken will, 
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Die weiteren drei Gruppen (3., 4. und 5. — was sie enthalten, 
siehe oben S. 24) teilt er nach »der Bevölkerungsquote s aiuf, 
d. h. er rechnet hiebei zweifelsohne dep Deutschen soviel % zu, 
wie viele Personen mit deutscher Umgangssprache in der anwesen- 
den einheimischen Bevölkerung bei der letzten Volkszählung gezählt 
wurden. 

Hierauf summiert er die Ausgaben aller dieser fünt Gruppen 
sowie die deutschen Anteile daran und so gelangt er zum deut- 
schen Anteile an den Landesausgaben überhaupt : mit nicht vollen 
37, genau 36'857o- Nach demselben Schlüssel teilt er dann die 
»noch übrigen Ausgaben« auf, vor allem die Verwaltungskosten 
und Landesschuldenzinsen. 

Damit ist seine »nationale Lektüre< des Voranschlages für 
das J. 1902 beendet. Zugleich ist damit auch die einzige Berechnung 
in diesem ganzen Abschnitte seiner Arbeit geschlossen, wenn man 
von 3 Ziffern auf S. 207 unten und von einem späteren unbedeu- 
tenden Schlusskalkul, der unten besprochen wird, absieht. 

Betrachten wir nun jene Berechnung ein wenig des näheren. 

Vor allem ergänzen wir sie überall dort, wo Wieser entweder 
nur relative Zahlen (%) oder nur den Anteil der einen Nationalität 
angibt; insbesondere ergänzen wir sie auch durch die Summe der 
absoluten Zahlen. Dabei nehmen wir für die deutsche »Bevölkerungs- 
quote«, eigentlich daher den deutschen Anteil an der gesamten 
Bevölkerung Böhmens, jenen Perzentsatz an, der in den Ergeb- 
nissen der letzten Volkszählung für die anwesende Bevölkerung 
Böhmens mit deutscher Umgangssprache ausgerechnet 
erscheint Es ist dies freilich kein richtiger Masstab der Nationali- 
tät, aber es steht ausser Frage, dass dies Wieser mit seiner »Be- 
völkerungsquote« meint. Nach dem Öster. Statist. Handbuch 1902 
sind dies 37*267o* Für die böhmische Quote nehmen wir aber 
die volle Ergänzung dieses deutschen Perzentsatzes auf 100 an, 
somit 62*74, obzwar nach derselben Quelle auf die böhmische 
Umgangssprache nur 62 687o entfallen; es ist aber nicht zu be- 
zweifeln, dass Wieser hier, wo dies uns zum Nachteile ge- 
reicht, unsere Quote bereitwilligst gesteigert hat, um die betref- 
fenden Voranschlagssummen voll erschöpfen zu können. Weil wir 
ihn aber in dieser Hinsicht nach Tunlichkeit treu verfolgen wollen, 
um zu zeigen, dass seine Rechnung auch so unrichtig ist,, nehmen 
wir deshalb jene uns in doppelter Richtung ungünstigen Quoten auf. 

Nach Ergänzung bietet sich das nachstehende Bild dar (die 
von uns ergänzten Ziffern, die von Wieser nicht angeführt werden, 
sind kursiv oder halbfett gedruckt): 



obzwar darunter auch national zweifelhafte und gemischte Posten vorkommen; 
ja er (Wieser) selbst schreibt später bei seinen weiteren Berechnungen den 
Böhmen diese volle Ergänzung zugute. 
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DieGe- 

Von den in die nächste- entfallen auf samt- 

henden Wieserschen Grup- böhmische ^^^^ deutsche X« 

pen einbezogenen Ausgaben Mill K «//^ Müf K 7, na^^w.' 
l.a)(der ord. Beitrag den ^ f^^' 

Bez.-Schul-Fonden) . 14-37 6103 917 38-96 23'54 
b) (Bausubventionen f. die 

Volksschulen) ... 0193 64*3 0107 35-7 0*3 

2. (Lokalbahnen, Landes- 
kultur, Kunst, Wissen- 
schaft etc.) ..... 4-26 71-4 Vi 28-6 596 

3. (Krankenhäuser u. dgl., 
Zwangsarbeitsanstalten 

u. dgl.) &02 6274 555 37*26 9*6 

4. (Subventionen bei Ele- 
mentarereignissen oder 
auf kleinere Strassen- u. 

Wasserbauten u. dgl.) 11 6274 0'65 37'26 1-75 

5. (Militär, Gendarmerie, 
gemeinschaftl. Kunst- 
zwecke u. dgl ) . . . 1-317 62-74 0-782 37*26 21 

Zusammen 1.— 5. Gruppe 2726 63 031 15'989 36'969 43' 25. 
Dazu die angegebene Summe der 6. Gruppe (>die noch 
übrigen Ausgaben«) . • 5*59, 

alles in allem 48-84. 

Wenn man diese Zahlen mit dem Landesvoranschlage selbst 
in Vergleich zieht, so sieht man zunächst, dass dem Prof. Wieser 
in die Summe der Ausgaben des landtäglich richtig- 
gestellten Voranschlages eine Kleinigkeit von — 3'59 
Mill. K und in die des noch nicht richtiggestellten 
Voranschlages wenigstens 2-72 Mill. K fehlen. Dies ist 
wiederum ein neuer Vergriff an der Statistik, deren anderes, noch 
wichtigeres Axioma als »das Gesetz der grossen Zahl«, die Voll- 
ständigkeit bildet, die den gewählten Beobachtungsgegenstand 
nach Tunlichkeit vollkommen erschöpft. 

Der Herr Professor wird uns schon verzeihen, aber wenn Einer 
die Voranschlagsausgaben in einige Gruppen auseinanderhält und 
sagt, er habe »die noch übrigen Ausgaben« in der letzten Gruppe 
zusammengefasst, so will er damit den Eindruck erwecken, dass 
er die Voranschlagsausgaben vollkommen erschöpft; wenn man 
sodann findet, dass ihm hiebei 3^/^ oder wenigstens 2^/4 Mill. K 
in Verstoss geraten sind, also auf alle Fälle mehr als der Be- 
trag von drei seiner Gruppen (1 b, 4 oder 5), so muss dies recht 
wunderbares Licht auf das Faktum werfen, dass er überhaupt 
keine Summe seiner Gruppen in absoluten Zahlen, sondern bloss 
den aus denselben berechneten Prozentsatz angibt, dass er ferner 
bei manchen von diesen Gruppen höchst ungenügend, unvoll- 
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ständig oder geradezu nebelhaft sagt, was sie in sich begreifen, 
und dass hier auch über den Angaben bezüglich einiger dieser 
Gruppen recht viel Nebel liegt: Was hat man von der Wissen- 
schaftUchkeit dieses »Einen«, was von seinen Plänen zu halten? 
Was steckt in diesen verheimlichten Millionen ? Welchen Wert hat 
schliesslich der Prozentsatz, der aus dem Ganzen — nach Aus- 
schaltung derselben Millionen — berechnet wurde? 

Überdies wurde aber dieser Prozentsatz nicht 
einmal aus Wiesers eigenen Ziffern von ihm richtig 
ausgerechnet Denn der deutsche Anteil an den Ausgaben der 
ersteren 5 Gruppen (15*989 Mill. K) macht im Vergleiche zur 
Gesamtsumme dieser Ausgaben (43"25 Mill. K) 36'9697o und 
nicht 36*857o ^i^s, wie Wieser behauptet. Und dieses 
Prozent würde aller Wahrscheinlichkeit nach noch merklich steigen, 
wenn dasselbe von Wieser — wie wiederum die Regeln der stati- 
stischen Methode erheischen — auf Grund ganzer, nicht abgekürzter 
Ziffern berechnet würde, anstatt aus der Summe einer Reihe von 
schon in Hunderttausenden abgekürzten Zahlen 1 '®) 

Angesichts solcher Umstände ist es nur zu bedauern, dass 
sich die Ziffern des Herrn Prof. auch innerhalb seiner einzelnen 
Gruppen, namentlich in der 2. Gruppe, nicht kontrollieren lassen. ^^) 
Wenn uns der H. Professor gefällig angeben wollte, was für alle Vor- 
anschlagsposten er in dieser Gruppe zusammengefasst hat, stellen 
wir uns ihm gern zur Verfüguog. Bis dahin aber darf er uns 
nicht übelnehmen, wenn wir seinen Ziffern einfach nicht glauben, 
da wir uns nicht überzeugen können, ob sich auch bezüglich 
dieser Gruppe bei ihm der alte Spruch nicht bewahrheitet hat, 
dass Juristen schlechte Rechner sind. Namentlich glauben wir 
nicht, dass der deutsche Anteil bei dieser Gruppe, also bei Aus- 
gaben, über die der Landtag nach freiem Ermessen entscheidet, 
nur 28'67o ausmachen möchte. 

Wir können hiefür noch andere Gründe als die ungenügende 
rechnerische Korrektheit Wiesers ins Treffen führen. Unten werden 



^^) Leider lässt es sich nicht in allen Fällen in der Richtung kontrol- 
lieren, wie er abkürzte, denn ausser der ersten Gruppe gibt er nirgends 
an, aus welchen Posten er die fragliche Gruppe zusammengesetzt hat. 
Aber selbst, wenn man in der 1. und 2. Gruppe, wo hiefür einige Anhalts- 
punkte vorliegen, die betreffenden Summen nur auf drei Dezimalstellen abkürzt, 
so ändert sich das Resultat derart, dass der deutsche Endprozentsatz auf 
über 36*98 steigt. Denn ad 1. a) ist die Dotierung der deutschen Bezirks- 
schulfonde aus dem Landesfonde mit 9,171.023 K veranschlagt, der ad 2. von 
Prof. Wieser angegebene Prozentsatz (28 6) von der gleichfalls von W. an- 
gegebenen Summe von 5*96 Mill. K beträgt 1,704.560. Werden die Ziffern 
auf Tausende K (9*171 und 1*706) abgekürzt, so ergibt die Summe des 
deutschen Anteiles in den Gruppen 1—5 einen Betrag von 15995 Mill. K, 
was von der Summe 43*25 Mill. K über 36'987o ausmacht. 

*^) Ich muss zugestehen, dass ich einigemal den Versuch machte, durch 
verschiedene Kombinationen diese Ziffern zusammenzubringen, aber ver- 
gebens. Insbesondere verblüfft dies bei der Gruppe 3, die doch W. ver- 
hältnismässig am genauesten bezeichnete. 
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wir dieselben klarstellen. Vorderhand muss man noch wenigstens 
bei 2 charakteristischen Einzelheiten der Wieserschen Berechnungen 
stehen bleiben: 

1. In der ersten Gruppe sieht er von dem Landes- 
beitrag zum Lehrerpensionsfonde einfach ab. Dieser 
Beitrag ist durchaus nicht eine »quantit^ negligeable« : er beträgt 
ja nicht weniger als 2,046.000 K, also mehr als die 4. und fast soviel 
wie die 5. Gruppe Wiesers. Da Wieser auf ihn in keiner der wei- 
teren 4 Gruppen zurückkommt und in der letzten *die noch übrigen 
Ausgaben« zusammenfasst, so kann man wohl annehmen, dass er . 
dorthin auch diesen Beitrag hineibezieht; sonach rechnet er den 
Deutschen aus ihm einen Anteil von nur 36*85% zu. Es ist aber 
auch möglich, dass Herr Wieser diese 2 Millionen vollends ausser 
acht gelassen, dass er auf sie »wissenschaftlich« vergessen hat 
und dass darin wenigstens ein Teil des Dreimillionenmancos in 
seinen Berechnungen seine Erklärung findet; aber auch in diesem 
Falle bleibt der Effekt derselbe: Dem genannten Beitrage wurde 
es jedenfalls unmöglich gemacht, die Steigerung der deutschen 
Quote über 36'857o hinaus zu beeinflussen.^^) 

Wie dieses »Beiseitenlassen« in diesem wie auch in jenem 
Falle der Aufgabe Wiesers zustatten kam, ist aus den nachstehen- 
den Erwägungen einleuchtend: 

Bezüglich der Landesverwaltungsausgaben, einschliesslich des. 
ganzen Pensions^tats, hält es Wieser (S. 214) für das Natürlichste, 
wenn sie jeder Nationalität mit dem Prozente zugute geschrieben 
werden, mit dem jede von ihnen an der Summe der übrigen 
Landesausgaben beteiligt ist. Wenn er wenigstens denselben Grund- 
satz sinngemäss auch bezüglich der Ausgaben für Volksschul- 
lehrerpensionen angewendet hätte, so hätte erhievon auf das deutsche 
Conto nicht 36'85, sondern 38*967o, also über 2% mehr stellen 
müssen; die beiderseitige Differenz zu Ungunsten der Böhmen 
würde schon hier 4'227i) oder über 86.000 K ausmachen. Wenn 
man aber diese Ausgaben darnach aufteilen würde, wieviel die 
Dienstbezüge der aktiven Lehrer für dasselbe Jahr^^) betragen 
haben, — was entschieden noch näher liegend und richtiger wäre — , 
so müsste der deutsche Anteil auf 39*14% und jene Differenz auf 
4*587o gesteigert werden. 

Ausserdem wäre aber auch dies noch keine durchaus richtige 
Aufteilung. 



^^) Die in die Gruppe 6 eingereihten Ausgaben, da sie diesbezüglich des- 
gleichen ohne Einfluss sind, müssen so betrachtet werden, als ob sie ebenfalls 
ausgeschieden worden wären. 

^^) Nach den Schulbezirksvoranschlägen. Die Daten siehe in dem zit. 
Berichte des Landesausschusses über den Stand des Volksschulwesens, 
Tab. la. und Ib. Wenn man auch die Gehaltsbezüge für den Religions- 
unterricht berücksichtigen würde (Tab. Ic und d), so würde der deutsche 
Anteil noch mehr steigen. 
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Es ist wohl natürlich, dass die Ausgaben des Lehrerpensions- 
fondes jetzt in vorwiegendem Masse Personen betreffen, die in 
Diensten des Volksschulwesens nicht erst in letzter Zeit, sondern 
in den längst verflossenen Jahren, namentlich in den ersten Jahren 
der Wirksamkeit der bestehenden Schulgesetze gestanden sind. 
Es ist aber auch allbekannt,") dass es in jenen ersten Jahren haupt- 
sächlich — leider — die Deutschen waren, die es verstanden haben 
diese Schulnormen voll auszunützen und sich damals in dem Volks- 
schulwesen ein verhältnismässiges Übergewicht zu verschaffen; wir 
sind erst heute bemüht, sie allmählich zu ereilen, bisher aber haben 
wir sie noch nicht erreicht. Natürlich hat es in jenen ersten Jahren 
weitaus mehrere deutsche, als böhmische Lehrer gegeben; auch die 
Dienstbezüge der ersteren machten mehr aus, als diejenigen der letz- 
teren. Nach Verhältnis dieser Dienstbezüge die Aus- 
gaben der jetzigen Lehrerpensione.n aufteilen zu 
wollen, wäre gewiss das richtigste, noch weit richtiger, 
als nach den Dienstbezügen für das Jahr 1902; und hiebei würde 
sich eine unverhältnismässig höhere deutsche Quote herausstellen. 

Indes ist es nicht leicht festzustellen, aus welchen eben Jahren 
die Dienstbezüge in Anschlag zu bringen wären. Wenn man daher 
bestimmte Ziffern anwenden will, muss man zu einem Masstabe 
Zuflucht nehmen, der den deutschen Zwecken schon mehr för- 
derlich ist, der aber jenem richtigsten Masstabe am nächsten 
liegt: zu den Dienstbezügen der Volkslehrer für eine 
möglichst lange Zeit. 

Hierüber liegen Daten für die Jahre 1874—1901 incl. vor.^^) 
Ihnen nach entfallen auf die Deutschen, resp. auf die deutschen 
Schulbezirke von den ordentlichen Lehrerdienstbezügen für diese 
28 Jahre 41'l7o' von den Remunerationen und Aushilfen sogar 
41-2«/o 1 

Die von W. dadurch erzielte Differenz, dass er 
aus der betreffenden Post den Deutschen nur 36'857o 
zugeschrieben hat, beträgt somit (auf beidenSeiten) 
nach dieser Berechnung wenigstens 85% oder 174.000 K. 
Und auch dies ist eine den Deutschen günstige Ziffer; eine 
durchaus genaue Aufteilung, wenn hiefür Material vorhanden wäre, 
müsste nach dem Obbesagten eine entschieden noch betrcichtlich 
höhere Differenz ergeben. 

2. In der von ihm nach der »Bevölkerungsquote« aufge- 
teilten fünften Gruppe führt Wieser unter anderem auch »Landes- 
kunstanstalten« als gemeinsame Kunßtzwecke an. 
Welche Anstalten möchten es sein? Das Land besitzt meines 
Wissens keine anderen »Landeskunstanstalten«, als die beiden 



") Trotzdem wird es anderswo auch mit Ziffern belegt werden. 

") Ich schöpfe hier aus der unten noch zu besprechenden Tabelle 
des statistischen Landesbure au». Zu bedauern ist, dass sie nicht weiter, u. zw. 
eben auf die ersten Jahre zurückreicht; der deutsche ' Anteil müsste dadurch 
nur gesteigert werden. 
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Theater.^*) Dass aber eben die Theater beiden Nationalitäten 
gemeinsame Anstalten wären, ist wirklich eine funkelneue 
Theorie. Was Hesse sich überhaupt in dem Landesvoranschlage 
national aufteilen, wenn nicht die in demselben genau gesonderten 
Ausgaben für das böhmische und für das deutsche Landestheater? 
Woher auf einmal diese Einigungsbestrebung des H. Professoren? 

Aufschlüsse werden uns ganz leicht — die Zahlen geben. 
Der für das Jahr 1902 veranschlagte Aufwand für das böhmische 
Nationaltheater beträgt 286.437, jener für das deutsche 201.667 K 
(nach dem Antrage des Landesausschusses, — in dem genehmigten 
Voranschlage ist die Post des deutschen Theaters auf 207.745 K 
gestiegen, wogegen der Kostenaufwand für das böhmische Theater 
unverändert geblieben ist). Wenn man diese beiden Ausgabe- 
summen in Vergleich zieht, so findet man, dass sie sich zu einander 
wie 58-68 : 41*32, resp. 57-96 : 4204 verhalten. Mit anderen Worten: 
Von den Ausgaben des Landes für dessen Kunst- 
anstalten kommen den Deutschen nach dem für das 
Jahr 1902 beantragten Voranschlage 41*32^0» nach 
dem genehmigten aber sogar 42*047o zugute! Da begreift 
man sogleich warum es der deutschen Wissenschaft vorteilhafter 
schien, diese Ausgaben in die Gruppe zu verstecken, von der sie 
den Deutschen nur die Populationsquote (37'267o)> also nur über 
^Vö weniger zuteil werden lässtl Dies schien umso vorteilhafter, 
als diese Ausgaben sonst in die zweite Gruppe gehören müssten, 
in der W. die schon in dem Voranschlage national aufgeteilten 
Ausgaben zusammengefasst hat und in der er auch »Unterstüt- 
zungen für Kunst und Wissenschaft c anführt. Dort hätten sie 
aber das Verhältnis zu Ungunsten der Deutschen, resp. deren 
Jammers verschieben können. Und dies wäre ein Fehler; denn 
diese Gruppe ist die einzige, die nach Wiesers Schätzungen 
diesen Jammer zu rechtfertigen vermöchte, so dass auf diese 
einzige Wieser seine Beschwerden schliesslich be- 
schränken zu müssen sich gezwungen sieht. 

Wie berechtigt selbst diese Beschwerden sind, wird man so- 
gleich sehen. 

V. 

Nachdem Wieser nämlich trotz allem seinem »guten Willen« 
wider Erwarten ausgerechnet hat, dass auch der von ihm gewählte 
Voranschlag für das J. 1902 im grossen Ganzen den Deutschen 
dem Zwecke nach fast eben soviel zukommen lässt, wieviel auf 
sie nach Verhältnis der beiden Landesnationalitäten zu entfallen 



**) Es ist nicht ohne Interesse, dass man die von W. ausgerechnete 
Summe auch dann nicht — rechnet man, wie man will — herausbekommt, 
wenn man in diese Gruppe auch die Ausgaben für die beiden Theater samt 
air dem, was W. dort angibt, mit einbezieht. 
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hätte, gesteht er zwar zu, dass der erst« Eindruck dessen ein 
günstiger ist; aber er muss das Unrecht der Deutschen ander- 
wärts suchen. Nicht imGanzen, sondern in Einzelheiten 
geschieht ihnen — nach Wieser — Unrecht. Und zwar 
gerade auf jenen Gebieten, wo der Landtag selbst nach freiem 
Ermessen die Dotationen zwischen die beiden Volksstämme im 
Lande aufteilt; somit eben in der zweiten von den oben angeführten 
Gruppen. Hauptsächlich bei den Ausgaben für Lokalbahnen, Landes- 
kultur, Kunst und Wissenschaft. Es dürfte dies kaum ein Zehntel 
des gesamten Voranschlages sein, aber es stehen da — so sagt er — 
Bedürfnisse in Frage, in Ansehung deren das nationale Gefühl be- 
sonders empfindlich ist. Und hiebei seien die Deutschen 
auch in Rücksicht auf die Ausgabezwecke nicht ganz 
nach Verhältnis ihrer Bedürfnisse bedacht (S. 215 und 
216). 

Das ist allerdings ein schwerwiegender Vorwurf.^^) Wenn die 
herrschende böhihische Majorität den Deutschen auf irgend- 
welchem Gebiete nicht soviel, wass sie b r a u ch e n, und umgekehrt 
den Böhmen über das Mass ihrer Bedürfnisse hinaus zuwenden 



^^) Ganz anders nimmt sich die nächstfolgende Beschwerde Wiesers 
(S. 216 in der Mitte) aus: Ist es für die Deutschen nicht verletzend, dass sie 
von dem Belieben der böhmisch-feudalen Mehrheit darin abhängig sind, wie- 
viel sie von ihren eigenen Steuergeldern (!) für ihre nationalen Kunst- 
institute verwenden dürfen, und dass sie es sich gefallen lassen müssen» 
dass die Dotationen für ihre wissenschaftlichen Vereine davon abhängig 
sind, ob die Bestrebungen dieser Vereine die Billigung der gegnerischen 
Mehrheit finden? 

Das ist keine Rüge, vielmehr ein komischer Ausfluss des Übermutes 
einer verzogenen Minderheit. Wenn er sich nicht beschweren kann, dass 
ihre Bedürfnisse gegen Gebühr vernachlässigt werden, so istW. gewiss nicht 
berechtigt darüber Beschwerde zu führen, dass deren Befriedigung nicht allein 
nach eigener Selbstbestimmung, sondern mit Genehmigung der Landtags- 
majorität erfolgt. So bringt es einmal das Majoritätsprinzip mit sich» 
das bisher — oft »leider« — in dem Verfassungsleben überhaupt und in 
unserer heutigen^ durch die Deutschen selbst ins Leben gerufenen Landes- 
verfassung insbesondere den Ausschlag gibt! Allerdings gefiel dieses Prinzip 
den Deutschen nur solange, solange dasselbe ihnen unbeschränkte Macht 
und Vorherrschaft im Lande sicherte, ihnen, die hier in Wirklichkeit immer 
nur eine Minderheit bildeten, aber durch künstliche Machinationen zu einer 
Landtagsmajorität emporgehoben wurden. Und es gefällt ihnen bisher dort, 
wo es dieselben Wirkungen zeitigt (in Mähren, Schlesien, mitunter auch im 
Reichsrate, in Budweis usw.). Sobald sich aber dieses Prinzip hie und da 
auch gegen sie kehrt, dort führen sie sogleich Beschwerde. Selbst wo sie nicht 
verkürzt sind, nehmen sie wenigstens daran Anstoss, dass sie aus fremden 
Händen, fremder »Gnade« etwas zu empfangen haben. Sie selbst aber, solange 
sie in Mehrheit waren und bisher noch sind, belassen der Minderheit das 
Recht nicht, selbst über die eigenen Bedürfnisse zu entscheiden, sie ver- 
kürzen dieselbe vielmehr brutal und rücksichtslos oder weisen dieselbe direkt 
ab. Und dies nicht nur bei Kunstinstituten und wissenschaftlichen Vereinen» 
sondern auch bei noch dringenderen Bedürfnissen, z. B. im Schulwesen (vgl. 
Mähren). Wie glücklich wären unsere Minderheiten, z. B. unsere »Dreiviertel- 
minorität« in Mähren, wenn ihnen die deutschen Mehrheiten — selbst aus 
eigenem Belieben — unverkürzt alles vergönnen wollten, was ihnen gebührt! 



93 



sollte, so wäre dies wirklich ein Unrecht, eine unbillige Ausnützung 
der Majorität, ein begründeter Anlass zur Beschwei;deführung. 

Nur dass Wieser es wiederum unterlassen hat, diesen Vor- 
wurf wenn auch noch so wenig zu belegen! Keine Ziffer, ja 
auch kein — Wortbeweis begleitet diesen so schwerwiegenden 
Vorwurf, — in einer Arbeit, die wissenschaftlich, statistisch, ob- 
jektiv sein will! Für einen wissenschaftlichen Beweis dürfte wohl 
selbst Wieser kaum die Behauptung halten, dass »die Verteilung 
dieser Summen denn auch von deutscher Seite immer wieder als 
unbillig angefochten worden« ist, oder dass »auch die Summen, 
die der Landtag für solche künstlerische und wissenschaftliche 
Zwecke auswirft, die W. selbst als gemeinsam bezeichnet hat, — für 
das böhmische Museum, für Landeskunstinstitute u. a. m. (?) — nach 
der ganzen Lage der Dinge (auch ein Beweis !) doch eigent- 
lich der böhmischen Nationalität zugute kommen«.^*) 

Es wäre daher wiederum möglich, über diese unbegründete 
Einwendung einfach hinwegzugehen. Und es ist dies von unserer 
Seite abermals eine freiwillige Übernahme der Beweislast, wenn 
wir "nachweisen wollen, dass die genannte Einwendung nicht nur 
unbegründet, sondern geradezu mutwillig ist. Es genügt hiezu, jene 
Partien der Landesausgaben ein wenig durchzugehen, in denen 
sich Wieser für die Deutschen verkürzt fühlt 

In erster Linie kommt hiebei der Aufwand für die Lokal- 
bahnen in Betracht. 

Der einzige Blick auf die Eisenbahnkarte aus den 90er Jahren, 
auf welche die ersten Anfänge der Landeseisenbahnaktion bei uns 
zurückreichen, genügt jedem, der die Grenzen der Ansiedlungen 
beider Nationalitäten im Lande kennt, um klar zu sehen, welche von 
ihren damals grösseres Bedürfnis von Lokalbahnen hatte. 
Deutsche Gegenden sind reich mit Eisenbahnen durchzogen, in 
böhmischen Gegenden kommen nur die notwendigsten (»den 
Süden und Norden Deutschlands« verbindenden) Tragen, oder 
gar nichts vor. Es ist dies als eine der schweren Sünden der 
deutschen, staatlichen wie kapitalistischen Vorherrschaft bei uns 
zu bezeichnen. Der sachkundige Deutsche, der das Schamgefühl 
noch nicht verloren hat, möchte von diesen Sachen lieber 
schweigen ... 

Könnte es nun Einen wundernehmen, wenn das Land, wenn 
dasselbe es schon für angezeigt hielt, die Eisenbahnaktion in An- 
griff zu nehmen, vorab an die wenigstens teilweise Wettmachung 
dieser alten Sünden herangetreten wäre? Wenn es darauf bedacht 
gewesen wäre, vor allem den vernachlässigten böhmischen Gegenden 
beizustehen, damit deren Produktions- und Geschäftsbedingungen 
nicht auch künftighin unter das Niveau der protegierten deutschen 



^®) S. 215 u. 216. Vgl. damit das oben über diese Landeskunstinstitute 
Gesagte. Also auch die Ausgabe für das d e u t s ch e Theater in Prag kommt 
»eigentlich« den Böhmen zugute! ?1 
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Landesteile herabgedrückt werden? Wenn es bis zu erfolgter 
Ausgleichung jener Sünden den mit Eisenbahnen reich ausgestat- 
teten Deutschen nichts gegeben hätte, um den dringendsten Be- 
dürfnissen der böhmischen Landesteile womöglich bald abzuhelfen? 
Könnte darin derjenige, der das Bedürfnis für den gerechtesten 
Masstab für die Verteilung der Land es- Ausgaben resp. Vorteile 
bezeichnet, irgend welche Ungerechtigkeit erblicken? 

Allein, was sieht man im Gegenteil? 

Betrachten wir nur ein wenig aufmerksamer die Daten, weFche 
die soeben vom Landesausschusse herausgegebene »Statistische 
Übersicht der Landesaktion zur Unterstützung von Eisenbahnen 
niederer Ordnung im Königreiche Böhmen (1902)« vorführt. 

In einer Richtung müssen wir uns freilich diese Daten 
ergänzen: durch die Aufteilung der subventionierten 
Eisenbahnen zwischen die beiden Nationalitäten. 

Soll diese Aufteilung genau ziffermässig durchgeführt werden, 
so dürfte es kaum anders gehen, als durch die Berechnung, w i e- 
viel km. der in Frage stehenden Trage den böhmi- 
schen und wieviel km. den deutschen Landesteil 
durchziehen. Ich bin mir jedoch dessen bewusst, dass diese 
Aufteilung damit keine durchaus gerechte Durchführung gefunden 
hat. Es gibt TraQen, die den bömischen Landesteil durchziehen, 
aber in erster Linie den Interessen eines oder mehrerer Deut- 
schen (Grossgrundbesitzer, Fabrikanten, Bergwerksbesitzer u. a.), 
die sich in dieser Gegend zufälligerweise niedergelassen haben, 
zu dienen haben.^'^ 



") Einen sehr überzeugenden Beleg kann ich zufälligerweise aus meiner 
eigenen Erfahrung, aus der Zeit meiner Advokatenpraxis beibringen. Im 
Jahre 1890 kauften die deutschjüdischen Firmen Gebrüder Ollendorf in 
Berlin und Gebrüder Goldstein in Breslau das Gut Solnic im Bez. Reichenau 
samt Zugehör und allen Rustikalansiedlungen um 1,150.000 fl. Zum Gute 
gehörten grosse, wohl erhaltene Waldungen. Die neuen Besitzer schlössen 
Verträge auf enorme Holzlieferungen ab ; dem Vertrage nach hatten sie das 
verkaufte Holz auf ihre Unkosten der nächsten Eisenbahnstation 
zuzuführen. Die nächste Station war damals das von der Gutsgrenze 20 km. 
entfernte Adlerkosteletz; die Strassen Verbindung mit dem letzteren war eben 
nicht die beste (grosse Umwege, Steigungen, Mauten). Die Firmen, die 
selbst als Ausländer und auch aus anderen Gründen schwer die Konzession 
zum Baue einer Lokalbahn, derer sie infolge dessen so bedürften, erhalten 
hätten, wussten die Stadt Reichenau a. Kn. hiefür zu gewinnen. Sie ver- 
sprachen derselben an der Unternehmung mit einem vollen Drittel teilzu- 
nehmen und noch einige andere Vorteile zu gewähren, wenn die Stadt Rei- 
chenau die Bahn von Castolovic nicht nur nach Reichenau, sondern auch nach 
Solnic bauen wird. Und das geschah auch. Die Firmen widmeten der Unter- 
nehmung im ganzen gegen 324.0C0 K, wogegen ihnen das Miteigentum an einem 
Va der Bahn und auch die entsprechende Einfiussnahme auf deren Verwal- 
tung, dann ein Vg der von der Stadt Reichenau erreichten Subventionen einge- 
räumt wurde (dies trug ihnen 80.000 K ein, namentlich auch Vs ^^^ Landes- 
subvention ä fonds perdu per 200.000 K); ausserdem hatten sie die Eisen- 
bahn bis hart an ihre Waldungen, sodass sie nur an Fuhrgeldern für Holz 
60.000 K profitierten, und der Wert des Gutes sowie einzelner mit ihm 
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Und andere Trafen, die gewissen deutschen Orten die Eisen- 
bahnverbindung vermitteln, deren eben nur die letzteren bedürften, 
durchziehen trotzdem mit ihrem namhaften Teile das böhmische 
Landesgebiet, das sie nicht braucht und von ihnen so zusagen 
keinen Nutzen zieht ^®) 

Es gibt freilich zwar auch entgegengesetzte Fälle ; wenn man 
aber die eine Tra^e nach der anderen durchnimmt, so findet man, 
dass die letzteren Fälle weit hinter den ersteren zurückbleiben. 
Wenn man daher die Lokalbahnen auf böhmische 
oder deutsche Rechnung je nach dem stellt, mit wie- 
viel km. sie das böhmische und mit wieviel km. sie 
das deutsche Gebiet passieren,so könnten vielleicht 
wir Böhmen, nie a ber d ie Deutschen dadurch ver- 
kürzt sein. 

Dank der Güte der in diesem Fache berufensten Fachmänner 
(denen ich hier den geziemenden Dank ausspreche, obzwar sie 
nicht genannt werden wollen) wurde ich in die Lage gesetzt, die 
Baulinie aller Trafen, an denen das Land interressiert ist,"" auf die 
möglichst genaue und objektive Art im obigen Sinne national auf- 
zuteilen. Diese Aufteilung ist in der gedruckten als Anlage A) 
beigeschlossenen Tabelle genau niedergelegt, — sie hat somit weder 
das Licht noch die Kontrolle^®) zu fürchten. 



verbundenen Ansiedlungen steigerte sich recht namhaft: Sie verkauften 
nämlich die Fabrik in Kvasnei NC. 6 um 49.000 K, und das Gut selbst, 
nachdem sie aus ihm um volle 1,000.000 K Holz geschlagen und verkauft 
hatten, kaufte ihnen im J. 1895 Freiherr v. Königswarter um 2,660.000 K ab, — 
nota bene ohne jenes Ys ^^^ Bahn, das ihnen verblieb. Es profitierten also 
diese deutschen Firmen binnen 5 Jahren eine schöne Summe von 1,549.000 K, 
vorwiegend nur dank der den rein böhmischen Landesteil durchziehenden 
und vom Lande beträchtlich subventionierten Lokalbahn! Hingegen hat 
sich infolge dessen die böhmische Stadt Reichenau, die Konzessionärin 
dieser Bahn ist, finanziell verblutet, so dass die Gemeindeumlagen in der- 
selben auf das Fünffache stiegen und der Stadt trotzdem eine Finanz- 
kalamität droht! Ausserdem kann dieselbe von Prozessen mit jenen lieben 
Firmen, denen sie zu einem so namhaften Profite verholfen hat, nicht los 
werden. — Die Schwierigkeiten und Passivität der Eisenbahn verschuldete 
eben nur die Verlängerung deren Tra9e von Reichenau nach Solnic, wo 
der Bau sehr kostspielig war und wo jetzt — nach Ausführung des er- 
wähnten Holzes — aller Transport fast durchaus ins Stocken geriet! Trotz 
all'dem stelle ich auch diese Trage auf das böhmische Conto, wie die Trage 
Kuttenberg-Zruc, obzwar dies eine Trage ist, die nur für die deutschen 
Zuckerfabriken Tellers notwendig ist, usf. 

'*) So z. B. gleich die erste von den angeführten garantierten Tragen, 
Postelberg-Laun. Sie dient den Interessen der Stadt Postelberg, obzwar 
sie grösstenteils das böhmische Gebiet passiert. Oder Rakonitz-Petschau 
mit der Abzweigung Protiwitz-Buchau etc. etc. 

'•) Dadurch unterscheidet sich dieser einzige Fall, wo auch ich 
gezwungen bin, von den genauen amtlichen Ziffern zu blossen privaten 
Gutachten ungenannter Fachmänner Zuflucht zu nehmen, sehr wesentlich 
von zahlreichen derartigen Fällen Wiesers, der nie genau, ge- 
schweige denn im einzelnen die Resultate jener Gutachten, 
auf die er sich stützt, anführt, sodass deren Kontrolle entweder vol- 
lends unmöglich oder zumindest unheimlich schwierig ist. 
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Und was sieht man hiebet^ Die Bautinie aller 51 hier 
überhaupt in Betracht zu ziehenden Lokalbahnen beläuft 
sich im ganzen auf 19305km.; hievon entfallen auf das 
böhmische Gebiet 1159, auf das deutsche 771-5 km. oder 
39-967o. 

Freilich sind manche von diesen Bahnen bisher noch nicht 
fertig resp. unterstützt, und belasten bisher nicht im geringsten 
unsere Landesünanzen. Aber, wenn man nur Eisenbahnen in 
Betracht zieht, die bis Ende 1903 bereits im Betriebe standen, 
so gelangt man zu einem für die Deutschen noch günstigeren 
Resultate: der Anteil des deutschen Gebietes (660'2km. 
von 1527-6) rechnet sich hiebei sogar mit 4327ol Und 
zieht man nur die bereits vor Ende 1902 (des Wieserschen Jahres, 
mit dem auch die Finanzdaten unserer Quelle versiegen) betrie- 
benen Bahnen in Erwägung, so steigt der deutsche Anteil 
sogar auf 44'067n. 

Dieser zweifache Zuwachs des deutschen Prozentes ist für 
sich selbst eine höchst interessante Erscheinung. Er beweist, dass 
von der Landeseisenbahnaktion der den Deutschen 
zum Vorteile gereichende Teil verhältnisamässig 
mit grösserer Schnelligkeit in's Werk gesetzt wird, 
als der zweite, den Böhmen zustatten kommende 
Teil. Somit sieht man das wahre Gegenteil dessen, was gemäss 
der vorausgeschickten allgemeinen Erwägung natürlich und ge- 
recht wärel 

Aber es könnte die Einwendung gemacht werden, dass die 
Tra^nlänge kein richtiger Masstab für den Anteil an den Opfern 
en Lokalbahnen entgegenbringt. Ich habe daher 
liehen Quelle) auch Daten über die wir- 
tbelastung des Landes bei einzelnen 
Ende 1902 derart zusammengestellt, dass ich 
:belastung bei jeder Lokalbahn den Deutschen 
gerechnet habe, mit wieviel % diese Trape das 
urchläuft. {Vide die Anlage A.) Und das Re- 
tbelastung bei den bis Ende 1902 im Betrieb 
ihnen beträgt 14,059.624 K, der deutsche 
(lacht im ganzen 5,859.376 K oder 41-77» 
nan alle Bahnen, bezüglich deren in der zit. 
iicht die Landesbelastung angegeben erscheint, 
) steigt dieser Anteil sogar auf 42-367o (6,745.083 

alle ist der deutsche Anteil an den 
erstützten Lokalbahnen beträchtlich 
; deutsche Bevölkerungsquote in Böh- 
:hauptung des Prof. Wieser, dass insbesondere 
en die deutsche Quote stark unter die Bevölke- 
edrückt erscheint, da sie kaum ein Viertel der 
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gesamten Bewilligungen ausmacht (S. 213 u. 215), stellt sich als 
eine frivole Fräse dar, zu der sich ein Gelehrter seines Namens 
nicht hätte hinreissen lassen sollen. 

VI. 

Und wie steht es mit der Landeskultur, gegen die Wieser 
an zweiter Stelle Beschwerde führt? 

Dass die Landwirtschaft in Böhmen mit bewältigendem Über- 
gewicht böhmisch ist, ist allbekannt und auch von W. zugestanden 
worden. Wenn die Deutschen in Böhmen im ganzen etwa ein 
Drittel der gesamten Bevölkerung bilden, so machen hier die 
deutschen Landwirte einen weit kleineren Teil der gesamten 
Landwirte aus; und dazu gibt es unter ihnen einen beträchtlichen 
Teil solcher, die in der Landeskultur nur ihre Nebenbeschäftigung 
finden. Es ist dies natürlich, indem es mit den Ansiedlungsverhält- 
nissen beider Nationen in Böhnaen eng zusammenhängt. In den 
deutschen Grenzgebirgen gibt es grösstenteils keinen Boden für 
ausgiebige Extensität und nicht selten auch keine natürlichen 
Mittel für solche Intensität der Bewirtschaftung, welche sich na- 
mentlich im Vergleiche zur industriellen Tätigkeit rentieren würde, 
für welche letztere dort im Gegenteil Hülle und Fülle von Mitteln 
vorhanden sind. Dagegen sind die böhmischen Bezirke fast durch- 
gehends landwirtschaftlich und die meisten ton ihnen sind in Er- 
mangelung bedeutenderer Industrie auf die Landeskultur direkt 
und ausschliesslich angewiesen. 

Nachdem nun unsere Verfassung die Fürsorge für die Land- 
wirtschaft dem Lande überhaupt überlassen hat, so wäre es na- 
türlich, wenn das Land den landwirschaftlichen, auf die Boden- 
kultur angewiesenen, also in der Regel böhmischen Landesteilen 
womöglich die intensivste Unterstützung angedeihen Hesse. Bei 
denselben ist diese Unterstützung ein unabweisbares Lebensbe- 
dürfnis, — was von der überwiegenden Mehrzahl der deutschen 
Bezirke nicht gesagt werden kann. 

Sehen wir nun, wie die Verhältnisse im Lichte der Ziffern 
liegen. 

Ich bin vorderhand — leider — ausserstande, die gesamten 
Landesausgaben für die Landeskultur hier aufzuteilen. Es kommen 
nämlich eben auf diesem Gebiete die meisten Posten vor, die sich 
weder nach den Landesvoranschlägen, noch nach den Landesrech- 
nungsabschlüssen selbst, noch nach sonstigen gedruckten Berichten 
national aufteilen lassen. Es wäre unerlässlich, unmittelbar zu 
Akten des Landesausschusses Zuflucht zu nehmen, und von den- 
selben kann ich ebenso wenig Gebrauch machen, als Prof. Wieser 
selbst. 

Allein ein grosser Teil dieser Ausgaben gelangt im Wegft 
des Landeskulturrates zur Auszahlung. Und da habe ich dank 
der Güte des Praesidenten der böhmischen Sektion desselben, des 

Die nationale Steuerleistung und der Landeshaushalt im K5n. Böhmen. ^ 
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H. Abg. Prdsek (dem ich den wärmsten Dank biefür ausspreche) 
genaue amtliche Daten darüber zur Hand bekommen, welche 
Teile der Landesdotationen, die durch Vermittlung des Landes- 
kulturrates ausgezahlt werden, den Böhmen und welche den 
Deutschen zugute gekommen sind. Ich verfüge sonach über einen 
genauen bis auf das Jahr 1880 zurückreichenden Ausweis hierüber. 
(Vide die Beilage B). 

Aus den Ziffern dieses Ausweises erhellt: 

1. Dass der Regieaufwand für die böhmische Sektion des 
Landeskulturrates vom J. 1892 auf 1902 im ganzen 504.536 K 
(= 51-37o), der für die deutsche Sektion 479.049 K (= 48-r/o) 
ausmacht. 

2. Dass dieser Aufwand in manchen Jahren bei der deutschen 
Sektion sogar mehr betragen hat, als bei der böhmischen Sektion 
(Jahr 1896, 1899, 1900, 1901). 

3 Dass dieser Regieaufwand bei der deutschen Sektion bei 
Weitem schneller zunimmt, als dies bei der böhmischen Sektion 
der Fall ist. Vom Jahre 1892 — 1902 ist er bei der deutschen 
Sektion um 767o, bei der böhmischen nur um 60*97o gestiegen. 

4. Dass von der Summe aller übrigen Landesdotationen und 
Subventioneh in den Jahren 1880—1902 den Böhmen nur 1,586.327 K 
oder 56 -870, den Deutschen 1,206.846 K oder 43*27o zugefallen 
sind. / 

5. Dass bei einigen Gattungen dieser Dotationen der Anteil 
für die Deutschen sich noch günstiger gestaltet. So entfallen 
auf die Deutschen für diese Jahre von der Dotation für Fisch- 
zucht 47 "370, von der Dotation für Pflanzenbau (Obst-, Weinbau, 
Samenversorgung, allerhand Versuche etc.) 47*57o, von der Do- 
tation für landwirtschaftliche Maschinen 54*17o, auf »Verschie- 
denes« (Unterstützungen für Vereine, Ausstellungen u. ä) 67'4Vo, 
für industrielle Unternehmungen und landwirtschaftliche Lager- 
häuser 7r97o und auf den Flachsbau sogar 98*8 Vo! 

6. Summiert man die Regie- und Subventionskosten für alle 
diese Jahre (insoferne sie sich überhaupt national aufteilen lassen, 
somit ohne Regiekosten für das Zentralkollegium und das tech- 
nische Bureau), so beträgt der böhmische Anteil 2,090.863 K, d e r 
deutsche Anteil 1,685.895 K oder über 44-67o. 

Dass sich aber das uns in dieser Hinsicht vom Landeskultur- 
rate dargebotene Bild aller Wahrscheinlichkeit nach selbst dann 
nicht zu Ungunsten der Deutschen ändern würde, wenn es an- 
ginge, einen ähnlichen Ausweis auch bezüglich der übrigen land- 
wirtschaftlichen Landessubventionen für eine längere Reihe von 
Jahren zusammenzustellen, leuchtet aus nachstehenden Proben ein: 

Nach dem von Wieser selbst gewählten Voranschlage für 
das J. 1902 stellt den grössten Teil dieser Dotationen der Aufwand 
für das landwirtschaftliche Schulwesen vor. Gruppiert 
man diesen Aufwand nach der Uhterrichtssprache einzelner dieser 
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Schulen (das streng utraquistische pomoiogische Institut in Troja 
wird hiebei mit gleichen Teilen auf die beiden Nationalitäten re- 
partiert), so rechnet sich der böhmische Anteil mit 626.861, der 
deutsche Anteil mit 430.324 K oder 40-7Vd heraus. 

Einige Posten weisen sogar einen grösseren 
deutschen als böhmischen Anteil aus; so der Aufwand 
für landwirtschaftliche Mittelschulen und die Landeskulturabteilung 
an den beiden technischen Hochschulen. Und wenn man Daten 
für eine längere Reihe von Jahren nehmen würde, so müsste man 
nicht so weit zurückgehen, dass dieselbe Erscheinung auch bei 
manchen anderen Posten zutage trete.^^) 

Auch bei anderen, ausserhalb des Schulwesens und der im 
Wege des Landeskulturrates zur Auszahlung gelangenden Posten 
kommt die ähnliche Erscheinung in dem von Wieser selbst ge- 
wählten Voranschlage vor. So sind von den »Subventionen an 
Vereine und Gemeinden« (Kap. V, Tit. 16, bis auf § 2, für 
dessen Aufteilung die notwendigen Daten fehlen, obzwar bei dem 
damaligen Verhältnisse der Raiffeisenkassen in Böhmen kaum zu 
bezweifeln ist, dass dieser § den deutschen Anteil noch steigern 
würde) dem böhmischen Konto nur 8520 K, dem deutschen aber 
10.000 K zuzurechnen. 

Und .von dem Kaiser und König Franz Josef I. Landes- 
j u bi 1 äu m s k r e d i t f o n d zur Unterstützung von 
kleinen landwirtschaftlichen Produzenten sind 



*") So betrug (laut Druck CCCLXVI der I. Jahressesaion des Landtages 
vom J 1901, S. 28) die Landesdotation für die heutigen königl. böhm. land- 
wirtschaftl. Akademien, nämlich 

im J. 1898 1899 1900 1901 
K K. K K 

die böhmische in Täbor . . 62.000 62.000 66.000 66.000 
die deutsche in Liebwerd . . 68.500 68.500 69.640 74.000 
Für die deutsche sohin immer mehr als für die böhmische! 

Interessant ist es auch zu verfolgen, wie gross der wirkliche 
ordentliche Aufwand ist, der durchschnittlich auf einen Schüler 
in den deutschen, resp. in den böhmischen Schulen derselben Kategorie ent- 
fällt. Die Daten liefert Tabelle II. B. in der Beilage 1. zum eben zit. Land- 
tagsberichte. Es würde zu weit führen, sie hier in alle Details zu verfolgen; 
es genügt, wenn hievon wenigstens die ersten, die Lande.sanstalten betref- 
fenden Ziffern angeführt werden: 

Dieser Durchschnitt betrug nämlich im Schuljahre 

1898—1899 1899—1900 1900—1901 

bei den Akademien: K K K 

böhm. in Täbor 1.285 1.526 980 

deutsch, in Liebwerd 3.213 3.624 2.275 

und bei den königl. böhm. 
landwirtschaftlichen Mittel- 
schulen: 

böhm. in Chrudim 285 473 367 

deutsch, in Kaaden 405 771 463 

Ein wahrlich interessanter Beleg dafür, wie die Deutschen vom Lande 
»verkürzt« werden! 
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laut des letzten gedruckten Berichtes (Druck CCC V. Ltg. v. 1902 — 3) 
für die böhmischen Genossenschaften nur 242.300 K oder 44'19V«, 
für die deutschen Genossenschaften aber 306.000 K 
oder 55'8l7o verwendet worden 1 

Wer bei dieser Lage der Dinge behaupten kann, dass bei 
den Landesausgaben für die Landeskultur den Deutschen, die 
selbst nach der berühmten Zählung der Umgangssprache nur 
37*267« der gesamten einheimischen Bevölkerung Böhmens aus- 
machen, Unrecht geschieht, von dem kann mit Recht gesagt 
werden, dass er sein gesundes Urteil und den Wahrheitssinn 
seinem Nationalismus zum Opfer gebracht hat. 



VII. 

Den dritten und den letzten Gegenstand der Beschwerde- 
führung Wiesers bilden die Landesausgaben für Kunst und 
Wissenschaft. Auch hier könnte man wiederholen, dass die 
Böhmen nach dem Masstabe des Bedürfnisses auf eine unver- 
hältnismässig höhere Unterstützung, als die Deutschen Anspruch 
zu erheben haben Es stehen denn den Deutschen als Angehö- 
rigen der grossen deutschen Nation schon ohnedies alle Quellen 
der Künste und Wissenschaften offen, und als eine von der Re- 
gierung in Osterreich protegierte Nationalität sind sie mehr als 
zur Genüge mit allem ausgestattet, was sie sich in dieser Hin- 
sicht nur wünschen können. Kunst und Wissenschaft gehört in 
Ansehung der Gesetzgebung und Verwaltung fast ausschliesslich 
zum Wirkungskreise des Staates, — dem Lande ist hiebei fast nur 
die Rolle eines bescheidenen (nach seinen bescheidenen Mitteln) 
ünterstützers eingeräumt. Und der Staat sorgte und sorgt um 
seine lieben Deutschen wahrlich väterlich. Schon längst hat er für 
sie die einzige Universität im Lande usurpiert und, als er dieselbe 
als eine grosse Konzession an die Böhmen in die deutsche und 
böhmische eingeteilt hat, ist er seither sorgfältig darauf bedacht, 
der deutschen Hälfte womöglich die grös^ten Vorteile zu be- 
wahren. Er achtet nichts darauf, dass sie nicht einmal die Hälfte 
der Schüler der böhmischen auszuweisen hat'^) und dass den 
Deutschen neben ihr auf allen Seiten noch eine lange Reihe an- 
derer Universitäten zur Verfügung steht, die Böhmen hingegen 
auf der ganzen Welt keine andere besitzen. Und ebenso verhält 
sich die Sache auch in den übrigen Fächern auf dem Gebiete der 
Wissenschaft wie auch der Kunst. 

Die Böhmen, in diesen Angelegenheiten ausser der Selbst- 
hilfe fast einzig auf Landessubventionen gewiesen, haben auf diesem 
Gebiete ein bei weitem höheres Bedürfnis, als ihre Bevölkerungs- 
quote des ganzen Landes beträgt. 



'*) Cf. Daten über beide im Österr. statistischen Handbuch. 
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Dessenungeachtet bieten. dJ,eo betreff enden Posten des Landes- 
voranschlages für das Jahr 1902 m rier^ sogen.. >Abstattung< — 
nach erfolgter nationalen Aufteilung — das nach3>eh<i^de Bjld dar : 



) -> w. 



I. Wissenschaftliche Zwecke (Kap. VII, Tit. 7): ; 

Der 
böhmische deutsche 
Anteil 
K K 

1. Die königl. böhm. Gesellschaft der Wissen- 
schaften »2) 4.000 4.000 

2. Zur praehistorischen Durchforschung Böh- ' 

mens^^j 1 79q ^jqq 

3. Für die naturwissenschaftliche Durchfor- 
schung Böhmens 3*) 3.000 3.000 

4. Der phy siokratischen Gesellschaft in Prag ^*) 200 200 

5. Dem Kurorte Franzensbad aus Anlass des 
Kongresses deutscher Naturforscher und 

Ärzte in Karlsbad — 1.000 

6. Zur Ausbildung tüchtiger chirurgischer 
Operateure an den Kliniken 

der böhmischen l y, • *."^ .... 1.200 — 

der deutschen } Universität _ _ ^^^^ 

7. Der böhmischen Akademie für Wissen- 
schaft, Literatur und Kunst 56.000 — 

8. Der Gesellschaft zur Förderung deutscher 
Wissenschaft, Kunst und Literatur in 

Böhmen — 20.000 

9. Dem Vereine für Geschichte der Deut- 
schen in Böhmen — 12.000 

10. Dem böhmischslavischen ethnographischen 

Museum in Prag 6.000 — 

11. Dem Vereine »Ceskä matice technickd< 
zur Herausgabe von wissenschaftlichen tech- 
nischen Schriften in böhmischer Sprache . 2.000 — 

zusammen »e) . . . 74.190 43.190. 

^*) Den Statuten nach ist sie streng utraquistisch, beiden Stämmen 
gleich zugänglich; ihre Publikationen lässt sie böhmisch und deutsch er- 
scheinen (aber mehr deutsch). 

'^) Gelangt nach dem Voranschlage zur Hälfte durch die böhm. Aka- 
demie, zur Hälfte durch die Gesellschaft zur Förderung deutscher Wissen- 
schaft etc. zur Auszahlung. 

**) Alle diesbezüglichen Arbeiten erscheinen abgesondert sowohl in 
böhmischer als auch in deutscher Ausgabe (der deutsche Text immtr brei- 
terer, daher eigentlich teuerer) 

**) Den Statuten nach utraquistisch, de facto deutsch. 

'*) Den in diesem Titel noch angeführten Beitrag dem Vereine zum 
Baue eines akademischen Hauses in Prag führe ich hier nich an, da der- 
selbe offenbar keinen wissenschaftlichen, sondern vielmehr einen humani- 
tären Zweck verfolgt. 
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Obzwar ich, wie aus.jd^il ÄJit^oelktingen 32 — 36 erhellt, die 
Teilung möglichst ge\«}ssö)ihaTt'*und derart durchführte, dass 
mir eher vpi5rU3^\iiiÄ:hfer als von deutscher Seite Einwendungen 
genvft:iU^;V»öraen 'könnten, so fallen doch den Deutschen 36'8*'/o, 
somit ein Anteil zu, der auch ihrer Zahlenkraft im Lande im 
ganzen entspricht, über ihr verhältnismässiges Bedürfnis aber weit 
hinausgeht. 

IL Kunstzwecke (Kap. IX., Posten, die sich nationa^l auf- 
teilen lassen): ^ 

böhmische deutsche 

Anteil 

K K. 

1. Das böhmische Landestheater 302.040 — 

2. Das deutsche Landestheater — 208.293 

3. Dem Vereine zur Förderung der Tonkunst 

im Königreiche Böhmen »7) 14000 14.000 

4. Der Stadt Petschau zur Erhaltung' der 

dortigen Musikschule — 4.000 

5. Der Stadt Pressnitz zur Erhaltung der 

dortigen städtischen Musikschule .... — 8.000 

6. Der »Umöleckä Beseda« zur Veranstaltug 
von Popularkonzerten (obzwar diese Kon- 
zerte auch den Deutschen gleich zugänglich 

sind) 1.200 — 

7. Zur Erhaltung der Akademie für bildende 

Künste in Prag (utraquistisch) 12.300 12.300 

8. Der Gesellschaft patriotischer Kunstfreunde 

in Böhmen 1.000 1.000 

9. Dem Vereine »Spolefinost pfätel starozit- 
nosti öeskych« (Gesellschaft der Freunde 

böhmischer Altertümlichkeiten) 1.000 — 

10. Dem Vereine böhmischer Schriftsteller- 
Belletristen >Mäj« 1.000 — 

11. Dem Vereine deutscher Schriftsteller und 

Künstler »Concordia« — — ^®) 

12. Dem Vereine »Manes« zum Zwecke der 

Herausgabe von böhmischen Kunstwerken 2,000 ^^) — 

13. Dem Vereine der bildenden Künstler » Jed- 

nota v^tvarn;^ch umelcu« in Prag ... — ^®) — 

") Zur Erhaltung eines Konservatoriums der Musik und einet utraqui- 
stischen — mit einem Übergewichte des Deutschen — Orgelschule, und zu 
Pensionsbezügen des Direktors Benewitz — eines Deutschen. 

'*) Die diesem Vereine bewilligte und angewiesene Unterstützung 
wurde zufälligerweise bis Ende dieses Jahres nicht erhoben. 

^') Hievon kommen nur lOOO K auf Rechnung des J. 1902, während die 
anderen 1000 K eine für das Jahr 1901 bewilligte und angewiesene Unter- 
stützung sind, die zufälligerweise erst im J. 1902 erhoben wurde. Es ist na- 
türlich, dass auf die hier und in der vorstehenden Bemerkung bezeichnete 
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Der 
böhmische deutsche 

Anteil ' 

K K 

14. Dem Vereine der böhmischen Journalisten 

in Prag 1.000 ,— 

15. Dem Verbände der deutschen Journalisten 

in Böhmen — 1.000 

16. Dem Vereine der böhmischen Journalisten 

in Böhmen, Mähren und Schlesien . . . 600 — 

zusammen *<^) . . . 336.140 248.593. 

Der deutsche Anteil beträgt hier über 425 7», daher 
um viel mehr, als die deutsche Bevölkerungsquote in Böhmen. 

Dass dies kein ausnahmsweise hoher Anteil eben nur im 
Jahre 1902 ist, davon überzeugt man sich, wenn man sich nach 
denselben Grundsätzen dieselben Posten der Landesrechnungen 
auch für das vorletzte Jahr 1901 zusammenstellt: Der böhmische 
Anteil beziffert sich da auf 295.735 K, der deutsche Anteil auf 
259.356 K, in Prozenten ist hiebei der deutsche Anteil auf mehr als 
46'7Vo oder fast auf die Hälfte des gesamten Aufwandes gestiegen. 

Wenn man die angeführten Posten für Kunst und Wisse n- 
schaft (aus dem Jahre 1902) summiert, so bekommt man einen 
böhmischen Anteil von 410.330 K, einen deutschen von 291.783 K; 
der deutsche Anteil beträgt somit 41 567o oder wiederum 
beträchtlich mehr, als die deutsche Bevölkerungsquote 
in Böhmen. 

Das von Wieser selbst gewählte Jahr rechtfertigt daher 
sonderbar Wiesers Behauptung, dass auf dem Gebiete der Kunst 
und Wissenschaft das Land den Deutschen Unrecht zufügt 1 

Aber selbst, wenn man die betreffenden Posten für eine 
längere Reihe von Jahren, in welcher die Zufälligkeiten eines einzigen 
Jahres verschwinden und die Regel selbst schon zur Geltung kommt, 
zusammenstellt, so findet man ein Unrecht der Deutschen nicht vor. 
Ich habe diese Posten für die letzten 10 Jahre, mit dem. von 
Wieser gewählten Jahre angefangen, und wegen des Interessanten 
einer Vergleicbung auch für die letzten 10 Jahre, in denen die 
Deutschen im Landtage noch am Ruder waren, zusammengestellt; 
insgesamt nach der »Abstattung« oder nach dem »Erfolge« der 
Rechnungsabschlüsse, also in den genauesten Ziffern. Es hat 
betragen : 



Weise, die sich auch anderswo wiederholt, das Bild anscheinend zum Vor- 
teile des böhmischen Anteiles verändert wurde, — ein neuer Beleg dafür, 
wie es gefährlich ist, Daten nur für ein einziges Jahr zu verwenden. 

*•) Die übrigen in diesem Kapitel vorkommenden Posten <zur Re- 
staurierung von Kirchen und anderen historischen Baudenkmälern) erkennt 
W. selbst für gemeinsame Ausgaben an, die der einen oder der anderen Na- 
tion nicht zuzurechnen sind. 



104 



in den Jahren der böhmische Anteil der deutsche Anteil 

1902—1893 . . . 3,107.601 K = 58-9Vo 2,171.403 K = 41*1 % 
1883—1874. . . 1,165.192 K = 44-l7o 1,479.314 K = 55-97o 

Diese Ziffern sagen, ja sie schreien sogar: 

Unter der Herrschaft der Böhmen empfängt die 
»b'edrücktec' deutsche Minderheit vom Lande für 
Kunst und Wissenschaft mindestens um 47o mehr, 
als ihr nach der Bevölkerungszahl zukäme; solange 
aber diese Minorität die Herrschaft im Lande inne- 
hatte, wendete sie der böhmischen Majorität zuden- 
selben Zwecken — in denen nach Wieser das Unrecht 
besonders schmerzlich empfunden wird — wenigstens 
um 187o weniger zu, als was sie ihr schon nach der 
Populationsquote hätte zuwenden sollen! Da aber — 
wie früher gezeigt — das Bedürfnis auf böhmischer Seite 
hiebei noch weit intensiver ist als bei den von der Regierung ver- 
zogenen Deutschen, kann die Behauptung aufgestellt werden, dass 
die Deutschen während ihrer Oberherrschaft den Böhmen nicht ein- 
mal die Hälfte dessen gegeben haben, was sie ihnen nach Gebühr 
hätten geben sollen, dagegen aber dass die Böhmen ihnen jetzt damit 
vergelten, dass sie ihnen — viel mehr geben, als ihnen gehört 1 Und 
doch schreit die deutsche Journalistik und Politik über das grosse 
Unrecht auf diesem Gebiete und die Wiesersche Wissenschaft 
wiederholt es ohne jede Kritik . . . 

VIII. 

Folgerichtig beweisen die Ziffern auf allen Ge- 
bieten, auf denen W. die Deutschen vom Lande ver- 
kürzt wissen will, weil es ihnen nicht einmal ganz 
nach dem Masstabe ihrer Bedürfnisse misst, unwider- 
legbar das wahre Gegenteil. Es ist daher mindestens trau- 
rig, wenn Wieser, ein anerkannter Gelehrter, in einer Arbeit, die 
Anspruch auf eine statistische, objektive und wissenschaftliche 
Leistung erhebt, ganz und gar nicht objektiv und unwissenschaftlich 
nach den deutschen Journalen den so schwer wiegenden Vor- 
wurf wiederholt, ohne ihn nachzuweisen und ohne sich früher 
davon überzeugt zu haben, dass die Ziffern, auf die er sich doch 
stützen will, denselben direkt widerlegen! 

Aber gehen wir weiter: sehen wir uns um, wie es im Lichte 
objektiver Ziffern und vom Standpunkte des Bedürfnisses aus 
auf jenen Gebieten der Landesausgaben steht, gegen die. sich W. 
grossmütig — nicht beschwert. Betrachten wir insbesondere das 
Volksschulwesen. Freilich nicht bloss für ein einziges Jahr, wie 
dies Wieser getan, sondern für eine nach Tunlichkeit lange Reihe 
von Jahren. 
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Unser statistisches Landesbureau hat für eine seiner künfti- 
gen Publikationen (über den Gesamtaufwand für das Volksschul- 
wesen in Böhmen) interessante Tabellen über die Einnahmen 
und Ausgaben aller Landschulbezirke für die Jahre 
1874 — 1901*^) vorbereitet Verfasst sind diese Tabellen nach den 
amtlichen für diese Bezirke bei deni k. k. Landesschulrate ver- 
fertigten resp. überprüften und genehmigten Rechnungsabschlüssen 
selbst. 

Wenn man diese amtlichen Ziffern insgesamt auf Kronen über- 
führt und aus allen diesen 28 Jahren*^) summiert und wenn man 
auf Grund derselben wenigstens einige relativen Zahlen ausrechnet,, 
so bekoitimt man nachstehendes Bild: 

Die Hauptgattungen von Einnahmen für die J. 1874 — 1901 
haben betragen: 

Im ganzen Hievoti entfallen auf die . 

böhmischen deutschen böhm., deut. 





Bezirke 


Bezirke 


K 


K 


K 


7o 7o 


Ordentliche Dotationen 








aus dem Landesfonde 277,158.925 


159,964.708 


117,194217 


57 7 423 


Ausserordentliche Dota- 








tionen aus dem Lan- 


\ 






desfonde (zu ausseror- 








dentlichen Baukosten) 172.361 


44.958 


127.403 


261 739 


Bezirkschulumlagen . . 121,838 526 


72,551.207 


49,287.319 


696 40 6 


Die übrigen wirklichen 




- 




Einnahmen, somit die 








eigenen Einnahmen der 








Bezirke 99,067.607 


59,947.104 


89,120.503 


605 39 5 



Zusammen . . 498,237.419 2y2,507.977 205,729.442 58-7 41'3 
Ähnlich betrug die Ge- 
samtsumme aller 
wirklichen Ausga- 
ben 497,331.219 291,882.279 205,448.940 687 413 

Was haben diese Ziffern zu sagen? 

Erstens, dass der deutsche Anteil an der ordentlichen Landes- 
dotation für das Volksschulwesen in dieser Reihe von Jahren bedeu- 
tend grösser ist, als wie ihn Prof. W. auf Grund eines einzigen Jahres 
beziffert, und dass er die deutsche Bevölkerungsquote um einen recht 
beträchtlichen Betrag, nämlich um mehr als ö^/o übersteigt. Und 
57o von diesen 277 Mill. K stellen schon eine schöne Summe, 
fast 14 Mill. K vor! 

Zweitens, dass der Landesbeitrag zu ausserordentlichen Bau- 
kosten der Bezirksschulfonde auf eine noch mehr schreiende Art 
aufgeteilt wurde : 63*77o Böhmen haben hievon nur 26*1 7o empfangen, 
während 37-3 7o Deutschen 73-97o zugefallen sind. 



*^) Zu bedauern ist, dass in diesen Tabellen Daten für die ersten Jahre 
der Wirksamkeit der neuen Schulgesetze (1871—1873) fehlen. Es unterliegt 
keinem Zweifel, dass durch die Daten dieser Jahre der deutsche Anteil im 
Ganzen noch gesteigert würde. 
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Drittens aber, dass sich die Böhmen ihre Volksschulen in 
verhältnismässig weit grösserem Masse aus eigenen Mitteln aus- 
halten, als die Deutschen (Arg. höhere böhmische Prozentsätze in 
der dritten und vierten Gruppe, als in der ersten und zweiten 
und als im Durchschnitte). 

Ziehen daher die Peutschen im Volksschulwesen 
vom Lande noch immer einen verhältnismässig 
grösseren Gewinn, als wir Böhmen, obzwar sie eine 
»arme bedrückte Minorität« und wir in regierender 
Majorität sind. 

Wie anders die Dinge lagen, solange die Deutschen noch in 
regierender Mehrheit waren, das bezeugen die Ziffern über die 
ordentliche*^) Landesdotation für das Volksschulwesen aus diesen 
Jahren, namentlich unter Vergleichung derselben mit der Summe der 
gesamten reellen ordentlichen Ausgaben der Bezirksschulfonde: 

Von der ordentlichen Landes- Die Summe der gesamten oi den t- 

dotation entfielen auf die liehen Ausgaben betrug in den 

Im Jahre böhmischen deutschen böhmischen deutschen 

Bezirke Bezirken 





K 


K 


K 


K 


1874 . 


. 576.297 


1,392.058 


4,490.630 


3,694.871 


1875 . 


. 1,202.284 


1,942.571 


4,660.554 


4,061.862 


1876 . 


. 1,257.987 


1,954.835 


5,169.252 


4,361.813 


1877 . 


. 1,359.742 


2,116.673 


5,566.232 


4,637.183 


1878 . 


. 2,051,324 


2,686.129 


6,127.306 


4,962823 


1879 . 


. 1,773.299 


2,399.095 


6,343.862 


5,285.599 


1880 . 


. 2,431.917 


2,755.942 


6,607.118 


5,338.301 


1881 . 


. 2,051.924 


2,384.744 


7,095.860 


5,580.185 


1882 . 


. 2,562.788 


2,464.886 


7,544.922 


5,894.212 



Erst im Jahre 1882 ist daher den über Ys ^^^ Landesein- 
wohner umfassenden Böhmen von den Landesmitteln für das 
Volksschulwesen um etwas weniger als die Hafte zugekommen! 
Bis zu dieser Zeit haben die Herren Deutschen — Yg der Ein- 
wohner — hievon nicht vielleicht ein wenig über die Hälfte, sondern 
sogar auch über 707o (J. 1874) empfangen! Ein Perzentsatz, den 
die Böhmen obzwar dies ihrer Volkszahl im Lande entspräche, 
nie erreicht haben 1 Und es lässt sich auch nicht behaupten, dass 
die Böhmen in jenen Jahren der deutschen Landesbeherrschung viel- 
leicht ein kleineres Bedürfnis an Volksschulen gehabt hätten als 
die Deutschen. Im Gegenteil, ihr Bedürfnis war und ist bisher 
grösser; dies ergibt sich nicht nur aus der Tatsache, dass das 
böhmische Volksschulwesen in Böhmen schon seit Maria There- 
siens Zeiten zu Gunsten des deutschen zurückgesetzt wurde und 
dass wir diesbezüglich noch recht viel nachzuholen haben, sondern 



*') Über die ausserordentliche umsomehr; ich führe sie hier nur deshalb 
nicht an, weil sie absolut gering sind und dass ich nicht mit vielen Ziffern 
ermüden will. 
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auch aus unseren Ziftern : War denn der Gesamtaufwand für das 
Volksschulwesen in den böhmischen Schulbezirken in allen jenen 
Jahren bei weitem grösser, als in den deutschen Bezirken, wie 
unsere zwei letzten Reihen bezeugen. 

Also: Auch während der deutschen Herrschaft 
hatte zwar das böhmische Volksschulwesen ein 
nicht nur absolut, sondern auch relativ weitaus 
grösseres Bedürfnis, als das. deutsche, aber es em- 
pfing vom Lande nicht volle 507oi mitunter s^uch 
nicht volle SO^oi somit nicht einmal die Hälfte des- 
sen, worauf es schon nach der Bevölkerungsquote 
Anspruch hätte. Hingegen bekommt das deutsche 
Volksschulwesen, gleichviel sein Bedürfnis auch re- 
lativ weit hinter dem böhmischen zurücksteht, unter 
der böhmischen Herrschaft nach eigenen Berech- 
nungen Wiese r's mehr, als was auf dasselbe nach 
der Volkszahl entfiele. 



IX. 

Bevor ich schliesse, sei mir erlaubt noch einmal kurz auf 
die Wieserschen Berechnungen zurückzukommen. Und zwar auf 
den Schlusskalkul Wiesers, worin er die Ergebnisse beider Teile 
seiner Arbeit einander gegenüberstellt und eine bestimmte Ziffer 
ausrechnet, die die vermeintliche Verkürzung der Deutschen in den 
Landesausgaben zum Ausdruck bringen soll. 

Er rechnet einfach folgendermassen : Er will gefunden haben, 
dass die Deutschen zu den direkten Landessteuern mit der vollen 
Hälfte beitragen, während ihnen von den Landesausgaben nur' 
gegen 37% oder um 13% weniger zugute kommen. Da nun aus 
den direkten Steuern, denen W. auch die Überweisungen von 
den direkten Staatssteuern gleichstellt, 39*67 Mill. K Landesaus- 
gaben gedeckt werden, so soll jener dreizehnperzentige 
Aufschlag aus den deutschen Steuern zugunsten 
der böhmischen Verwaltungszwecke jährlich unge- 
fähr 5 Mill. K ausmachen (gerechnet nach dem Vor- 
anschlage 1902). 

Das ist das letzte statistische Wort des Herrn Professors; 
alles Weitere sind schon nur politische und nationale, aus diesem 
Schlussatze gezogene Kpnsequenzen. 

Zu beweisen, dass dieser Schlussatz wertlos ist, wäre meines 
Erachtens überflüssig. Wir haben denn doch gezeigt, dass W. der 
Beweis der^inen seiner Prämissen (dass nämlich der deutsche 
Anteil an den Landesausgaben nur ca. 37% ausmachen möchte) 
durchaus misslungen ist ; schon dadurch wird auch der Schlussatz 
des Urteiles selbst nach den Gesetzen der Logik zu Fall ge- 
bracht. Überdies wurde oben (in dem III. Abschnitte dieser 
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Broschüre) der Beweis erbracht, dass auch die zweite Prämisse 
(die 507oig^ Steuerleistung unserer Deutschen) nicht richtig ist. 
Zum Überfluss haben wir auch noch nachgewiesen, daSs dieses 
Urteil selbst, wenn die beiden Prämissen richtig wären, den Wert 
nicht hätte, der ihm zugeschrieben wird, weil selbst die Grundlage 
desselben in mancher Hinsicht mangelhaft ist (die Steuerleistung ist 
hier kein richtiger Masstab, die Daten entnimmt W. einem einzigen 
Jahre und überdies dem Voranschläge etc.). 

Ich habe daher nicht die Absicht, auf diese Berechnungen 
noch einmal in sachlicher Hinsicht einzugehen; aber ich fühle 
mich verpflichtet, bei ihnen noch auf etwas Anderes aufmerksam 
zu machen. 

Diese Berechnung wird nämlich nach folgenden Worten 
angeführt: »Ganz anders fällt die Rechnung aus, wenn man 
neben dem Faktor der Bedürftigkeit noch den der 
Steuerleistung In Betracht zieht« (gesperrt gedruckt). 

Damit wird naturgemäss in dem Leser die Hoffnung wach- 
gerufen, dass eine Rechnung nachfolgen wird, wo beide in dieser 
Überschrift bezeichneten Faktoren: Bedürfnis und Steuerleistung 
in Betracht gezogen erscheinen. Allein von einer solchen 
kombinierten Rechnung findet man überhaupt keine 
Spur. Es folgt nur die oberwähnte Berechnung, die sich einzig 
und allein auf einen dieser Faktoren, nur auf die Steuerleistung 
stützt ; und ihr Resultat erscheint wiederum mit gesperrtem Druck 
angeführt. 

Ich weiss nicht, ob dies bei den Deutschen als ein wissen- 
schaftlicher und der Wissenschaft würdiger Vorgang zu gelten hat. 
Wenn aber ein derartiger Vorgang in einer böhmischen Arbeit vor- 
käme, so würde derselben deutscherseits gewiss sogleich Illoyalität 
"vorgeworfen werden. Man würde sagen: Die Absicht ist klar: 
In einem, nicht genug aufmerksamen Leser, wie auch in demjenigen, 
welcher wegen Mangel an Zeit nicht alles genau durchzulesen 
vermag und dessen Augen sich nur bei den markantesten Stellen 
aufhalten, desgleichen in demjenigen, der nach der ersten Lektüre 
später in der Arbeit blättert, wird auf diese Art die Vermutung 
erweckt, dass der Berechnung, die zwischen jenem gesperrt ge- 
druckten Quasititel und dem unmittelbar nach ihm ebenso in ge- 
sperrtem Druck folgenden Schlussatze vorkommt, tatsächlich die 
beiden in dem erwähnten Titel bezeichneten Faktoren zugrunde 
gelegt sind; begnügt er sich damit; so lassen wir ihn ruhig 
dabei, *^) — im Falle er aber dem Schlussatze Unrichtigkeit vor- 
werfen sollte, so machen wir ihn einfach darauf aufmerksam, 
sich die Berechnung selbst aufmerksam durchzulesen, welcher er 
wohl sogleich hätte entnehmen können, dass sie bloss auf die Steuer- 

*') ebenso wie die '.Landsleute Wiesers ruhig dabei gelassen werden^ 
einzelne Sätze und Berechnungen desselben in ganz anderem Sinne zu zi- 
tieren, als welcher ihnen beim aufmerksamen Erwägen des ganzen Zusammen- 
hanges gebührt! 
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leistung aufgebaut ist . . . Und wenn er behaupten wird, dass die 
Rechnung nicht nach der Steuerleistung selbst hätte gemacht 
werden sollen, so wird man einwenden: Nun freilich, es steht ja 
oben, dassauf die letztere nur wieben dem Faktor der Bedürftigkeit« 
Rücksicht zu nehmen ist! (Was liegt daran, wenn dies nicht getan 
wird I . . .) 

Ich will zwar dem Prof. Wieser eine solche Absicht nicht in 
die Schuhe schieben. Aber jedenfalls ist dies ein interessantes 
Versehen, das für die wissenschaftliche Genauigkeit seiner Arbeit 
durchaus nicht schmeichelhaft ist, oder ein nicht minder interes- 
santer Beleg für die eingangs dieser Erwägungen aufgestellte Be- 
hauptung: Dass sich Prof. Wieser zwar schämt, die Steuerleistung 
als den richtigen, oder sogar etwa als den einzigen Masstab für 
die Ansprüche eines Bestandteiles dem Verwaltungsganzen gegen- 
über theoretisch zu verteidigen, dass er aber dessenungeachtet 
diesen Masstab in der Praxis gegen uns ganz ruhig anwendet \ 

X. 

Zum Schluss fassen wir in gedrängter Übersicht die Ergeb- 
nisse zusammen, zu denen wir gelangt sind: 

I. Die Hauptaufgabe der Wiesers chen Arbeit bildet 
unbestritten: Einen objektiven wissenschaftlichen Be- 
weis für die Behauptung der Deutschen zu erbringen, 
dass ihnen unser Landeshaushalt Unrecht zufügt. 
Darin soll eine feste Grundlage für eine ganze Reihe deutscher 
politischer Schlussfolgerungen und Postulate geschaffen werden. 

W. ist daher bemüht nachzuweisen, dass der Landeshaushalt 
die Deutschen verkürzt und zwar nicht nur dem Zweck e^ 
sondern auch den Mitteln der Landesausgaben nach. 

IL Dass aber in dem Landeshaushalte den Deutschen den 
Mitteln nach Unrecht geschähe, dies ist nicht nur unbegründet 
geblieben, sondern ist auch, wie wir gesehen haben, unwahr. 

An dem Beispiele über die Landesbeamtenschaft 
sieht man, dass W. in seine Arbeit rückhaltlos auch solche Be- 
hauptungen der deutschen nationalen Journalistik aufnimmt, deren 
widersinnige Übertriebenheit in die Augen springt und verhältnis-^ 
massig leicht zu kontrollieren war, 

III. Der Beweis, dass das Land den Deutschen dem 
Zwecke seiner Ausgaben nach Unrecht zufügt, ist 
Wieser durchaus nicht gelungen. Dieser Beweis leidet 
namentlich an zweierlei Mängeln: 

A. An nachstehenden methodischen (formellen) Mängeln : 

1. Er ist auf den Voranschlag und nicht auf die Rech- 
nungsabschlüsse aufgebaut; er beruht mithin auf Ziffern über 
die bloss vorausgesetzten Ausgaben, dort, wo genaue Daten über 
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die tatsächlichen Ausgaben vorhanden sind. An den Beispielen 
wurde gezeigt, welche praktische Tragweite dies hat. 

2. Ajusserdem rechnet W. nach dem Voranschlage für ein 
einziges Jahr, das er sich willkürlich ausgewählt hat, obzwar 
diesbezüglich Voranschläge und Rechnungsabschlüsse für mehr 
als 40 Jahre leicht zugänglich sind. Damit wurde einer der Haupt- 
grundsätze der statistischen Methode, das sogen. Gesetz der grossen 
Zahl verletzt. 

3. Auch den ausgewählten Voranschlag erschöpft er nicht 
vollständig; es sind ihm nicht weniger als 3^2 Mill. K dem 
landtäglich genehmigten Voranschlage gegenüber und 2^/^ Mill. K 
dem nicht genehmigten Voranschlage gegenüber in Verstoss ge- 
raten (er gibt überhaupt nicht an, nach welchem von diesen Voran- 
schlägen er rechnet). Damit wurde das zweite Hauptgesetz der 
statistischen Methode (die den zu beobachtenden Gegenstand nach 
Tunlichkeit erschöpfende Vollständigkeit) verletzt. 

4. Wieser gibt weder vollständig noch genau an, welche 
Landesausgaben er in seine einzelnen Gruppen auf- 
genommen hat; damit hat er die Kontrolle seiner Arbeit un- 
wissenschaftlich unmöglich gemacht, denn es lässt sich nicht 
durchgehends verfolgen, weder ob einzelne Ausgaben mit Recht 
in diese oder jene Gruppe einbezogen, noch welche Ausgaben 
ausser Acht gelassen worden sind; und dies ist im vorliegenden 
Falle deshalb umso mehr irreführend, als durch die Behauptung, 
dass in die letzte Gruppe „die noch übrigen Ausgaben** eingereiht 
erscheinen, die Vermutung wachgerufen wird, als ob die ge- 
samten Voranschlagsausgaben erschöpft worden wären. 

5. Wieser rechnet relative Zahlen (7o) auf Grund von willkür- 
lich (bis auf Hunderttausende) abgekürzten Ziffern aus. 

6. Schliesslich aber, von allen diesen Fehlern abgesehen, wäre 
der Wiesersche Beweis schon deshalb methodisch unrichtig, weil 
Wieser das den Deutschen vermeintlich zugefügte Un- 
recht durch Vergleichung ihres Anteiles an den Landes- 
ausgaben mit ihrer Steuerleistung berechnet, die Steuer- 
leistung aber, wie erwiesen, diesbezüglich unmöglich einen ge- 
rechten Masstab vorstellen kann. 

Der zuletzt angeführte Mangel steht schon an der Scheide- 
grenze zwischen den formellen und materiellen Mängeln, oder 
besser ausgedrückt, er gehört beiden diesen Gruppen an. 

Ausserdem gibt es hier aber noch eine Reihe von 

B. Mängeln rein sachlichen Charakters: 

7. Die sachliche Einreihung der einzelnen Landes- 
ausgaben in die von W. gebildeten Gruppen ist nicht 
immer richtig, selbst in den Fällen nicht, wo sie sich kontrol- 
lieren lässt. So hätte der Aufwand für Landeskunstinstitute (d. h. 
die beiden Landestheater) nicht in die fünfte, von Wieser nach der 
»Bevölkerungsquote« aufgeteilte Gruppe einbezogen werden sollen, 
sondern es entfallen hievon auf die Deutschen selbst nach dem 
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nicht genehmigten, von Wieser gewählten Voranschlage 41'327o' 
Oder: der Beitrag zum Lehrerpensioitsfonde hätte nicht ausser 
Acht gelassen oder in die sechste* Gruppe aufgenommen werden 
sollen, von der den Deutschen nur 3685% zugerechnet wurden, 
sondern er wäre nach Verhältnis des Aufwandes für die aktiven 
Lehrer aufzuteilen gewesen, wohei den Deutschen mindestens 
41 1% zufallen würden. 

8. Der Endperzentsatz, den W. für den Anteil der Deut- 
schen an den Landesausgaben berechnet hat, erscheint nicht 
einmal nach Wiesers eigenen Ziffern richtig ausgerechnet. 

Selbst, wenn man genau nach ihm mit allen bisher angeführten 
Fehlern rechnet, so bekommt man einen um etwas höheren deut- 
schen Anteil (36 969 und nicht 36 85) heraus. 

9. Um so weniger richtig ist Wiesers Schlussbe^:ech- 
nung, dass die Deutschen vom Lande um 137o oder im 
Jahre 1902 um 5'Mill. K weniger empfangen, als was sie an 
dasselbe abführen. Denn ausser allen Mängeln, die ich eben 
an seiner ersten Prämisse ausgesetzt habe, ist auch seine zweite 
Prämisse sachlich unrichtig, dass nämlich die Deutschen zu den 
direkten Landessteuern mit der vollen Hälfte beitragen möchten; 
der Beweis hierüber wurde im III. Abschnitte des vorliegenden 
Werkchens erbracht. 

IV. Allein nicht nur, dassW. der Beweis misslungen ist; 
wir hoffen ferner, dass uns der Beweis gelungen ist, dass 
unsere Landeswirtschaft den Deutschen auch in solchen 
Gebieten Un'recht nicht zufügt, auf die W. eigentlich 
seine Beschwerden beschränkt: bei Lokalbahnen, Landes- 
kultur, Kunst und Wissenschaft. Denn 

1. in Ansehung der vom Lande unterstützten Lokalbahnen 
haben wir nachgewiesen, 

a) dass das Bedürfnis, dieser gerechteste Masstab der 
Ansprüche gegen das Land, diesbezüglich auf böhmischer Seite 
unverhältnismässig grösser war und ist, als auf deutscher Seite. 

b) dass trotz alledem auf die Deutschen von allen diesen 
Lokalbahnen volle 44067o der Baulinie und nicht weniger als 
42 367o der Gesamtlandesbelastung, somit jedenfalls bei weitem 
mehr entfällt, als ihnen selbst nach der Bevölkerungsquote zu- 
käme; 

c) dass überdies auch manche den rein böhmischen Landes- 
teil durchziehenden Bahnen eigentlich anderen, nicht böhmischen 
Zwecken dienen; 

d) dass von der Landeseisenbahnaktion jener Teil, der den 
Deutschen frommt, verhältnismässig schneller in's Werk gesetzt 
wird, als der zweite, den Böhmen dienende Teil. 

2. In Ansehung der Landeskultur haben wir wenigstens aus 
amtlichen Ziffern über die im Wege des Landeskulturrates zur 
Auszahlung gelangenden Landessubventionen für die Zeit vom 
Jahre 1880—1902 resp. 1892—1902 nachgewiesen. 
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ä) dass der Regieaufwand für die deutsche Sektion im ganzen 
dem böhmischen fast Gleichgewicht hält (48'7 : 51*3), obzwar die 
deutsche Landeskultur in Böhmen mit ihrer Bedeutung, ihrem 
Umfange und Zahl ihrer Angehörigen und hauptsächlich mit ihrem 
Bedürfnisse auch nicht. zur Hälfte der böhmischen gleichkommt; 

d) dass dieser Aufwand für die deutsche Sektion sich in 
manchen Jahren sogar höher stellte, als der für die böhmische 
Sektion (J. 1896, 1899, 1900 u. 1901); 

c) dass dieser Regieaufwand bei der deutschen Sektion weit 
schneller zunimmt, als bei der böhmischen; 

d) dass von der Summe aller übrigen Landessubventionen 
und Dotationen den Deutschen in den Jahren 1880 — 1902, 43*27o 
zugefallen sind; 

e) dass bei einigen Gattungen dieser Dotationen das Verhältnis 
für die Deutschen noch weit günstiger ist; ihr Anteil beträgt ja 
47-3, 47-5, 541, 67*4, 71*9, bei dem Flachsbau sogar 98'87o; 

/) dass der deutsche Anteil an der Gesamtsumme des Regie- 
und Subventionsaufwandes für alle diese Jahre 44*67o ausweist. 

Überdies wurde gezeigt, dass auch von den direkt von der 
Landeskassa auszubezahlenden Landesdotationen, in wiefern deren 
nationale Teilung überhaupt möglich ist, ein weit grösserer Anteil 
auf deutsche Rechnung geht, als was auf die Deutschen selbst nach 
der Bevölkerungsquote entfallen würde. 

3. In Ansehung von Kunst und Wissenschaft wurden die 
betreffenden Posten der Landesrechnungen zum Teil für das von 
Wieser gewählte Jahr (1902), zum Teil für die letzten 10 Jahre 
der böhmischen und für die letzten 10 Jahre der deutschen 
Herrschaft zusammengestellt. Und man hat gefunden, dass der 
deutsche Anteil im Jahre 1902 41-567o, in den Jahren 1902—1893 
im ganzen 41'l7o, in den Jahren 1883 — 1874 sogar 55'97o ausge- 
macht hat. 

Abgesehen davon, dass auf diesem Gebiete — wie ebenfalls nach- 
gewiesen — das Bedürfnis bei den Böhmen wiederum unverhältnis- 
mässig intensiver ist als bei den Deutschen, bekommt doch die 
deutsche Minorität vom Lande für Kunst und Wissen- 
schaft unter der böhmischen Herrschaft mindestens 
um 47o meAr, als ihr nach der Bevölkerungsquote ange- 
hören würde. Solange aber diese Minderheit bei 
der autonomen Landesverwaltung entscheidend war, 
gab sie der böhmischen Minorität wenigstens um 
l87o weniger^ als was sie ihr schonnach d^r Popu- 
lationsquote hätte geben sollen! 

V. Schliesslich wurde an den Beispielen über 
das Volksschulwesen gezeigt, wie es mit den Ge- 
bieten steht, gegen welche W. überhaupt nicht Be- 
schwerdeführt. 

Aus den Ziffern der amtlichen Rechnungen für die J. 1874 — 
1901 wurde nachgewiesen, 
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1. dass der deutsche Anteil an der ordentlichen Landesdota- 
tion für diese 28 Jahre im ganzen um 5% mehr betragen hat, 
als die deutsche Bevölkerungsquote in Böhmen, somit trheblich 
mehr, als was W. selbst auf Grund des Voranschlages für das 
einzige Jahr angibt; 

2. dass den Deutschen von dem Beitrage des Landesfondes 
zum ausserordentlichen Bauaufwande der Bezirksschulfonde sogar 
73"97o zugefallen sind; 

3. dass sich die Böhmen ihre Schulen verhältnismässig bei wei- 
tem mehr aus eigenen Mitteln aushalten, als die Deutschen; 

4. dass den Böhmen, die % ^^^ Landesbevölkerung bilden 
und auch diesbezüglich sowohl absolut als auch relativ ein 
grösseres Bedürfnis haben, erst seit dem Jahre 1882 von den 
Landesmitteln für das Volksschulwesen um etwas mehr als die 
Hälfte zuteil geworden ist; 

5. dass überhaupt uns Böhmen unter der deutschen Herrschaft 
von den Landesausgaben für das Volkschulwesen mitunter auch 
nicht 30^0 zuteil geworden sind, somit weit weniger als die Hälfte 
dessen, worauf wir Anspruch zu erheben hätten, während den 
Deutschen unter der böhmischen Herrschaft noch wie vor bei weitem 
mehr zufallt, als was ihnen gebührt. 

So sind die Deutschen »unter der böhmischfeudalen Herrschaft 
im Landeshaushalte verkürzt«! 

Und s o sieht im Lichte der Ziffern und der Wahrheit die 
Arbeit Wiesers aus, die von dessen Landsleuten als »wissen- 
schaftlich« und »unwiderlegbar« gepriesen wird . . . 
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47.501 

143.046 



178.244 

351.746 
195.5U 



A. Die vom Lande garantierten 
Bahnen: 

Postelberg-Laun 

I Netolitzer Lokalbahn 

I Schlacken wert- Joachimatal . . 

1 Cerear.-Modfan-Dobfisch . . . 

i Rakonitz-Petschau mit Abzwei- 
gung Protiwitz-Buchau , . . 

I Raltoniti-Mlatz 

' Melnik-Mscheno . ■ 

\ Mscheno- Unter- Cetno 

< Slrakonic-Bfeznic, mit Abzwei* 
gang Blatna-Nepomuk und 
Kfeznic-Roämital 

3 Chrudim-Holic (Hefmantoästec- 
Borohrädek mit Abzweigung 
Hrochowteinic-Chräst) . 

1 Tirschnitz-Schönbach . . . 

i KoKn-Cerfan-Kacow 800 

ä Neuhof- Weseriti 235 

i Brüx-LoboaitzerVerbindungsb. 
5 Brandeis a. E.-Neratowic , . 
B Hinter Tfebaft-Lochowic . . 

7 Tabor-Bechin 

3 Sw6tla-Ledee Kacow .... 
9 Karlsbad- Merkelsgrün .... 
3 Stankau-Ronsperg . . . , 
i Raudnic-Hospozin .... 

2 Schweising-Haid ..... 

3 Kaadner Lokalbahnen: 

a) Radonitz-Duppau .... 13- j;' 

b) Wilotnitz-Kaaden .... 2Ü'0' 

i Laun-Libochowic 194 

3 Polna Steken-Polna Stadt . 

S Sudomfir-Altpska 

7 Schlan Mrakau ........ 

3 Nixdorf-Rumburg - Hcrrenwalde- 

SchÖnlinde 

ä Jenschowic-Libochowic .... 
3 Wobratain-Neuhaos 

1 Böhm.-Brod-Mochov 

2 Kutte nbcrg-Zruä 

i B-Le i pa- Stein sc hönau . . . 
i Uaudleb-Wamberg Rokitnitz . . 



*) Wo hier zwei Jahre vorkommen, bedeutet dies, dass ein T^ü der 
Bahn bereits seit dem ersteren von ihnen, der Rest erst seit dem letzteren im 
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B. Die vom Lande durch 
Übernahme von Stamm- 
aktien unterstutzten Bah- 
nen: 
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*) Wo hier zwei Jahre vorkommen, bedeute dies, dass ein Teil der 
Bahn bereits seit dem ersteren von ihnen, der Rest erst seit dem letzteren im 
Betriebe steht. 
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